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Bundesstadt Bonn Zugestellt am 19.10.2015 

Der Oberbürgermeister   

Amt 02 Niederschrift  
 X öffentlich  nicht öffentlich 

 Drucksachennummer   
 1513194NO   
 Sitzung 

Rat 
  - Fragestunde - X/10 

 Sitzungstag 
17.09.2015 

 Sitzungsort 
Stadthaus Ratssaal 

 Beginn 18:01 Uhr 

 Ende 18:13 Uhr 

   Seite 

 
 Große Anfragen   

1. Drucksachen-Nr.: 1510595NV3  1287 
 Große Anfrage: BBB-Fraktion vom 03.07.2015   
 Bonn packts an; Information der Bürgerinnen und Bürger zur Ablehnung von 

TOP 25 Bürgervorschlägen 
  

    
2. Drucksachen-Nr.: 1512482  1287 
 Große Anfrage: BBB-Fraktion vom 14.08.2015   
 WCCB; Nachzahlungen wegen Behinderungen und 

Beschleunigungsmaßnahmen 
  

    
3. Drucksachen-Nr.: 1512641  1288 
 Große Anfrage: BBB-Fraktion vom 27.08.2015   
 25 Jahre Deutsche Wiedervereinigung am 3. Oktober 2015; Erinnerung der 

Bundesstadt Bonn an dieses historische Ereignis 
  

    
4. Drucksachen-Nr.: 1512642  1289 
 Große Anfrage: BBB-Fraktion vom 27.08.2015   
 Stärkung der Funktion der Stadt Bonn als Bundesstadt; Tag der Offenen Tür 

der Bundesministerien und der Bundesbehörden 
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Oberbürgermeister Nimptsch eröffnet um 18.01 Uhr die öffentliche Fragestunde des Rates. Auf seine 
Frage, ob Bedenken gegen eine Übertragung der Sitzung im Internet bestehen, werden keine 
Einwände erhoben. 
 
Oberbürgermeister Nimptsch hält den in der Anlage beigefügten Nachruf für den am 13.09.2015 
verstorbenen Stadtverordneten Werner Esser. Im Anschluss gedenkt der Rat dem Verstorbenen mit 
einer Schweigeminute. 
 
 

1. Drucksachen-Nr.: 1510595NV3 
Große Anfrage: BBB-Fraktion vom 03.07.2015 
Bonn packts an; Information der Bürgerinnen und Bürger zur Ablehnung von TOP 25 
Bürgervorschlägen 
 
Der Rat nimmt von der Großen Anfrage und der Stellungnahme der Verwaltung hierzu Kenntnis. 
 
Die Große Anfrage hatte folgenden Inhalt: 
 
Wann findet die Informationsveranstaltung für diejenigen Bürgerinnen und Bürger statt, deren 
Sparvorschläge zwar zu den TOP 25 Bürgervorschlägen im Rahmen von „Bonn packt´s an“ gehören, 
deren Umsetzung jedoch abgelehnt wurde? 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung hierzu hatte folgenden Wortlaut: 
 
Die Informationsveranstaltung findet am 18.09.2015 von 18-20 Uhr im Ratssaal statt. 
 
 

2. Drucksachen-Nr.: 1512482 
Große Anfrage: BBB-Fraktion vom 14.08.2015 
WCCB; Nachzahlungen wegen Behinderungen und Beschleunigungsmaßnahmen 
 
Der Rat nimmt von der Großen Anfrage und der Stellungnahme der Verwaltung hierzu Kenntnis. 
 
Die Große Anfrage hatte folgenden Inhalt: 
 
1.1 Ist der Oberbürgermeister der Auffassung, dass die Aufgabenstellung des Generalplaners gem. 

Auftrag auch aus heutiger Sicht umfassend und vollständig war? 
1.2 Wie lautet die vertraglich vereinbarte Leistungsbeschreibung des Generalplaners? 
1.3 Ist der Oberbürgermeister der Auffassung, dass der Generalplaner alle gem. Auftrag 

geschuldete Leistungen vollständig und mangelfrei erbracht hat? 
 
2.1 Ist der Oberbürgermeister der Auffassung, dass die Aufgabenstellung des Projektsteuerers 

gem. Auftrag auch aus heutiger Sicht umfassend und vollständig war? 
2.2 Wie lautet die vertraglich vereinbarte Leistungsbeschreibung des Projektsteuerers? 
2.3 Ist der Oberbürgermeister der Auffassung, dass der Projektsteuerer alle gem. Auftrag 

geschuldete Leistungen vollständig und mangelfrei erbracht hat? 
 
3. Was sind aus Sicht des Oberbürgermeisters die wesentlichen Ursachen für die „regelmäßig 

auftretenden Schwierigkeiten, die aufgrund neuer Erkenntnisse im Zuge der 
Fertigstellungsarbeiten für das Konferenzzentrum WorldCCBonn zu Tage traten“, und durch die 
„es an zahlreichen Stellen zu Störungen des Bauablaufes gekommen“ ist (so u.a. Drs. 
1510872)? 

 
4.1 Geht der Oberbürgermeister davon aus, dass der Bundesstadt Bonn durch diese 

„Schwierigkeiten“ im Projektablauf ein Schaden entstanden ist? 
4.2 Wenn Ja, wie hoch wird dieser Schaden von ihm veranschlagt? 
4.3 Geht der Oberbürgermeister davon aus, dass dieser eingetretene Schaden allein von der 

Bundestadt Bonn als Bauherrin, vertreten durch das SGB, zu verantworten ist? 
4.4 Wenn nein: Was hat der Oberbürgermeister bisher (vorbereitend) unternommen, um 

Schadensersatzansprüche gegen Projektbeteiligte geltend zu machen? 
4.5 Ist die Durchsetzung solcher möglichen Schadensersatzansprüche, insbesondere wegen 

Bauzeitverlängerung und Baubehinderungen,  durch nachträglich mit den Firmen Züblin, Imtech 
und EAN getroffene Vereinbarungen zur Abgeltung von Nachtragsforderungen und/oder zur 
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Realisierung von Baubeschleunigungsmaßnahmen zur Erreichung des gem. Bauzeitenplan 
vom 20.01.2015 vorgesehenen Zeitpunkts der Inbetriebnahme des Kongresszentrums 
erschwert oder gar ausgeschlossen worden? 

4.6 Wenn Ja: Um welche Vereinbarungen handelt es sich? 
4.7 Da die Fragesteller nicht davon ausgehen, dass die Bundesstadt Bonn als Bauherrin, vertreten 

durch das SGB, durch eigenes Handeln oder Unterlassen zum Schaden dem Grunde oder der 
Höhe nach beigetragen hat, und der Schaden daher auch nicht von ihr allein zu tragen wäre: 

 Beabsichtigt der Oberbürgermeister aus diesem Grund gegen einen Projektbeteiligten Klage zu 
erheben und welchen der übrigen Projektbeteiligten gegenüber – wie in solchen Fällen üblich – 
den Streit zu verkünden? 

4.8 Wenn Nein: Warum soll das unterbleiben? 
 
5.1 Wer hat die abschließenden Verhandlungen zu den nachträglichen Vereinbarungen mit den 

Firmen 
 - Züblin, 
 - Imtech und 
 - EAN 
 federführend geführt und wer war seitens der Bundestadt Bonn als Bauherrin, des 

Projektsteuerers und des Generalplaners an diesen Verhandlungen beteiligt? 
5.2 Wenn keine Beteiligung erfolgt ist: Warum wurde darauf verzichtet? 
5.3 Waren die Interessen der Bundesstadt Bonn bei diesen Verhandlungen durch einen Fachanwalt 

vertreten und wenn Nein: Warum wurde darauf verzichtet? 
5.4 In welcher Höhe hat sich die Bundesstadt Bonn jeweils den Firmen  
 - Züblin, 
 - Imtech und 
 - EAN 
5.4.1 zur Zahlung auf Nachträge 
5.4.2 zu Zahlungen für Beschleunigung der Bauabwicklung zur Erreichung einer Inbetriebnahme mit 

der geplanten UN-Konferenz 
 verpflichtet? 
 
6. Ein Bauzeitenplan ist der Politik zuletzt im Januar 2015 vorgelegt worden. Warum wurde 

damals kein Hinweis gegeben, dass es sich nicht um einen mit allen Projektbeteiligten 
abgestimmten und fortgeschriebenen Bauzeitenplan (Netzplan) handelte? 

 
Die Stellungnahme der Verwaltung hierzu hatte folgenden Wortlaut: 
 
Die Beantwortung der Großen Anfrage des BBB vom 14.08.2015 erfolgt aufgrund z.T. vertraulicher 
Inhalte in nichtöffentlicher Sitzung. 
 
 

3. Drucksachen-Nr.: 1512641 
Große Anfrage: BBB-Fraktion vom 27.08.2015 
25 Jahre Deutsche Wiedervereinigung am 3. Oktober 2015; 
Erinnerung der Bundesstadt Bonn an dieses historische Ereignis 
 
Der Rat nimmt von der Großen Anfrage und der Stellungnahme der Verwaltung hierzu Kenntnis. 
 
Die Große Anfrage hatte folgenden Inhalt: 
 
Mit welchen Veranstaltungen wird die Bundesstadt Bonn den Tag der 25. Wiederkehr der Deutschen 
Einheit vom 3. Oktober 1990 begehen? 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung hierzu hatte folgenden Wortlaut: 
 
Der Oberbürgermeister der Bundesstadt Bonn begeht das Jubiläum „25 Jahre Deutsche Einheit“ 
gemeinsam mit dem Oberbürgermeister der Stadt Potsdam und Gästen aus den beiden 
Partnerstädten bei einem Empfang am Vorabend des nationalen Gedenktages, Freitag, 2. Oktober 
2015, im Haus der Geschichte. Er wird dazu auch Gäste aus Rat, Verwaltung, Politik und 
Stadtgesellschaft einladen. Deutsch-deutsche Städtepartnerschaften und Kontakte auf 
bürgerschaftlicher Ebene haben dazu beigetragen, Vorbehalte zwischen Ost und West zu 
überwinden und die Einheit zu pflegen. Die Bürgerbegegnung mit Gästen aus Bonn und Potsdam ist 
daher ein passendes Format, um das Einheitsjubiläum zu würdigen. Das Haus der Geschichte ist 
der passende Ort, trägt es mit seiner Sammlung doch in besonderer Weise dazu bei, die Erinnerung 
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an die friedliche Revolution von 1989, ohne die die deutsche Wiedervereinigung nicht möglich 
gewesen wäre, wachzuhalten. 
 

- - - 
 
Einen Wortbeitrag leistet Stv. Schmitt -BBB-. 
 
 

4. Drucksachen-Nr.: 1512642 
Große Anfrage: BBB-Fraktion vom 27.08.2015 
Stärkung der Funktion der Stadt Bonn als Bundesstadt; 
Tag der Offenen Tür der Bundesministerien und der Bundesbehörden 
 
 
Der Rat nimmt von der Großen Anfrage und der Stellungnahme der Verwaltung hierzu Kenntnis. 
 
Die Große Anfrage hatte folgenden Inhalt: 
 
Mit wem hat der Oberbürgermeister in Ausführung des einstimmigen Ratsauftrages mit welchem 
Ergebnis über die Durchführung eines Tages der Offenen Tür der Bundesministerien, die nach dem 
Berlin/Bonn-Gesetz ihren ersten Dienstsitz in der Bundesstadt haben, sowie der in Bonn ansässigen 
Obersten und Oberen Bundesbehörden Gespräche geführt? 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung hierzu hatte folgenden Wortlaut: 
 
Das Vorhaben eines Tages der Offenen Tür der Bundesministerien, die nach dem Berlin/Bonn-Gesetz 
ihren ersten Dienstsitz in der Bundesstadt haben, sowie der in Bonn ansässigen Obersten und 
Oberen Bundesbehörden ist in Gesprächen im Rahmen der Entwicklungsperspektiven dieser 
Behörden am Standort Bonn thematisiert worden. Ein solches Vorhaben zur zeitgleichen Präsentation 
aller Bundeseinrichtungen ist derzeit nicht von den Einrichtungen selbst geplant. Hierfür wären 
erfahrungsgemäß neben Mitteln des Bundes auch Mittel seitens der Stadt Bonn aufzubringen, die 
derzeit nicht im städtischen Haushalt eingeplant sind. Gleichwohl strebt auch die Stadt an, einen 
solchen allgemeinen Tag der offenen Tür auch mit den Bundeseinrichtungen wieder einmal anbieten 
zu können. Wegen des hohen Aufwands auf allen Seiten gibt es dazu jedoch keine konkreten Pläne. 
 
Dennoch gibt es am Standort Bonn immer wieder die eine oder andere Gelegenheit, Einblick in die 
Arbeit von Bundesinstitutionen zu erhalten.  
 
An erster Stelle ist da das Bundespräsidialamt mit der Villa Hammerschmidt zu nennen, das 
regelmäßig Tage der offenen Tür veranstaltet. So fand beispielsweise am 14. Juni von 11.00 bis 18.00 
Uhr ein Tag der offenen Tür in der Villa Hammerschmidt in Bonn statt, der gemeinsam vom 
Bundespräsidialamt und der Stadt Bonn veranstaltet wurde. Neben der Villa Hammerschmidt standen 
der Kanzlerbungalow und die historischen Räume im ehemaligen Bundeskanzleramt, dem jetzigen 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), den Gästen zur 
Besichtigung offen. Das BMZ gab dabei auch Einblick in seine Arbeit. Auch das Haus der Geschichte 
beteiligte sich in Kooperation mit dem BMZ. 
 
Es ist geplant, dass in Zukunft ein weiterer Tag der offenen Tür in der Villa Hammerschmidt stattfinden 
soll, bei dem weitere Bundes-, Wissenschafts- sowie und internationale Einrichtungen sich 
präsentieren. Die guten Erfahrungen mit dem Tag der Offenen Tür in der Villa Hammerschmidt 
können genutzt werden, um weiterhin auf die Durchführung eines allgemeinen Tages der Offenen Tür 
in allen Behörden des Bundes in Bonn hinzuwirken. 
 
 

- - - 
 
Einen Wortbeitrag leistet Stv. Schott -BBB-. 
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Bundesstadt Bonn Zugestellt am 19.10.2015 

Der Oberbürgermeister   

Amt 02 Niederschrift  
 X öffentlich  nicht öffentlich 

 Drucksachennummer   
 1513194NO   
 Sitzung 

Rat 
   X/10 

 Sitzungstag 
17.09.2015 

 Sitzungsort 
Stadthaus Ratssaal 

 Beginn 18:14 Uhr 

 Ende 22:30 Uhr 

   Seite 

 

Tagesordnung 
1 Öffentliche Sitzung  1296 

 
1.0 Anerkennung der Tagesordnung  1296 

 
1.1 Einführung und Verpflichtung von Stadtverordneten  

 
1.2 Genehmigung der Niederschriften über die öffentlichen Sitzungen des Rates vom 

07.05.2015 und vom 18.06.2015 
 1297 

Drucksachen-Nr.: 1512729NO2 (07.05.2015) 
Drucksachen-Nr.: 1512840NO2 (18.06.2015) 
 

1.3 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen  1297 

1.3.1 Drucksachen-Nr.: 1511991NV5  1297 
 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters betr. 

WorldCCBonn: Weiterer Umgang mit der Fassade am Parkhaus des 
Konferenzzentrums WorldCCBonn 

  

    
1.3.2 Drucksachen-Nr.: 1512035NV3  1297 
 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters betr. 

WorldCCBonn: Wiederaufnahme der Planungen zur Herstellung der 
Konzerttauglichkeit im Großen Saal des Konferenzzentrums WorldCCBonn 

  

    
1.3.3 Drucksachen-Nr.: 1512125  1298 
 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters betr. 

Bereitstellung überplanmäßiger Mittel für die Messebeteiligung an der MIPIM 2016 
  

    
1.3.4 Drucksachen-Nr.: 1512494  1298 
 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters betr. 

Öffnungszeiten der Bonner Hallenbäder 
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1.4 Vorlagen aufgrund von Empfehlungen der Bezirks-vertretungen und der 
Ausschüsse 

 1298 

1.4.1 Drucksachen-Nr.: 1412893NV19  1298 
 Zukünftige Bibliotheksstruktur   
    
1.4.2 Drucksachen-Nr.: 1510283  1300 
 Bürgerbeteiligung 'Bonn packt’s an' - Bürgervorschläge TOP 25 

hier: Bürgervorschlag, Rang-Nr.: 18 'Hamburger Transparenzmodell nach WCCB-
Desaster übernehmen!' 

  

    
1.4.3 Drucksachen-Nr.: 1511061NV7  1301 
 Abgabe / Verkauf von Cannabisprodukten   
    
1.4.4 Drucksachen-Nr.: 1511182  1302 
 Bürgerantrag: Thematisierung Klassengröße in Schulen mit gemeinsamem 

Lernen/Begrenzung auf 22 Schülerinnen und Schüler 
  

    
1.4.5 Drucksachen-Nr.: 1511860  1302 
 Bestellung der Mitglieder des Städtebau- und Gestaltungsbeirates für die 

folgenden zwei Jahre 
  

    
1.4.6 Drucksachen-Nr.: 1511865  1304 
 2. Satzung zur Änderung der Satzung der Bundesstadt Bonn über die Erhebung 

einer Zweitwohnungssteuer 
  

    
1.4.7 Drucksachen-Nr.: 1511943  1304 
 Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen nach den §§ 127 ff. 

BauGB für die erstmalige Herstellung der Herbert-Rabius-Straße in Bonn-Beuel 
  

    
1.4.8 Drucksachen-Nr.: 1512089  1305 
 Beschluss zu den vorgebrachten Stellungnahmen und Satzungsbeschluss 2. 

Änderung Bebauungsplan Nr. 7919-1 sowie 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 7919-
5, Stadtbezirk Bonn, Ortsteil Dottendorf; 'In der Raste' 

  

    
1.4.9 Drucksachen-Nr.: 1512145  1305 
 Beteiligung am Projektantrag 'Marktforschungsinitiative' des Landesverbandes 

Tourismus NRW e.V. 
  

    
1.4.10 Drucksachen-Nr.: 1512153  1305 
 3.Satzung zur Änderung der Satzung der Stiftung zur Förderung der Feuerwehr   
    
1.4.11 Drucksachen-Nr.: 1512212  1305 
 Stellungnahmen sowie Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 7321-31, 

Stadtbezirk Bonn, Ortsteil Lessenich; 'Bahnhofstraße' 
  

    
1.4.12 Drucksachen-Nr.: 1512238  1308 
 Beschluss zu den Stellungnahmen sowie Aufstellungs- und Satzungsbeschluss 

zur 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7925-22 der 
Bundesstadt Bonn, Stadtbezirk Beuel, Ortsteil Geislar  Geislar West 

  

    
1.4.13 Drucksachen-Nr.: 1512297  1309 
 Satzung der Bundesstadt Bonn über Erlaubnisse und Gebühren für 

Sondernutzungen an öffentlichen Straßen (Sondernutzungssatzung) 
  

    
1.4.14 Drucksachen-Nr.: 1512346  1309 
 Einführung eines neuen Bildungsganges zum Erwerb des Baccalauréats am 

Hardtberg-Gymnasium zum Schuljahr 2016/2017 
  

    
1.4.15 Drucksachen-Nr.: 1512367  1309 
 3. Investitionsprogramm des Bundes -Kinderbetreuungsfinanzierung- 2015-2018 

(2. Antragsrunde) 
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1.4.16 Drucksachen-Nr.: 1512370  1310 
 Ambulante Sprachheilhilfe   
    
1.4.17 Drucksachen-Nr.: 1512406  1310 
 Fahrdienst für Menschen mit Behinderung   
    
1.4.18 Drucksachen-Nr.: 1512433  1311 
 Gewerbeflächenkonzept des Rhein-Sieg-Kreises - regionale 

Gewerbeflächenpolitik 
  

    
1.4.19 Drucksachen-Nr.: 1512504  1312 
 Stationäre Pflegesätze für die Seniorenzentren 2015   
    
1.4.20 Drucksachen-Nr.: 1512506  1312 
 Planung eines neuen Kombibades für Bonn   
    
1.4.21 Drucksachen-Nr.: 1512599  1313 
 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 83 (2) 

GO NRW - Liste I/2015 
  

    
1.4.22 Drucksachen-Nr.: 1512627  1313 
 Sanierung und Umbau der Küche im ehemaligen Plenargebäude der WCCB-

Bestandsbauten 
  

    
1.4.23 Drucksachen-Nr.: 1512682  1314 
 Vertragseckpunkte für einen möglichen ehrenamtlichen Betrieb in 

Stadtteilbibliotheken 
  

    
1.4.24 Drucksachen-Nr.: 1512621NV4  1314 
 Fahrplanwechsel 12.2015   
    
1.4.25 Drucksachen-Nr.: 1512915NV2  1315 
 Umzug des "Pantheon-Theater" auf das Gelände der Schauspielhalle Beuel   
    

 

1.5 Anträge von Fraktionen  1316 

1.5.1 Drucksachen-Nr.: 1511813  1316 
 Antrag: DIE LINKE. vom 20.05.2015   
 Konsequente Fortsetzung der Energiewende bei den Stadtwerken   
    
1.5.2 Drucksachen-Nr.: 1511906  1316 
 Antrag: Bzv. Falkowski, Stv. Beu und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Bzv. Lerch, 

Stv. Reinsberg, Stv. Moll und CDU-Fraktion Bzv. Thomas und FDP-Fraktion vom 
26.05.2015 

  

 Planung einer Radstation am Bahnhof Bad Godesberg    
    
1.5.3 Drucksachen-Nr.: 1512021  1317 
 Antrag: Dr. Klaus-Peter Gilles und CDU-Fraktion, Stv. Bärbel Richter und SPD-

Fraktion Stv. Werner Hümmrich und FDP-Fraktion vom 18.06.2015 
  

 Bebauungsplanverfahren zur Neugestaltung des Viktoriakarrees   
    
1.5.4 Drucksachen-Nr.: 1512054  1318 
 Antrag: DIE LINKE. vom 24.06.2015   
 Gewährung von Rechtsschutz für städtische Bedienstete   
    
1.5.5 Drucksachen-Nr.: 1512095  1319 
 Antrag: BBB-Fraktion vom 03.07.2015   
 Einrichtung eines Projektbeirates 'Sanierung Beethovenhalle'   
    
1.5.6 Drucksachen-Nr.: 1512113  1319 
 Antrag: Stv. Werner Esser  Stv. Angelika Esch  SPD-Fraktion vom 06.07.2015   
 Bonner Wohnungsnot durch aktives städtisches Flächenmanagement bekämpfen   
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1.5.7 Drucksachen-Nr.: 1512124  1321 
 Antrag: Stv. Marcel Schmitt und BBB-Fraktion vom 09.07.2015   
 Einrichtung einer Notdienstpraxis am Petrus-Krankenhaus; 

Erhaltung der Notdienstpraxen in Beuel, Bad Godesberg und Hardtberg 
  

    
1.5.8 Drucksachen-Nr.: 1512135  1322 
 Antrag: DIE LINKE. vom 06.07.2015   
 Probleme im neuen Dienstleistungszentrum   
    
1.5.9 Drucksachen-Nr.: 1512175  1323 
 Antrag: DIE LINKE. vom 15.07.2015   
 Keine Sanktionen des Jobcenters mehr auf die Kosten der Unterkunft   
    
1.5.10 Drucksachen-Nr.: 1512354  1324 
 Antrag: Stv. Angelika Esch  Stv. Sebastian Kelm Stv. Herbert Spoelgen  SPD-

Fraktion vom 23.07.2015 
  

 Städtisches Grundstück 'Erzberger Ufer, Gem. Bonn Flur 63 Flurstücke 100, 193, 
200, 201'  hier: Prüfung Übertragung an die Vebowag 

  

    
1.5.11 Drucksachen-Nr.: 1512467  1325 
 Antrag: DIE LINKE. vom 12.08.2015   
 Personelle Verstärkung SozialarbeiterInnen zur Flüchtlingsbetreuung   
    
1.5.12 Drucksachen-Nr.: 1512542NV2  1325 
 Antrag: BBB-Fraktion vom 18.08.2015   
 Bürgerdienste; Wartezeiten im Zentralen Dienstleistungszentrum   
    
1.5.13 Drucksachen-Nr.: 1512643  1325 
 Antrag: Stv. Bärbel Richter  SPD-Fraktion vom 27.08.2015   
 Personalentscheidung Dezernate V und VI   
    
1.5.14 Drucksachen-Nr.: 1512651  1326 
 Antrag: Stv. Bärbel Richter  Stv. Angelika Esch SPD-Fraktion vom 27.08.2015   
 Sanierung der Marktgarage   
    
1.5.15 Drucksachen-Nr.: 1512438  1327 
 Antrag: DIE LINKE. vom 11.08.2015   
 Pestizidfreie Stadt Bonn   
    
1.5.16 Drucksachen-Nr.: 1512837  1327 
 Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU, Grüne und FDP betr. Saunabetrieb 

im Kurfürstenbad 
  

    
1.5.17 Drucksachen-Nr.: 1512923 

Dringlichkeitsantrag der Fraktion Die Linke. betr. Genehmigung Doppelhaushalt 
2015/16 – Rechtliche Verteidigung der kommunalen Finanzautonomie 

 1328 

    
1.5.18 Drucksachen-Nr.: 1512925 

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU, Grüne und FDP betr. 
Schlachthofgelände 

 1328 

    
 

1.6 Vorlagen der Verwaltung  1329 

1.6.1 Drucksachen-Nr.: 1413103NV5  1329 
 Redeordnung für die Sitzungen des Rates   
    
1.6.2 Drucksachen-Nr.: 1511870NV4  1329 
 'Neubau des Schulzentrums Tannenbusch' 

- Beanstandung des Ratsbeschlusses vom 18.06.2015 
  

    
1.6.3 Drucksachen-Nr.: 1511925  1330 
 Städtisches Grundstück 'Erzberger Ufer, Gem. Bonn Flur 63 Flurstücke 100, 193, 

200, 201' - Abriss des Studentenwohnheims 
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1.6.4 Drucksachen-Nr.: 1512181  1330 
 Benennung von drei Ratsmitgliedern für die 10. Konferenz der Ratsmitglieder 

beim Städtetages NRW am 02.12.2015 in Köln 
  

    
1.6.5 Drucksachen-Nr.: 1512225  1330 
 Entwurf des Jahresabschlusses 2013 der Bundesstadt Bonn   
    
1.6.6 Drucksachen-Nr.: 1512648  1330 
 Ersatzwahlen zu Ratsausschüssen und sonstigen Gremien   
    
1.6.7 Drucksachen-Nr.: 1512680  1331 
 Bildung und Besetzung eines Projektbeirates 'Sanierung Beethovenhalle'   
    
1.6.8 Drucksachen-Nr.: 1512787 

Ersatzwahlen zur Vertretung der Bundesstadt Bonn in Organen wirtschaftlicher 
Unternehmen hier: 
I.   Stadtwerke Bonn GmbH (SWB): Aufsichtsrat 
II.  Energie und Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg GmbH (EnW): 
Aufsichtsrat sowie Stadtwerke Bonn Beteiligungs-GmbH (SWBB): 
Konsortialausschuss 
III. Gesellschaft für Energie- und Gebäudemanagement Bonn GmbH (EGM): 
Aufsichtsrat 
IV.  Tourismus & Congress GmbH Region Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler: 
Aufsichtsrat 

 1333 

    
 

1.7 Mitteilungen  1333 

1.7.1 Drucksachen-Nr.: 1413098NV3  1333 
 Einsatz für die Einführung des Kommunalen Wahlrechts für alle auf Dauer in NRW 

lebenden Migrantinnen und Migranten 
  

    
1.7.2 Drucksachen-Nr.: 1510729NV5  1333 
 Einrichtung von Unterricht im Gemeinsamen Lernen an Gymnasien   
    
1.7.3 Drucksachen-Nr.: 1511965  1334 
 Beteiligungsbericht 2014 der Bundesstadt Bonn   
    
1.7.4 Drucksachen-Nr.: 1512236  1334 
 Vierteljahresbericht 2015 der bonnorange AöR   
    
1.7.5 Drucksachen-Nr.: 1512310  1334 
 Rückstellung im Jahresabschluss 2014 wegen anhängigem Passivprozess   
    
1.7.6 Drucksachen-Nr.: 1512540  1334 
 Umsetzung des Gesetzes für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 

Männern in Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst 
in Beteiligungen der Bundesstadt Bonn 

  

    
1.7.7 Drucksachen-Nr.: 1512593  1334 
 Bericht zur haushaltswirtschaftlichen Lage nach dem 2. Quartal 2015 und 

Controllingbericht 
  

    
1.7.8 Drucksachen-Nr.: 1512596  1334 
 23. Projektstatusbericht Konferenzzentrum   
    
1.7.9 Drucksachen-Nr.: 1512598  1334 
 Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 83 (1) GO NRW bzw. § 85 (1) GO NRW durch den Stadtkämmerer - Liste 
1/2015 
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1.7.10 Drucksachen-Nr.: 1512601  1334 
 Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 83 (1) GO NRW bzw. § 85 (1) GO NRW durch den Stadtkämmerer - Liste 
13/2014 

  

    
1.7.11 Drucksachen-Nr.: 1512606  1334 
 11. Fertigstellungsbericht des Bauherrn zur Budget- und Kostenkontrolle der 

Fertigstellung des Konferenzzentrums WorldCCBonn, Stichtag: 31.07.2015 
  

    
1.7.12 Drucksachen-Nr.: 1512035NV4  1335 
 WorldCCBonn: Wiederaufnahme der Planungen zur Herstellung der 

Konzerttauglichkeit im Großen Saal des Konferenzzentrums WorldCCBonn, hier: 
Beantwortung der Fragen aus der Dringlichkeitsentscheidung, DS-Nr.: 
1512035NV3 

  

    
1.7.13 Drucksachen-Nr.: 1512690  1335 
 Punkte der nichtöffentlichen Sitzung   
    

 
1.8 Aktuelle Informationen der Verwaltung  1335 
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1 Öffentliche Sitzung 
 
Oberbürgermeister Nimptsch eröffnet um 18.14 Uhr die öffentliche Sitzung des Rates. 
 
 

1.0 Anerkennung der Tagesordnung 
 
Beschluss: (einstimmig) 
 
Die mit der Einladung vom 03.09.2015 zur 10. öffentlichen Sitzung des Rates am 17.09.2015 
übersandte Tagesordnung wird anerkannt; der Behandlung der zur Tagesordnung 
nachgereichten Beratungsgegenstände betr.  
 
- die Beschlussvorlage zum Fahrplanwechsel 12.2015 unter TOP 1.4.24, 
 
- die Beschlussvorlage zum Umzug des ‚“Pantheon-Theater“ auf das Gelände der 

Schauspielhalle Beuel unter TOP 1.4.25, 
 
- die Beschlussvorlage zu Ersatzwahlen zur Vertretung der Bundesstadt Bonn in Organen 

wirtschaftlicher Unternehmen; hier: I. Stadtwerke Bonn GmbH (SWB): Aufsichtsrat, II. 
Energie und Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg gmbH (EnW): Aufsichtsrat sowie 
Stadtwerke Bonn Beteiligungs-GmbH (SWBB): Konsortialausschuss, III. Gesellschaft für 
Energie- und Gebäudemanagement Bonn gmbH (EGM): Aufsichtsrat, IV. Tourismus & 
Congress GmbH Region Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler: Aufsichtsrat, unter TOP 1.6.8, 

 
- den Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU, Bündnis '90/Die Grünen und FDP zum 

Saunabetrieb im Kurfürstenbad unter TOP 1.5.16, 
 
- den Dringlichkeitsantrag der Fraktion DIE LINKE zur Genehmigung Doppelhaushalt 

2015/16 - Rechtliche Verteidigung der kommunalen Finanzautonomie unter TOP 1.5.17 
und 

 
- den Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU, Bündnis '90/Die Grünen und FDP zum 

Schlachthofgelände unter TOP 1.5.18 
 
wird zugestimmt. 
 
Von der Tagesordnung abgesetzt werden die TOP 1.5.1, Antrag der Fraktion DIE LINKE 
betr. Konsequente Fortsetzung der Energiewende bei den Stadtwerken, da der Antrag in 
den Sitzungen des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz sowie des Ausschusses 
für Finanzen und Beteiligungen vertagt wurde, TOP 1.5.15, Antrag der Fraktion DIE LINKE 
betr. Pestizidfreie Stadt Bonn, da der Antrag in der Sitzung des Ausschusses für Umwelt und 
Verbraucherschutz vertagt wurde, und TOP 1.6.3, Städtisches Grundstück „Erzberger Ufer, 
Gem. Bonn, Flur 63, Flurstücke 100, 193, 200, 201“ - Abriss des Studentenwohnheims, da 
die Vorlage von der Verwaltung zurückgezogen wurde. 
 
In der Beratung vorgezogen wird der TOP 1.6.1, Beschlussvorlage betr. Redeordnung für 
die Sitzungen des Rates, damit im Anschluss an die Abstimmung selbige umgehend 
angewandt wird. 
 
 

1.1 Einführung und Verpflichtung von Stadtverordneten 
 
Der Stadtverordnete Dr. Ernesto Harder -SPD- hat mit Ablauf des 25.08.2015 sein Mandat 
niedergelegt. Gemäß § 45 KWahlG wurde aus der Reserveliste der Partei SPD Frau 
Elisabeth Zaun als Nachfolgerin festgestellt. 
 
Frau Elisabeth Zaun hat das Mandat mit Wirkung vom 28.08.2015 angenommen und ist wird 
von Oberbürgermeister Nimptsch in ihr Amt als  neue Stadtverordnete eingeführt und 
verpflichtet. 
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1.2 Genehmigung der Niederschriften über die öffentlichen Sitzungen des Rates vom 07.05.2015 
und 18.06.2015, DS-Nrn. 1512729NO2 und 1512840NO2 
 
Beschluss: (einstimmig) 
 
Die Niederschriften über die öffentlichen Sitzungen des Rates vom 07.05.2015 und 
18.06.2015 werden genehmigt. 
 
 

1.3 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen   

1.3.1 Drucksachen-Nr.: 1511991NV5   
 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters betr. 

WorldCCBonn: Weiterer Umgang mit der Fassade am Parkhaus des 
Konferenzzentrums WorldCCBonn 

  

    
Beschluss: (einstimmig bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE) 
 
Die nachstehende Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters wird genehmigt. 
 

Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 GO NW 

 
1. Für das Parkhaus am WorldCCBonn wird zunächst keine Fassade errichtet. Die Verwaltung 

kommuniziert dieses Vorgehen an das Land NRW und lässt sich nochmals bestätigen, dass die 
Auszahlung der letzten Rate aus der „alten“ Landesförderung allein von der Anzeige der 
Gesamtfertigstellung des WorldCCBonn-Komplexes abhängt und die Realisierung einer Fassade 
am Parkhaus nicht zwingend voraussetzt. 

 
2. Die bauordnungsrechtliche Genehmigung für das Parkhaus wird in Abstimmung mit der 

Bauordnungsbehörde entsprechend modifiziert bzw. das Parkhaus ohne Fassade genehmigt und 
auf dieser Grundlage eine unbefristete Betriebserlaubnis erteilt. 

 
3. Nach Abänderung der Genehmigung für das Parkhaus wird dem Land NRW die Fertigstellung des 

WorldCCBonn-Gesamtkomplexes –inklusive des Parkhauses- angezeigt. 
 
4. Unabhängig von diesem Verfahren prüft die Verwaltung optional in Betracht kommende 

Fassadengestaltungen (mit der seitens der Ratsmehrheit gewünschten Priorität für eine 
Grünfassade) und legt diese dem Rat zu gegebener Zeit zur Beratung vor. 

 
 

1.3.2 Drucksachen-Nr.: 1512035NV3   
 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters betr. 

WorldCCBonn: Wiederaufnahme der Planungen zur Herstellung der 
Konzerttauglichkeit im Großen Saal des Konferenzzentrums WorldCCBonn 

  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion) 
 
Die nachstehende Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters wird genehmigt. 
 

Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 GO NW 

 
1. Die Planungen zur Umsetzung der Konzerttauglichkeit im Großen Saal des Konferenzzentrums 

WorldCCBonn werden unverzüglich wiederaufgenommen. 
Die Verwaltung berichtet dem Unterausschuss sowie dem Rat in der jeweils ersten Sitzung nach 
der Sommerpause über den diesbezüglichen  Planungsfortschritt und die notwendigen weiteren 
Schritte zur Realisierung der Konzerttauglichkeit im Großen Saal des Konferenzzentrums 
WorldCCBonn. 

 
2. Parallel identifiziert die Verwaltung bis zur nächsten Sitzung des Unterausschusses 

Konferenzzentrum im September einen oder mehrere Ersatz-Spielorte für die Symphoniekonzerte 
des Orchesters, bei denen die derzeitigen Zuhörerzahlen berücksichtigt werden. Sie legt dar, 
inwieweit diese/r Spielort/e auch für das Beethovenfest geeignet wäre. 
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3. Ferner beantwortet die Verwaltung bis zur nächsten Sitzung des Unterausschusses 

Konferenzzentrum im September in diesem Zusammenhang folgende Fragen: 
 

a. Welche Auswirkung hat es auf die Vermarktung, wenn in Zukunft Konzerte im WCCB 
stattfinden? (September ist lt. Aussage der Bonn CC einer der umsatzstärksten Monate) 

 
b. Wann muss eine Konferenznutzung enden, um am Sonntagabend (ab 18 Uhr) ein Konzert 

durchzuführen? Wann kann danach die Konferenznutzung des Saales fortgesetzt werden? 
Welche Kosten entstehen bei diesem Umbau? 

 
c. Wie kann mit der UN sichergestellt werden, dass geplante Konzerte auch tatsächlich stattfinden 

können? 
 
d. Können zumindest Eröffnungs- und Abschlusskonzert des Beethovenfestes dauerhaft im 

WCCB durchgeführt werden? 
 
 

1.3.3 Drucksachen-Nr.: 1512125   
 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters betr. 

Bereitstellung überplanmäßiger Mittel für die Messebeteiligung an der MIPIM 2016 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von DIE LINKE und BBB) 
 
Die nachstehende Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters wird genehmigt. 
 

Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 GO NW 

Die Stadt Bonn beteiligt sich am Gemeinschaftsstand des Landes NRW auf der internationalen 
Immobilienmesse MIPIM 2016. Hierfür werden im Jahr 2016 überplanmäßig Mittel in Höhe von 19.800 
€ bereitgestellt. 
 
 

1.3.4 Drucksachen-Nr.: 1512494   
 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters betr. 

Öffnungszeiten der Bonner Hallenbäder 
  

    
Beschluss: (einstimmig bei Stimmenthaltung von einigen Stimmen aus der SPD-

Fraktion) 
 
Die nachstehende Dringlichkeitsentscheidung des Oberbürgermeisters wird genehmigt. 
 

Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 GO NW 

Die Umsetzung des Ratsbeschlusses vom 07.05.2015 zur Reduzierung der Öffnungszeiten der 
Bonner Hallenbäder ab dem 01.09.2015 wird bis zum Jahreswechsel 2015/2016 (01.01.2016) 
verschoben. 
Die durch diese Maßnahme ursprünglich erwartete Einsparung an Personalkosten in Höhe von rd. 
152.000 € wird überplanmäßig aus der Finanzstelle 152000802 (Sportförderung)/Finanzposition 
73.1000 (Transferaufwendungen) gedeckt. 
 
 

1.4 Vorlagen aufgrund von Empfehlungen der Bezirks-vertretungen und der 
Ausschüsse 

  

1.4.1 Drucksachen-Nr.: 1412893NV19   
 Zukünftige Bibliotheksstruktur   
    

Die Beratung dieses Punktes wurde durch die Beschlussfassung zu TOP 1.4.23 „Vertragseckpunkte 
für einen möglichen ehrenamtlichen Betrieb in Stadtteilbibliotheken“ (DS-Nr.: 1512682) als erledigt 
betrachtet. 
 

- - - 
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In einer kurzen Wortmeldung zieht Frau Stv. Richter -SPD- den fraktionseigenen Änderungsantrag 
(DS-Nr.: 1412893AA21) zurück. Alsdann fasst der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
 
Die vorgelegte Vorlage (DS-Nr.: 1412893NV19) hatte folgenden Wortlaut: 
 
„Die unter C dargestellte künftige Bibliotheksstruktur wird mit folgenden Änderungen umgesetzt:  
 
1. a) Nach der Eröffnung des Hauses der Bildung werden die folgenden Orts- und Stadtteil-
bibliotheken gemäß der Stellungnahme der Verwaltung (DS-Nr. 1412893ST15) weitergeführt bzw. 
eingerichtet: 
 
Dottendorf 
Mit dem Förderverein wird über ein Bielefelder Modell verhandelt. Die Räumlichkeiten werden auf 
200 qm reduziert. Sollte nach einem halben Jahr keine Einigung und keine vertraglich gesicherte 
Basis für den Betrieb des Bielefelder Modells erzielt werden, wird der Standort geschlossen. Nach den 
Sommerferien wird in dieser Einrichtung aufgrund des Personalbedarfs im Haus der Bildung die 
Öffnungszeit bis zur Etablierung des Bielefelder Modells gekürzt. 
 
 
Endenich 
Mit dem Förderverein wird über ein Bielefelder Modell verhandelt. Sollte nach einem halben Jahr 
keine Einigung und keine vertraglich gesicherte Basis für den Betrieb des Bielefelder Modells erzielt 
worden sein, wird der Standort geschlossen. Nach den Sommerferien wird in dieser Einrichtung 
aufgrund des Personalbedarfs im Haus der Bildung die Öffnungszeit bis zur Etablierung des 
Bielefelder Modells gekürzt. 
 
Auerberg/Rheindorf 
Der Standort Rheindorf wird geschlossen. 

Bezüglich des Standorts Auerberg wird mit dem Verein „Haus Müllestumpe“ über ein Bielefelder 
Modell verhandelt. Sollte für dieses eine vertraglich gesicherte Basis gefunden werden, sollen neue 
Räumlichkeiten in der Größe von 200 qm (neu) angemietet werden. Sollte nach einen halben Jahr 
keine Einigung und keine vertraglich gesicherte Basis für den Betrieb des Bielefelder Modells erzielt 
werden worden sein, wird keine neue Räumlichkeit angemietet. 
 
Beuel 
Die bisherige Bibliothek im Brückenforum wird als Stadtteilbibliothek mit 2,5 Stellen unter Ein-
beziehung eines Selbstbedienungsangebots weitergeführt. Die Räumlichkeiten werden – wenn 
möglich – reduziert.  
Die Bibliothek Beuel Ost wird in eine Schulbibliothek überführt. 
 
b) Die Prüfung der Auswirkungen des Hauses der Bildung sowie des Bielefelder Modells in den 
Zweigstellen soll nach einem Betriebsjahr überprüft werden. Diese Prüfung erstreckt sich auf alle 
Bibliotheken. Die Ergebnisse werden dem Kulturausschuss zeitnah vorgestellt, um auf dieser 
Grundlage die weitere Struktur der Bibliotheken zu beschließen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, dem nachfolgenden Beschlussvorschlag zu Ziffer 2. a) und b) nicht 
zu folgen: 
 
2. a) Die im Rahmen der Haushaltsberatungen für den Doppelhaushalt 2015/16 (DS-Nr. 
1412893EB18) gesetzte Frist von einem halben Jahr zur Umsetzung des Bielefelder Modells wird 
verlängert bis zum 31.12.2016. 
Sollte dann immer noch keine Einigung und keine vertraglich gesicherte Basis für den Betrieb des 
Bielefelder Modells erzielt werden, werden die Standorte geschlossen. 
 
b) Eine Deckung soll aus den nicht mehr benötigten Mitteln für die geplante Betreiberstiftung 
Festspielhaus Beethoven Bonn erfolgen.“ 
 

- - - 
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Der von der SPD-Fraktion zurückgezogene Änderungsantrag (DS-Nr.: 1412893AA21) hatte folgenden 
Inhalt: 
 
„Die Beschlussvorlage „Zukünftige Bibliotheksstruktur; ehrenamtlicher Betrieb“ wird mit folgenden 
Festsetzungen beschlossen: 
 
1. Die Fristverlängerung des Weiterbetriebs bis zum 31.12.2016 gilt für alle Stadtteilbibliotheken: 

Auerberg/Rheindorf, Dottendorf und Endenich sowie ausdrücklich auch für die Bibliothek Beuel-
Ost. 

 
2. Die Fristverlängerung wird von der Verwaltung dafür genutzt, mit den Fördervereinen und 

Ehrenamtlichen jeweils passgenaue Konzepte, ggf. als Alternative zu der in den 
Haushaltsberatungen für den Doppelhaushalt bisher erwähnte Umsetzung des Bielefelder Modells, 
für alle Stadtteilbibliotheken, auch für die Bibliothek Beuel-Ost, zu realisieren.“ 

 
- - - 

 
Die BBB-Fraktion gibt nachstehende Erklärung zu Protokoll: 
 
„Die BBB-Stadtratsfraktion lehnt den Beschlussvorschlag ab, weil sie die Aufrechterhaltung der 
Zweigstellen der Stadtbüchereien in den Ortsteilen angesichts der zerrütteten Finanzen der 
Bundesstadt Bonn für nicht vertretbar hält. Das Angebot einer im Stadtzentrum mit dem ÖPNV optimal 
erreichbaren Zentralbibliothek und je einer Bezirksbibliothek in den vier Stadtbezirken einschließlich 
dem Stadtbezirk Bonn ist für die Versorgung der Bundesstadt aus unserer Sicht ausreichend.“ 
 
 

1.4.2 Drucksachen-Nr.: 1510283   
 Bürgerbeteiligung 'Bonn packt’s an' - Bürgervorschläge TOP 25 

hier: Bürgervorschlag, Rang-Nr.: 18 'Hamburger Transparenzmodell nach WCCB-
Desaster übernehmen!' 

  

    
Beschluss: (einstimmig) 
 
1. Der Rat der Stadt Bonn spricht sich dafür aus, von der Verwaltung prüfen zu lassen, ob die jüngst 

für die NRW veröffentlichte SATZUNGSEMPFEHLUNG FÜR TRANSPARENZ UND 
INFORMATIONSFREIHEIT in den Kommunen von Nordrhein-Westfalen 
(TRANSPARENZSATZUNG) abrufbar unter: 
 
http://nrw.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/transprenz_satzung_nrw.prd 
 
geeignet ist, den Bürgern der Stadt Bonn mehr Einblick in die politischen Entscheidungen dieser 
Stadt zu ermöglichen und so Bürgerbeteiligung zu erleichtern. 

 
2. Sollte die Verwaltung hierfür externe Kompetenz benötigen, soll dazu eine Anfrage zu den 

Prüfungskosten an das renommierte „Lorenz-von-Stein-Institut für Verwaltungswissenschaften an 
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel“ gerichtet werden, welche Kosten entstehen würden und 
dem Rat berichtet werden. 

 
- - - 

 
Mit dem vorstehenden Beschluss folgt der Rat der Empfehlung des Ausschusses für Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger und Lokale Agenda aus dessen Sitzung vom 13.08.2015 (DS-Nr.: 
1510283EB5). 
 

- - - 
 
In einer Wortmeldung stellt Stv. Schmitt -BBB- einen mündlichen Änderungsantrag. 
 
Der Rat lehnt zunächst mit Mehrheit gegen BBB den mündlich gestellten Änderungsantrag der BBB-
Fraktion ab. Alsdann fasst der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
 
Die ursprüngliche Vorlage (DS-Nr.: 1510283) hatte folgenden Wortlaut: 
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„Im Rahmen des Bürgerbeteiligungsverfahrens "Bonn packt´s an" wurde der Bürgervorschlag mit 
Rang-Nummer 18 als einer von 25 bestbewerteten Bürgervorschlägen durch die Bürgerschaft 
ausgewählt. Der Bürgervorschlag wird in die Haushaltsberatungen verwiesen. 
 
Der Wortlaut des Vorschlags lautet: 
 
„Hamburger Transparenzmodell nach WCCB-Desaster übernehmen! 
 
Die Hamburger haben aus dem Desaster mit der Elb-Philharmonie insofern gelernt, als sie ein 
innovatives Transparenzmodell eingeführt haben. 
Wir erleben täglich die dramatische Folgen des WCCB-Desasters und lernen nichts daraus. Dieselben 
PolitikerInnen, die das WCCB-Projekt durchgewunken haben, zeigen zwar mit den Fingern auf Bärbel 
Dieckmann und die Stadtverwaltung, puschen aber das nächste unklar finanzierte Großprojekt mit 
zweifelhafter Auslastung. Der Business-Plan wird nicht veröffentlicht, Absprachen finden hinter 
verschlossener Tür statt. 
Wir finanzieren aber die Arbeitskraft, die in das Projekt fließt. Der Stadtrat könnte sich auch mit 
dringenderen Problemen befassen statt jahrelang das Beethoven-Festspielhaus schönzureden oder 
gar zu bewerben wie Stephan Eisel!““ 
 

- - - 
 
Der abgelehnte Änderungsantrag der BBB-Fraktion hatte folgenden Inhalt: 
 
„Der Rat der Stadt Bonn fordert die nordrheinwestfälische Landesregierung auf, das IFG NRW zu 
einem Transparenzgesetz weiterzuentwickeln, das die behördlichen Pflichten zur Veröffentlichung von 
Informationen im Vergleich zu den heutigen Regelungen des IFG NRW deutlich erweitert.“ 
 
 

1.4.3 Drucksachen-Nr.: 1511061NV7   
 Abgabe / Verkauf von Cannabisprodukten   
    

Beschluss: (in ziffernweiser Abstimmung; Ziff. 1.: mit Mehrheit gegen die Stimmen der 
Fraktionen von SPD und Bündnis '90/Die Grünen sowie der Piraten-Gruppe 
abgelehnt, Ziff. 2.: mit Mehrheit der Fraktionen von CDU, SPD, Bündnis '90/Die 
Grünen und FDP beschlossen) 

 
Der Rat fordert die Verwaltung auf, die bewährte Zusammenarbeit mit den örtlichen Trägern der 
Suchthilfe fortzusetzen, um Drogenabhängigen Ausstiegshilfen aufzuzeigen und dem Familienumfeld 
Unterstützung anzubieten. 
 

- - - 
 
Vorstehender Beschluss entspricht der Ziffer 2. der ursprünglichen Vorlage (DS-Nr.: 1511061NV7). 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Kopinski -Piraten-, Stv. Schmidt -Die Linke.-, Stv. von 
Mengersen -PRO NRW-, Frau Stv. Dörtlemez -FDP-, Stv. Kox -SPD-, Stv. Repschläger -Die Linke.- 
sowie Stv. Fenninger -CDU-. Der Rat lehnt zunächst mit Mehrheit gegen Linke bei Enth. Piraten den 
Änderungsantrag der Fraktion Die Linke. (DS-Nr.: 1413103AA6) ab und fasst alsdann den 
vorstehenden Beschluss. 
 
Zunächst wird der Änderungsantrag (DS-Nr.: 1511061AA8) der Fraktionen von SPD, Die Linke. und 
der Gruppe Piraten mit Mehrheit von CDU, Grüne und FDP abgelehnt. 
Danach wird in ziffernweiser Abstimmung Ziffer 1. der Vorlage (DS-Nr.: 1511061NV7) mit Mehrheit 
gegen SPD, Grüne und Piraten abgelehnt. 
Alsdann stimmt der Rat Ziffer 2. mit Mehrheit von CDU, SPD, Grüne und FDP zu. 
 

- - - 
 
Bestandteil der ursprünglichen Vorlage (DS-Nr.: 1511061NV7) war auch die nachstehende Ziffer 1., 
die der Rat mit Mehrheit gegen SPD, Grüne und Piraten abgelehnt hat: 
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„1. Der Rat betont, dass eine Legalisierung von Cannabisprodukten einhergehen muss mit 
Präventionsmaßnahmen, die besonders den Schutz von Kindern und Jugendlichen vor allen sog. 
„weichen Drogen“ (wie Nikotin, Alkohol, Cannabis) beinhalten.“ 

 
- - - 

 
Der abgelehnte Änderungsantrag (DS-Nr.: 1511061AA8) der Fraktionen von SPD, Die Linke. und der 
Gruppe Piraten hatte folgenden Inhalt: 
 
„Dem Beschlusstext wird folgender Punkt 1 vorangestellt: 
 
1. Der Rat der Stadt Bonn fordert die Bundesregierung auf, eigene Initiativen zu ergreifen bzw. 

vorliegende Gesetzesinitiativen zu unterstützen, die eine legale Abgabe von Cannabisprodukten an 
erwachsene Konsumentinnen und Konsumenten ermöglichen. 

 
Die Punkte 1. und 2. des Beschlussvorschlags werden zu 2. und 3.“ 
 
 

1.4.4 Drucksachen-Nr.: 1511182   
 Bürgerantrag: Thematisierung Klassengröße in Schulen mit gemeinsamem 

Lernen/Begrenzung auf 22 Schülerinnen und Schüler 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen Stv. von Mengersen -Pro NRW- bei Stimmenthaltung der SPD-

Fraktion) 
 
Um das Ziel zu erreichen, die Klassengröße in Klassen mit GL zu reduzieren, wird die Verwaltung 
beauftragt, Vorschläge zu erarbeiten. Hierzu gehören: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob durch Zusammenlegen von Schul- und OGS-

Räumlichkeiten noch zusätzliche Raumkapazitäten zu gewinnen sind. 
 
2. Das Aufnahmeverfahren an den Grundschulen wird für die Eltern transparenter gestaltet, damit 

Eltern die Möglichkeit haben nachzuvollziehen, wie viele Anmeldungen es an den jeweiligen 
Grundschulen bereits gibt. Hierbei sollte auch transparent gemacht werden, wie die 
voraussichtliche Anmelde- und Platzsituation an der jeweiligen OGS ist. 

 
3. Ebenso wird die Verwaltung beauftragt zu prüfen, wie auf andere Weise Raumpotentiale 

geschaffen werden können. 
 

- - - 
 
Mit dem vorstehenden Beschluss folgt der Rat der Empfehlung des Schulausschusses aus dessen 
Sitzung vom 16.06.2015 (DS-Nr.: 1511182EB6). 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Frau Stv. Grenz -SPD-, die das Abstimmungsverhalten ihrer 
Fraktion erläutert sowie Stv. von Mengersen -PRO NRW-, der seine Ablehnung begründet. Alsdann 
fasst der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
 
Der vorgelegte Bürgerantrag (DS-Nr.: 1511182) hatte folgenden Inhalt: 
 
„Forderung: 
Die Klassengröße in den Schulen mit gemeinsamem Lernen (GL) darf 22 Schüler und Schülerinnen 
derzeit nicht überschreiten.“ 
 
 

1.4.5 Drucksachen-Nr.: 1511860   
 Bestellung der Mitglieder des Städtebau- und Gestaltungsbeirates für die 

folgenden zwei Jahre 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, DIE LINKE und BBB 

sowie der Piraten-Gruppe) 
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Der Rat führt die Berufung des Städtebau- und Gestaltungsbeirates weiter und bestellt für die 
zweijährige Wahlperiode 2015 -2017 folgende Beiratsmitglieder: 
 
stimmberechtigte Mitglieder: 
 

Stellvertreter/Stellvertreterin 

Prof. Ulrike Beuter (Oberhausen) Prof. Ulrike Böhm (Berlin) 
Dr. Gabriela Bloem (Frankfurt) 
(Neuberufung) 

Prof. Benedikt Stahl (Alfter) 
(Neuberufung) 

René Daniels (Maastricht)  
Prof. Dr. Theo Kötter (Bonn)  
Prof. Dr. Engelbert Lütke Daldrup (Berlin)  
Dr. Andrea Pufke (Brauweiler)  
Prof. Thomas Sieverts (München)  
Prof. Rolf Westerheide (Aachen)  

 
- - - 

 
Der vorstehende Beschluss entspricht im 1. Absatz der ursprünglichen Vorlage der Verwaltung (DS-
Nr.: 1511860) unter Berücksichtigung der zur Sitzung vorgelegten Modifizierung (Tabelle) aus DS-Nr.: 
1511860ST2, die wie folgt begründet war: 
 
„Bis zur Abgabe der Beschlussvorlage DS-Nr.: 1511860 konnten die Kontaktaufnahmen mit möglichen 
Kandidatinnen und Kandidaten für die Nachbesetzung der durch das Ausscheiden der 
Beiratsmitglieder Frau Prof. Flagge und Frau Prof. Reicher freigewordenen Positionen nicht 
vollständig abgeschlossen werden. Zwischenzeitlich ist es gelungen, mit Frau Dr. Gabriela Bloem eine 
Person für eine Mitgliedschaft im Städtebau- und Gestaltungsbeirat zu gewinnen, die in ihrem 
fachlichen Profil in herausragender Weise städtebauliche, architektonische und ökonomische 
Kenntnisse vereinigt und darüber hinaus in die Beiratsarbeit praktische Erfahrungen in der Steuerung 
städtebaulicher Projekte einbringen kann. 
Frau Dr. Bloem ist zurzeit Bereichsleiterin in der Flächennutzungsplanung beim Regionalverband 
FrankfurtRheinMain. Zuvor war sie Projekt- und Fachbereichsleiterin bei der Forschungs- und 
Entwicklungsgesellschaft Hessen. 
Bereits in der ursprünglichen Beschlussvorlage war als neues stellvertretendes Mitglied Herr Prof. 
Benedikt Stahl vorgeschlagen worden. Herr Professor Stahl ist als Architekt und Stadtplaner sowohl 
freiberuflich mit eigenem Büro in Düsseldorf als auch als Hochschullehrer in der Architekturausbildung 
an der Alanus Hochschule in Alfter tätig. Vor diesem Hintergrund wird er hochbauliche wie 
städtebauliche Projekterfahrungen in die Beiratsarbeit einbringen. Er verfügt durch seine langjährige 
Lehrtätigkeit in Alfter über entsprechenden Ortsbezug zu Bonn. Herr Prof. Stahl bringt des Weiteren 
Erfahrungen aus seinem Engagement in Gestaltungsbeiräten der Städte Neuss und Wuppertal mit. 
Dieser ergänzenden Beschlussvorlage sind berufliche Kurzprofile von Frau Dr. Bloem und Herrn Prof. 
Stahl als externes Dokument beigefügt.“ 
 

- - - 
 
In einer Wortmeldung begründet Stv. Schmitt -BBB- die ablehnende Haltung seiner Fraktion. 
 
Alsdann fasst der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
 
Die ursprüngliche Vorlage (DS-Nr.: 1511860) beinhaltete nachstehende Tabelle mit den für die 
folgenden zwei Jahre zu bestellenden Mitgliedern des Städtebau- und Gestaltungsbeirates der Stadt 
Bonn: 
 
„ 
stimmberechtigte Mitglieder: 
 

Stellvertreter/Stellvertreterin 

Prof. Ulrike Beuter (Oberhausen) Prof. Ulrike Böhm (Berlin) 
René Daniels (Maastricht) Prof. Benedikt Stahl (Alfter) 
Prof. Dr. Theo Kötter (Bonn)  
Prof. Dr. Engelbert Lütke Daldrup (Berlin)  
Dr. Andrea Pufke (Brauweiler)  
Prof. Thomas Sieverts (München)  
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Prof. Rolf Westerheide (Aachen)  
N.N.  

“ 
 

1.4.6 Drucksachen-Nr.: 1511865   
 2. Satzung zur Änderung der Satzung der Bundesstadt Bonn über die Erhebung 

einer Zweitwohnungssteuer 
  

    
Beschluss: (einstimmig) 
 
Die 2. Satzung zur Änderung der Satzung der Bundesstadt Bonn über die Erhebung einer 
Zweitwohnungssteuer vom 12.07.2010, zuletzt geändert durch Satzung vom 08.02.2012, wird in der 
als Anlage 1 beigefügten Fassung beschlossen. 
 
 

1.4.7 Drucksachen-Nr.: 1511943   
 Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen nach den §§ 127 ff. 

BauGB für die erstmalige Herstellung der Herbert-Rabius-Straße in Bonn-Beuel 
  

    
Beschluss: (einstimmig bei Stimmenthaltung der BBB-Fraktion) 
 
Die Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen gemäß den §§ 127 ff. BauGB für die 
erstmalige Herstellung der Herbert-Rabius-Straße in Bonn-Beuel wird in der als Anlage beigefügten 
Fassung beschlossen. 
 

- - - 
 
In einer Wortmeldung richtet Stv. Schmitt -BBB- nachfolgende, wörtlich wiedergegebene, vertiefende 
Nachfrage an die Verwaltung: 
 
„Wir haben nur eine kurze Nachfrage nochmal und zwar die lautet: Wann wurde denn die erstmalige 
Erstellung, die Herstellung der Erschließungsanlage abgeschlossen und wenn dies mehrere Jahre 
zurückliegt, wie wir befürchten, warum erfolgt die Abrechnung erst heute?“ 
 
Beigeordneter Wagner -Dez. VI- sagt die Beantwortung der Nachfrage zu Protokoll zu. Alsdann fasst 
der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
Zu der Frage des Stv Schmitt -BBB- nimmt das Fachamt (Amt 63) wie folgt Stellung: 
 
„Der Beschluss über die baureife Planung (Ausbaubeschluss) wurde am 12.09.1985 durch die 
Bezirksvertretung Beuel gefasst. Dieser Beschluss sah eine Befestigungsart des Gehweges als 
wasser-gebundene Decke anstelle der in § 8 Absatz 1 b) der Erschließungsbeitragssatzung 
geregelten Befestigungsart vor. Grund für diese nicht dem § 8 Absatz 1 b) der 
Erschließungsbeitragssatzung entsprechend gewählte Befestigungsart war seinerzeit, die 
erhaltenswerten Bäume zu schützen. Zwischen 1986 und 1996 wurde die Erschließungsanlage 
diesem Ausbaubeschluss folgend tiefbautechnisch hergestellt, u.a der Gehweg in Teilbereichen mit 
einer wassergebundenen Decke. 
 
Folge der den Merkmalen der Erschließungsbeitragssatzung nicht entsprechenden Wahl der 
Gehwegbefestigung war, dass bisher keine endgültige Abrechnung der Erschließungsmaßnahme 
mangels Entstehen der endgültigen Beitragspflichten erfolgen durfte. Da die Stadt jedoch verpflichtet 
ist endgültige Beitragspflichten entstehen zu lassen, blieb im vorliegenden Fall nur der Erlass einer 
Einzel-satzung zur Herbeiführung der Abrechnung. Der Erlass einer Einzelsatzung zu einem früheren 
Zeitpunkt war aufgrund der vorhandenen personellen Kapazitäten nicht möglich, da vorrangig 
Abrechnungen durchgeführt werden mussten bei denen der Eintritt der Verjährung bevorstand. Zudem 
wurden die Anlieger in den Jahren 1992 bis 1995 zur frühzeitigen Refinanzierung der 
Erschließungsaufwendungen gemäß § 133 Absatz 3 BauGB zu Vorausleistungen auf den 
Erschließungsbeitrag herangezogen. Im Rahmen dieses Verfahrens wurde bereits ein Großteil der 
beitragsfähigen Aufwendungen refinanziert. 
 
Mit Beschluss der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen nach den §§ 127 ff BauGB 
für die erstmalige Herstellung der Herbert-Rabius-Straße in Bonn-Beuel wird nunmehr die endgültige 
Abrechnung der Erschließungsmaßnahme nach den §§ 127 ff Baugesetzbuch erfolgen.“ 
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1.4.8 Drucksachen-Nr.: 1512089   
 Beschluss zu den vorgebrachten Stellungnahmen und Satzungsbeschluss 2. 

Änderung Bebauungsplan Nr. 7919-1 sowie 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 7919-
5, Stadtbezirk Bonn, Ortsteil Dottendorf; 'In der Raste' 

  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion) 
 
1. Die mit Stellungnahme vom 02.06.2014 vorgetragenen Aspekte werden nicht berücksichtigt. 
 
2. Die von der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien, mit Stellungnahme vom 13.10.2014 

vorgetragenen Aspekte berücksichtigen die Bebauungsplanänderungen bereits insofern, als sie 
Festsetzungen zum passiven Schallschutz treffen. Darüber hinaus wird bezüglich des Aspektes 
Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen in der Nähe der Bahn ein Hinweis in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 

 
3. Die gemeinsame Begründung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7919-1 und zur 1. 

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7919-5 der Bundesstadt Bonn ergänzt die 
Satzungsbegründungen der jeweiligen Bebauungspläne. 

 
4. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7919-1 der Bundesstadt Bonn für ein Gebiet im 

Stadtbezirk Bonn, Ortsteil Dottendorf, südlich des Gebäudes „In der Raste“ 7, den Gleisanlagen 
der Deutschen Bahn AG und der Straße „In der Raste“ ist gemäß § 10 Baugesetzbuch als Satzung 
beschlossen. 

 
5. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7919-5 der Bundesstadt Bonn für ein Gebiet im 

Stadtbezirk Bonn, Ortsteil Dottendorf, südlich des Gebäudes „In der Raste“ 7, den Gleisanlagen 
der Deutschen Bahn AG und der Straße „In der Raste“ ist gemäß § 10 Baugesetzbuch als Satzung 
beschlossen. 

 
 

1.4.9 Drucksachen-Nr.: 1512145   
 Beteiligung am Projektantrag 'Marktforschungsinitiative' des Landesverbandes 

Tourismus NRW e.V. 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE) 
 
Die Stadt Bonn beteiligt sich am Projekt „Marktforschungsinitiative“ des Landesverband Tourismus 
e.V. für die Jahre 2016 bis 2018.  
 
 

1.4.10 Drucksachen-Nr.: 1512153   
 3.Satzung zur Änderung der Satzung der Stiftung zur Förderung der Feuerwehr   
    

Beschluss: (einstimmig) 
 
Die 3. Satzung zur Änderung der Satzung der Stiftung zur Förderung der Feuerwehr wird in der als 
Anlage 1 beigefügten Fassung beschlossen. 
 
 

1.4.11 Drucksachen-Nr.: 1512212   
 Stellungnahmen sowie Satzungsbeschluss Bebauungsplan Nr. 7321-31, 

Stadtbezirk Bonn, Ortsteil Lessenich; 'Bahnhofstraße' 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion) 
 
I. Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 

Baugesetzbuch sowie Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch an der Bauleitplanung 

 
Die im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch und der Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch am 
Planverfahren vorgetragenen Stellungnahmen werden entsprechend dem Beschluss des 
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Ausschusses für Planung, Verkehr und Denkmalschutz vom 19.02.2015 (DS-Nr.:1413138 und 
1413138EB5) behandelt. 
 
 
II. Stellungnahmen der Öffentlichkeit, der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im 

Rahmen der öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
 

1. Die mit Stellungnahme vom 18.04.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 
nicht berücksichtigt. 

 
2. Die mit Stellungnahme vom 21.04.2015 von der Behinderten-Gemeinschaft Bonn e.V. 

vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
 
3. Die mit Stellungnahme vom 20.04.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
4. Die mit Stellungnahme vom 20.04.2015 vom Ortsausschuss Lessenich-Meßdorf 

vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
 
5. Die mit Stellungnahme vom 07.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
6. Der mit Stellungnahme vom 30.04.2015 vorgetragene Einspruch wird zur Kenntnis 

genommen. 
 
7. Der mit Stellungnahme vom 05.05.2015 (Eingang) vorgetragene Einspruch wird zur Kenntnis 

genommen. 
 
8. Die mit Stellungnahme vom 06.05.2015 von der Gemeinde Alfter vorgetragenen Anregungen 

werden insoweit berücksichtigt, als in der Legende des Bebauungsplanes die nachrichtliche 
Darstellung zum Überschwemmungsgebiet redaktionell an die im Februar 2015 erlassene 
Verordnung der Bezirksregierung Köln angepasst wird. Die darüber hinaus vorgetragenen 
Anregungen werden nicht berücksichtigt. 

 
9. Die mit Stellungnahme vom 11.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
10. Die mit Stellungnahme vom 11.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
11. Die mit Stellungnahme vom 12.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
12. Die mit Stellungnahme vom 06.05.2015 vorgetragenen Hinweise der Landwirtschaftskammer 

NRW, Kreisstelle Rhein-Sieg-Kreis, werden zur Kenntnis genommen. 
 
13. Die mit Stellungnahme vom 12.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
14. Die mit Stellungnahmen vom 05.05.2015 und 06.12.2012 vorgetragenen Bedenken und 

Anregungen werden nicht berücksichtigt. 
 
15. Die mit Stellungnahme vom 05.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
16. Die mit Stellungnahme vom 07.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
17. Die mit Stellungnahme vom 08.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
18. Die mit Stellungnahme vom 07.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
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19. Die mit Stellungnahme vom 30.04.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 
nicht berücksichtigt. 

 
20. Die mit Stellungnahmen vom 20.03.2012, 27.10.2014 und 04.05.2015 von den Stadtwerken 

Bonn GmbH vorgetragenen Anregungen und Hinweise werden dem Erschließungsplaner und 
dem Investor zur Kenntnis gebracht und sind in der weiteren Ausführungsplanung zu 
berücksichtigen.  

 
21. Die mit Stellungnahme vom 11.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
22. Die mit Stellungnahme vom 08.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
23. Der mit Stellungnahme vom 10.05.2015 vorgetragene Einspruch wird zur Kenntnis 

genommen. 
 
24. Der mit Stellungnahme vom 12.05.2015 (Eingang) vorgetragene Einspruch wird zur Kenntnis 

genommen. 
 
25. Der mit Stellungnahme vom 08.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
26. Der mit Stellungnahme vom 11.05.2015 vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden 

nicht berücksichtigt. 
 
 
III. Satzungsbeschluss 
 

1. Die Begründung zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 7321-31 der Bundesstadt Bonn wird im 
Hinblick auf die verwendeten Gutachten redaktionell ergänzt, ansonsten jedoch unverändert als 
Satzungsbegründung übernommen. Die Ergänzung ist in der beigefügten Begründung kenntlich 
gemacht. 

2. Der Bebauungsplan Nr. 7321-31 für ein Gebiet im Stadtbezirk Bonn, Ortsteil Lessenich, 
zwischen Bahnhofstraße, Karl-Wiltberger-Straße, Stadtgrenze zur Gemeinde Alfter und 
Bachlauf „Der alte Bach“ ist gemäß § 10 Baugesetzbuch als Satzung beschlossen. 

 
 
IV. Außerhalb des B-Plan-Verfahrens geregelte Tempo 30 Beschränkung 
 
Zur Verringerung des Verkehrslärms und zur Erhöhung der Verkehrssicherheit auf der 
Bahnhofstraße wird zwischen den Kreuzungen Alter Heerweg und Meßdorfer Straße im 
Streckenabschnitt des Plangebietes die Geschwindigkeit in beiden Fahrtrichtungen auf 30 
km/h begrenzt. 
 

- - - 
 
Der vorstehende Beschluss entspricht weitestgehend der ursprünglichen Vorlage der Verwaltung (DS-
Nr.: 1512212); die fettgedruckte Modifizierung erfolgt aufgrund des Änderungsantrages der Fraktionen 
von CDU, Bündnis 90/Grüne und FDP (DS-Nr.: 1512212AA5). Der Rat lehnt zunächst mit Mehrheit 
gegen BBB den Änderungsantrag der BBB-Fraktion (DS-Nr.: 1512212AA4) ab und stimmt alsdann 
dem Änderungsantrag (DS-Nr.: 1512212AA5) einstimmig zu. Alsdann fasst der Rat den vorstehenden 
Beschluss. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Schmitt -BBB-, der den Änderungsantrag (DS-Nr.: 
1512212AA4) seiner Fraktion begründet und Zustimmung bittet, Stv. Moll -CDU-, der den 
Änderungsantrag (DS-Nr.: 1512212AA5) der Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Grüne und FDP 
erläutert, mit Hinweis darauf, den Lärmschutz im Bereich des Plangebietes zu optimieren, Stv. 
Lohmeyer -Bündnis 90/Grüne-, Stv. Spoelgen -SPD-, der namens seiner Fraktion Zustimmung zum 
Änderungsantrag (= AA5) signalisiert sowie Stv. Redeker -SPD-, der nachstehenden Hinweis wörtlich 
zu Protokoll gibt: 
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„Ich würde nur gerne von der Verwaltung bestätigt haben, dass nicht durch einen solchen Beschluss 
für Tempo 30 die ganze Satzung gefährdet ist, weil es ein nicht zulässigen Inhalt des B-Plans 
darstellt. Man kann das dann so fassen, dass das durch eine außerhalb des B-Plan-Verfahrens 
geregelte Tempo-30-Beschränkung gemacht wird. Das müsste man notfalls sonst in die 
Beschlussvorlage entsprechend aufnehmen. Da ja möglicherweise mit Normenkontrollklagen zu 
rechnen ist, würde ich gerne absichern, dass da keine Gefahr besteht.“ 
 
Oberbürgermeister Nimptsch führt aus, dass diese Hinweise zum einen zu Protokoll genommen und 
zum anderen von der Verwaltung befürwortend aufgenommen werden. 
 

- - - 
 
Der angenomme Änderungsantrag (DS-Nr.: 1512212AA5) der Fraktionen von CDU, Bündnis 
90/Grüne und FDP hatte folgenden Inhalt: 
 
„Die Beschlussvorlage wird unter Ziff. III 1. wie folgt ergänzt: 
 
„Zur Verringerung des Verkehrslärms und zur Erhöhung der Verkehrssicherheit auf der Bahnhofstraße 
wird zwischen den Kreuzungen Alter Heerweg und Meßdorfer Straße im Streckenabschnitt des 
Plangebietes die Geschwindigkeit in beiden Fahrtrichtungen auf 30 km/h begrenzt.““ 
 

- - - 
 
Der abgelehnte Änderungsantrag (DS-Nr.: 1512212AA4) der BBB-Fraktion hatte folgenden Inhalt: 
 
„Die vorgetragenen Bedenken und Anregungen werden insoweit berücksichtigt und der vorliegende 
Entwurf des Bebauungsplans wird insoweit geändert, als 
 
1. die maximal zulässige Höhe der Bebauung entlang der Bahnhofstraße auf eine Höhe ohne viertes 

Geschoss reduziert und textlich auf „GH max 84,40 m ü NH“ festgeschrieben wird; 
2. entlang der Bahnhofstraße der Abstand zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der Baugrenze 

einheitlich auf 3 m festgelegt wird.“ 
 

- - - 
 
Die ursprüngliche Vorlage der Verwaltung (DS-Nr.: 1512212) hatte Ziffer IV. nicht zum Wortlaut. 
 
 

1.4.12 Drucksachen-Nr.: 1512238   
 Beschluss zu den Stellungnahmen sowie Aufstellungs- und Satzungsbeschluss 

zur 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7925-22 der 
Bundesstadt Bonn, Stadtbezirk Beuel, Ortsteil Geislar  Geislar West 

  

    
Beschluss: (einstimmig) 
 
1. Die mit E-Mail und schriftlicher Stellungnahme vom 28.06.2015 vorgetragenen Anregungen werden 

berücksichtigt, indem die Erdgeschossfußbodenoberkante als Bezugspunkt für die Trauf- und 
Firsthöhe festgesetzt und die maximale Höhe der Erdgeschossfußbodenoberkante auf 0,7 m über 
dem Niveau der öffentlichen Verkehrsflächen begrenzt wird.  

 
2. Die mit E-Mail vom 18.06.2015 vorgetragenen Anregungen werden insoweit berücksichtigt, als die 

festgesetzte Höhe der Erdgeschossfußbodenoberkante auf mindestens 0,35 m und maximal 0,7 m 
über dem Niveau der öffentlichen Verkehrsflächen und die Erdgeschossfußbodenoberkante als 
Bezugspunkt für die Trauf- und Firsthöhe festgesetzt wird.  
 
Die darüber hinausgehenden Anregungen werden nicht berücksichtigt.  

 
3. Die 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nr. 7925-22, Stadtbezirk Beuel, Ortsteil Geislar 

zwischen Julius-Palm-Straße, Fabristraße, Geislarstraße, Liestraße und einer Parallelen 90 m 
westlich des Lehweges ist gemäß § 2 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 13 
Baugesetzbuch aufgestellt und gemäß § 10 Baugesetzbuch als Satzung beschlossen. Die 
Begründung zur 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7925-22 ist als Anlage 
beigefügt.  
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1.4.13 Drucksachen-Nr.: 1512297   
 Satzung der Bundesstadt Bonn über Erlaubnisse und Gebühren für 

Sondernutzungen an öffentlichen Straßen (Sondernutzungssatzung) 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von DIE LINKE und AfB bei 

Stimmenthaltung von Stv. Ingenkamp -BBB-) 
 
Die als Anlage 1 beigefügte Satzung der Bundesstadt Bonn über Erlaubnisse und Gebühren für 
Sondernutzungen an öffentlichen Straßen (Sondernutzungssatzung) wird inklusive des dazugehörigen 
Gebührentarifes beschlossen. 
 

- - - 
 
In einer Wortmeldung erläutert Stv. Dr. Faber -Die Linke.- die ablehnende Haltung seiner Fraktion. 
Alsdann fasst der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
 
Nachrichtlicher Hinweis: 
 
Der Rat hat den vorstehenden Beschluss vorbehaltlich der Stellungnahme durch die Bezirksvertretung 
Bonn (22.09.2015) gefasst. 
Die Bezirksvertretung Bonn hat sich inzwischen, in ihrer Sitzung vom 22.09.2015, dem vorstehenden 
Beschluss mit Mehrheit gegen 1 CDU und 1 Linke bei Enth. 2 CDU angeschlossen. 
 
 

1.4.14 Drucksachen-Nr.: 1512346   
 Einführung eines neuen Bildungsganges zum Erwerb des Baccalauréats am 

Hardtberg-Gymnasium zum Schuljahr 2016/2017 
  

    
Beschluss: (einstimmig) 
 
Das Hardtberg-Gymnasium der Stadt Bonn führt ab dem Schuljahr 2016/2017 einen neuen 
Bildungsgang zum Erwerb des Baccalauréats ein. Die Verwaltung wird beauftragt, die Genehmigung 
dieses Bildungsganges gem. § 81 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 bei der Bezirksregierung Köln einzuholen. 
 
 

1.4.15 Drucksachen-Nr.: 1512367   
 3. Investitionsprogramm des Bundes -Kinderbetreuungsfinanzierung- 2015-2018 

(2. Antragsrunde) 
  

    
Beschluss: (einstimmig) 
 
Den in der modifizierten Verteilerliste (Anlage 1) aufgeführten neuen Projekten (farblich markiert; 
lfd.-Nr. 26-37)zur Schaffung weiterer U3-Plätze, die zuvor mit den freien Trägern in der AG nach § 
78 SGB VIII abgestimmt worden sind, wird zugestimmt. 
 

- - - 
 
Mit dem vorstehenden Beschluss folgt der Rat dem modifizierten Beschlussvorschlag der Verwaltung 
der mit der Stellungnahme 1512367ST3 vorgelegt wurde und folgenden Wortlaut hatte: 
 
„Nach dem 25.08.2015 wurden der Verwaltung weitere 2 konkrete Maßnahmen (farblich markiert; lfd.-
Nr. 35-36 der Verteilerliste) von freien Träger der Jugendhilfe angezeigt, für die ebenfalls fristgerecht 
zum 01.10.2015 investive Zuschüsse aus dem 3.Investitionsprogramm des Bundes –
Kinderbetreuungsfinanzierung- 2015-2018 beim Landschaftsverband Rheinland beantragt werden 
könnten.  
 
Eine vorherige Abstimmung der Maßnahmen mit den Vertretern der freien Träger der Jugendhilfe 
in der AG nach § 78 SGB VIII erfolgt am 16.09.2015. 
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Die nachgemeldeten Maßnahmen der freien Träger der Jugendhilfe entsprechen der aktuellen 
Kindergartenbedarfsplanung bzw. zielen darauf ab, kurzfristige Veränderungen zur Verbesserung der 
Versorgungssituation herbeizuführen. 
 
Dementsprechend wird Ziffer 1 des Beschlussvorschlages wie folgt geändert und im nachfolgenden, 
neuen Beschlussvorschlag, aufgenommen:“ 
 
 

1.4.16 Drucksachen-Nr.: 1512370   
 Ambulante Sprachheilhilfe   
    

Beschluss: (einstimmig) 
 
Zur Durchführung der Ambulanten Sprachheilhilfe als freiwilliges Angebot werden in den 
Haushaltsjahren 2015 und 2016 Mittel in Höhe von 41.010,00 € bzw. 41.035,00 € bereitgestellt. Über 
die Weiterführung der Ambulanten Sprachheilhilfe, über den vorgenannten Zeitraum hinaus, 
entscheidet der Ausschuss für Soziales, Migration, Gesundheit und Wohnen. 
 
Der Beschluss erfolgt unter dem Vorbehalt der Genehmigung des städtischen Haushalts durch die 
Bezirksregierung Köln. 
 
 

1.4.17 Drucksachen-Nr.: 1512406   
 Fahrdienst für Menschen mit Behinderung   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion bei Stimmenhaltung der 
Fraktion DIE LINKE sowie der Piraten-Gruppe) 

 
Die Richtlinie zur Organisation des Fahrdienstes für Menschen mit Behinderung wird in der als Anlage 
beigefügten Fassung mit einer Änderung zu Punkt 3.3.2 beschlossen. 
 
Die Änderung zu Punkt 3.3.2 lautet wie folgt:  
 
Der Kostenbeitrag beträgt 3 € und wird jährlich entsprechend an den Preissteigerungsindex 
angepasst. 
 

- - - 
 
Mit dem vorstehenden Beschluss folgt der Rat der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, 
Migration, Gesundheit und Wohnen aus dessen Sitzung vom 02.09.2015 (DS-Nr.: 1512406EB3). 
 

- - - 
 
Stv. Fenninger -CDU- beantragt die Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Migration, Gesundheit 
und Wohnen (vgl.: DS-Nr.: 1512406EB3) zur Abstimmung zu stellen; hiermit ist der Rat 
einvernehmlich einverstanden. Alsdann fasst der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
 
Die ursprüngliche Anlage der Vorlage (DS-Nr.: 1512406) hatte vorstehende Änderung zu Punkt 3.3.2 
nicht und stattdessen folgenden Inhalt: 
 
„3.3.2 Der Kostenbeitrag beträgt 5,00 €.“ 
 

- - - 
 
Die Verwaltung hat zur Sitzung folgende Stellungnahme (DS-Nr.: 1512406ST4) nachgereicht: 
 
„Die Verwaltung empfiehlt, der nachstehenden Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Migration, 
Gesundheit und Wohnen (Drucksachennummer 1512406EB3) nicht zu folgen, da sie dem 
Ratsbeschluss über die Verabschiedung des Doppelhaushalts 2015/2016 widerspricht. 
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„Die Richtlinie zur Organisation des Fahrdienstes für Menschen mit Behinderung wird in der als 
Anlage beigefügten Fassung mit einer Änderung zu Punkt 3.3.2. beschlossen. 
Die Änderung zu Punkt 3.3.2 lautet wie folgt: 
Der Kostenbeitrag beträgt 3 € und wird jährlich entsprechend an den Preissteigerungsindex 
angepasst.“ 
 
 
Der Erhöhung des Eigenanteils von 2,00 €/Fahrt auf 5,00 €/Fahrt – wie sie in der Beschlussvorlage 
der Verwaltung zur Änderung der „Richtlinie zur Organisation des Fahrdienstes für Menschen mit 
Behinderung“ enthalten ist - ist eine Maßnahme zur Sicherung des Haushalts. Im Zuge der 
Verabschiedung der Haushaltssatzung hat der Rat diesen Konsolidierungsvorschlag, der eine 
jährliche Einsparung von 21 000 EUR vorsah beschlossen. Erst durch die Änderung der Richtlinie, die 
im Nachgang zu den politischen Beschlüssen über den Doppelhaushalt 2015/2016 nunmehr erfolgt, 
wird der Haushaltsbeschluss für diese Aufgabe formell umgesetzt. Eine Änderung des 
Beschlussvorschlags der Verwaltung würde somit zu einer Veränderung des Ratsbeschlusses über 
den Doppelhaushalt 2015/2016 und zur Reduzierung des jährlichen Konsolidierungsbeitrages auf 7 
000 EUR führen. 
 
Sowohl in der Beschlussvorlage als auch in der Sitzung des Ausschusses für Soziales, Migration, 
Gesundheit und Wohnen hat die Verwaltung auf diesen Sachverhalt hingewiesen. Sollte der 
Beschluss entsprechend der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Migration, Gesundheit und 
Wohnen erfolgen, stünden Mittel für die jährlichen Mehrausgaben von 14 000 EUR im Budget des 
Amtes für Soziales und Wohnen nicht zur Verfügung.“ 
 
 

1.4.18 Drucksachen-Nr.: 1512433   
 Gewerbeflächenkonzept des Rhein-Sieg-Kreises - regionale 

Gewerbeflächenpolitik 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE) 
 
1. Die Verwaltung wird Gespräche mit den Gemeinden Alfter, Bornheim, Meckenheim, Rheinbach, 

Sankt Augustin, Troisdorf, Königswinter und Wachtberg führen, um die Möglichkeit der 
Entwicklung interkommunaler Gewerbegebiete zu prüfen. Neben den quantitativen Aspekten, die 
im Rahmen der landesplanerischen Prüfung von Bedeutung sind, sollen ebenfalls Fragen der 
Verteilung von Lasten und Nutzen sowie möglicher Organisationsformen geprüft werden. 

 
2. Die Verwaltung möge gemeinsam mit dem Rhein-Sieg-Kreis Möglichkeiten ausloten, wie eine 

gemeinsame Grundlage für Gespräche zur zukünftigen Gewerbeflächenpolitik in der Region, etwa 
in Form eines Gutachtens, erstellt werden kann. Dies könnte beispielsweise durch eine 
Erweiterung des durch das Büro Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH erstellte Gutachten 
„Gewerbeflächenkonzept für die Kommunen des Rhein-Sieg-Kreises 2035“ erfolgen. Ggf. könnte 
auch über die Erstellung eines weiteren, gemeinsamen Gutachtens nachgedacht werden. 
Ziel sollte es sein, die Flächenbedarfe und Interessen sowohl des Rhein-Sieg-Kreises als auch der 
Stadt Bonn darzustellen und dabei sowohl qualitative als auch quantitative Aspekte 
berücksichtigen. 
Es ist ausdrücklicher Wunsch des Rates der Stadt Bonn, dass diese Bemühungen gemeinsam 
erfolgen, damit sie den ersten Baustein in einer zukünftigen Zusammenarbeit bilden.“ 

 
- - - 

 
Mit dem vorstehenden Beschluss folgt der Rat der Empfehlung des Ausschusses für Planung, Verkehr 
und Denkmalschutz aus dessen Sitzung vom 26.08.2015 (DS-Nr.: 1512433EB4). 
 

- - - 
 
Die ursprüngliche Vorlage (DS-Nr.: 1512433) hatte in Ziffer 1. fettgedruckte Ergänzungen nicht zum 
Inhalt und in Ziffer 2. folgenden Wortlaut: 
 
„2. Die Verwaltung beauftragt ein Gutachten mit folgenden Inhalten: 

a. Ermittlung des Bedarfs für gewerbe- und industrierelevante Flächen (GIB) in der Bundesstadt 
Bonn bis zum Jahr 2030 bzw. 2035, ebenfalls unter Einbeziehung der Flächenbedarfe für die in 
der Büromarkterhebung (2014) bereits ermittelten notwendigen Büroneubauten. 
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b. Ermittlung von Potenzialflächen in der Stadt Bonn unter Berücksichtigung quantitativer und 
qualitativer Aspekte.“ 

 
 

1.4.19 Drucksachen-Nr.: 1512504   
 Stationäre Pflegesätze für die Seniorenzentren 2015   
    

Beschluss: (einstimmig) 
 
Den seitens der Kostenträger vorgeschlagenen Änderungen der stationären Pflegesätze für die 
Seniorenzentren Haus Elisabeth, Sankt Albertus-Magnus-Haus und Wilhelmine-Lübke-Haus zum 
01.07.2015 wird zugestimmt. Die Pflegesätze gelten bis zum 30.06.2016. 
 
 

1.4.20 Drucksachen-Nr.: 1512506   
 Planung eines neuen Kombibades für Bonn   
    

Beschluss: (in ziffernweiser Abstimmung; Ziff. 1.: mit Mehrheit gegen die Stimmen der 
Fraktionen von SPD, DIE LINKE und BBB, Ziff. 2.: mit Mehrheit gegen die Stimmen 
der Fraktionen von DIE LINKE und BBB bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion, 
Ziff. 3.: mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und DIE LINKE) 

 
1. Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass auf der Grundlage der von der Verwaltung erarbeiteten 

Standortprüfung ein neues Kombibad in Bonn sowohl links- als auch rechtsrheinisch errichtet 
werden kann.  

 
2. Der Rat beschließt den Projektbeirat Bäder wieder einzusetzen, um dort eine Beschlussfassung 

zur Gestaltung der gesamten Bäderlandschaft und der Festlegung auf einen Standort für ein 
neues Kombibad vorzubereiten. Dies gilt auch für das Verfahren im Zusammenhang mit den 
bestehenden Bädern. Sofern Vereine ein Interesse an der Betreibung eines Bades haben, hat 
die Verwaltung Gespräche zu führen und die Ergebnisse dem Projektbeirat Bäder vorzulegen. 

 
3. Die Bäderverwaltung legt bis zur nächsten Sportausschuss-Sitzung am 17.12.2015 eine 

konkrete Planung für die Badesaison 2016 vor. 
Hierbei stellt sie dem Sportausschuss die Zahlen der Freibadsaison (z.B. Besucherzahlen, 
detaillierte Auflistung der Badaufsichten, aufgeschlüsselt nach Freibädern) und auch der 
Hallenbäder bis zum Stichtag 30.06.2015 vor. Darüber hinaus nimmt sie zur Notwendigkeit des 
Einsatzes von mindestens 2 Fachaufsichten Stellung. 

 
- - - 

 
Mit dem vorstehenden Beschluss folgt der Rat der Empfehlung des Sportausschusses aus dessen 
Sitzung vom 01.09.2015 (DS-Nr.: 1512506EB5). 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Kopinski -Piraten-, Stv. Dr. Faber -Die Linke.-, Frau Stv. 
Mayer -SPD-, Frau Stv. Schmitz -Bündnis 90/Grüne-, Stv. Schott -BBB-, Stv. Dr. Katzidis -CDU-, Frau 
Stv. Brandes -Die Linke.- sowie Stv. Dr. Stamp -FDP-. 
 
Der Rat lehnt zunächst in absatzweiser Abstimmung des Änderungsantrages der SPD-Fraktion (DS-
Nr.: 1512506AA6) Absatz 1. mit Mehrheit von CDU, Grüne, FDP und BBB, Absatz 2. mit Mehrheit von 
CDU, Grüne, FDP und BBB und Absatz 3. mit Mehrheit von CDU, Grüne und FDP ab. Alsdann stimmt 
der Rat in ziffernweiser Abstimmung der Empfehlung des Sportausschusses (sh. DS-Nr.: 
1512506EB5) Ziffer 1. mit Mehrheit gegen SPD, Linke und BBB, Ziffer 2. mit Mehrheit gegen Linke 
und BBB bei Enthaltung SPD und Ziffer 3. mit Mehrheit gegen SPD und Linke zu. 
 

- - - 
 
Die ursprüngliche Vorlage (DS-Nr.: 1512506) hatte folgenden Wortlaut: 
 
„1. Der Rat nimmt Kenntnis, dass auf der Grundlage der von der Verwaltung erarbeiteten 

Standortprüfung ein neues Kombibad in Bonn nur auf dem Gelände der rechtsrheinischen 
Rheinaue, Landgrabenweg, errichtet werden könnte. 
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2. Der Rat beschließt, 
 
a) den Projektbeirat Bäder wieder einzusetzen, um dort eine Beschlussfassung zur Gestaltung der 

gesamten Bäderlandschaft vorzubereiten, 
 
b) dass bis zur Beschlussfassung über die Neuordnung der Bäderlandschaft alle vier Hallenbäder 

weiter betrieben werden, 
 
c) dass die Entscheidung über die Übernahme der Beueler Bütt und des Kurfürstenbades durch 

Vereine ausgesetzt wird.“ 
 

- - - 
 
Der abgelehnte Änderungsantrag (DS-Nr.: 1512506AA6) der SPD-Fraktion hatte folgenden Inhalt: 
 
„Der Beschluss wird wie folgt um einen Punkt ergänzt.  
 
4.  
 
Die Verwaltung wird nicht dabei bleiben, den 1.1.2016 als Beginn der verkürzten 
Öffnungszeitenregelung festzulegen, sondern zunächst durch den (jetzt vorgeschlagenen) 
Projektbeirat Bäder ein entscheidungsreifes Konzept für die Entwicklung der Bäderlandschaft 
entwickeln lassen. 
 
Die Verwaltung wird gebeten zu prüfen, ob die Kosten für den Aufschub aus vorhandenen 
Haushaltsresten statt aus den Transferaufwendungen für die Vereine getragen werden können. 
 
Die Verwaltung stellt dar, welche Einsparungen durch Beibehaltung der bisherigen Öffnungszeiten in 
den Hallenbädern nach der jetzt gemachten Erfahrung im Freibadbereich tatsächlich entfallen werden 
und welche Mehreinnahmen andererseits bei Beibehaltung der Öffnungszeiten dem gegenüber 
stehen.“ 
 
 

1.4.21 Drucksachen-Nr.: 1512599   
 Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen gemäß § 83 (2) 

GO NRW - Liste I/2015 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion) 
 
Der Bewilligung der über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, die in der als 
Anlage beigefügten Liste I/2015 aufgeführt sind, wird zugestimmt. 
 
 

1.4.22 Drucksachen-Nr.: 1512627   
 Sanierung und Umbau der Küche im ehemaligen Plenargebäude der WCCB-

Bestandsbauten 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion sowie der Piraten-Gruppe) 
 
1. Der Vorplanung und Kostenschätzung zur Sanierung und Umbau der Küche im ehemaligen 

Plenargebäude der WCCB-Bestandsbauten wird zugestimmt. Die Verwaltung wird beauftragt, die 
Planung abzuschließen. 

 
2. Die bauliche Umsetzung der Maßnahme erfolgt soweit möglich aus Zuschussmitteln. Ansonsten 

kann wegen der in der Produktgruppe 1.15.07 im Haushalt 2015/2016 fehlenden Haushaltsmittel 
die Umsetzung erst verzögert erfolgen. Hierzu würde nach derzeitigem Stand die Planung bis zum 
Jahr 2016 abgeschlossen und die Sanierung ab dem Jahre 2017 umgesetzt. Sowohl bei einer 
Mittelumschichtung wie auch bei einer Neuveranschlagung der Sanierungskosten im Haushalt 
2017 ist der vorgegebene Rahmen des Haushaltssicherungskonzeptes einzuhalten. 
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1.4.23 Drucksachen-Nr.: 1512682   
 Vertragseckpunkte für einen möglichen ehrenamtlichen Betrieb in 

Stadtteilbibliotheken 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion) 
 
1. Die Verwaltung wird gebeten, bis zur nächsten Sitzung des Kulturausschusses am 21.10.2015 auf 

der Grundlage des Bielefelder Modells unterschriftsreife Vertragsangebote mit den 
Fördervereinen Dottendorf und Endenich zu treffen und dem Ausschuss zur weiteren Beratung 
vorzulegen. 

 
2. Bei der Vertragsgestaltung sollen individuelle Anforderungen der Fördervereine berücksichtigt 

werden, z.B. bei der Gesamtöffnungszeit. 
 

- - - 
 
Mit dem vorstehenden Beschluss folgt der Rat der Empfehlung des Kulturausschusses aus dessen 
Sitzung vom 16.09.2015 (DS-Nr.: 1512682EB3). 
 

- - - 
 
Die ursprüngliche Vorlage (DS-Nr.: 1512682) hatte folgenden Wortlaut: 
 
„1. Die Verwaltung wird beauftragt, mit den Fördervereinen der Stadtteilbibliotheken Endenich und 

Dottendorf sowie dem Verein Haus Müllestumpe e.V. jeweils einen Kooperationsvertrag mit unter 
„Aufgabenverteilung“ nachfolgend definierten Eckdaten abzuschließen. 

 
2. Kommt ein Vertrag auf dieser Grundlage nicht zustande, wird die jeweilige Stadtteilbibliothek zum 

31.12.2015 geschlossen bzw. es wird für den Standort Auerberg kein Mietvertrag seitens der Stadt 
abgeschlossen.“ 

 
 

1.4.24 Drucksachen-Nr.: 1512621NV4   
 Fahrplanwechsel 12.2015   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion) 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Grundlage ihrer Stellungnahme DS-Nr. 1512621ST2 
eine Lösung zum Fahrplanwechsel 12.2015 abzuschließen. 
 
Sollte dies scheitern, gilt: 
 
Nach dem eigentlich unverantwortlichem Scheitern der Gespräche zwischen dem Rhein-Sieg-Kreis 
und der Stadt Bonn zur Umsetzung der jeweils einvernehmlich beschlossenen Änderungen im 
kreisgrenzenüberschreitenden Busverkehr ab 13.12.2015 wird die Verwaltung beauftragt, 
 
1. sicherzustellen, dass zumindest die speziell Bonn betreffenden Änderungen 
 
• (Klein-)Busangebot von Lessenich Sportplatz nach Duisdorf Bahnhof über Lessenicher Straße – 

Am Burgweiher mit Anbindung des Duisdorfer Ortszentrums statt (Gelenk-)Busangebot über Alter 
Heerweg  – Bahnhofstraße, 

• Führung der Linie Bonn - Meckenheim über Ückesdorf-Mitte  
 
zum 13.12.2015 umgesetzt werden können, 
 
2. auf Grundlage der diesbezüglichen Ratsbeschlusslage über die Konsequenzen für die Stadt und 

das stadteigene Verkehrsunter-nehmen zu berichten. 
 

- - - 
 
Nachrichtlicher Hinweis: 
 
Die Stellungnahme der Verwaltung (DS-Nr.: 1512621ST2) hatte folgenden Wortlaut: 
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„Die Verwaltung kann die im Antrag getroffene Aussage, die Gespräche zwischen dem Rhein-Sieg-
Kreis und der Stadt Bonn zur Neugestaltung des linksrheinischen Busverkehrs beim Fahrplanwechsel 
seien „eigentlich unverantwortlich“ gescheitert, nicht bestätigen. 
 
Richtig ist vielmehr, dass eine Einigung über folgende Eckpunkte erzielt werden konnte, die in einer 
noch zu erarbeitenden Vereinbarung zwischen Stadt Bonn, SWBV, RSK, RSVG und RVK 
niederzulegen sind: 
 
1. Der Kompromissvorschlag des Rhein-Sieg-Kreises vom 10.07.2015 wird komplett umgesetzt 

inklusive  der rechtsrheinischen Linien SB 55 und 551. 
 
2. Der Rhein-Sieg-Kreis ist grundsätzlich der Auffassung, dass der SWBV aus der Linie 605 nach 

Auslaufen der Konzession Ende 2016 keine Rechte mehr zustehen. Die SWBV wünscht, ab Ende 
2016 so gestellt zu werden, als wenn sie die Genehmigung für die Linie 605 zu diesem Zeitpunkt 
hätte. Deshalb soll folgendes gelten: Soweit sich aus der Inhaberschaft der Genehmigung für die 
Linie 605 tatsächlich ein Recht auf Wiedererteilung dieser Genehmigung ergibt und der Verlust der 
Genehmigung bei der SWBV zu nachweisbaren finanziell negativen Auswirkungen führt, wird der 
RSK vorbehaltlich der rechtlichen Zulässigkeit, darauf hinwirken, dass der Genehmigungsinhaber 
der Linie 843n – soweit dies die RVK sein sollte - diese nachgewiesenen finanziell negativen 
Auswirkungen ausgleicht. Dies soll in zwischen der RVK und der SWBV zu vereinbarender Weise 
erfolgen. Ein etwaiger Ausgleich erfolgt maximal für die Dauer von drei Jahren ab 
Genehmigungserteilung der Linie 843 n, also für die Jahre 2016-2018. 

 
3. Voraussetzung für die Umsetzung von 1. und 2. ist, dass die der SWBV von der RSVG übermittelte 

Naturalausgleichsvereinbarung bis zum 05.09.2015 unterzeichnet  wird und zunächst die für die 
Jahre 2013 und 2014 zugesagten Zahlungen in Höhe von je 250 T€ netto p.a. bis zum 05.09.2015 
an die RSVG überwiesen werden. 

 
4. Die Stadt Bonn und der Rhein-Sieg-Kreis setzen die Gespräche über die ab 2017 zu treffenden 

Regelungen fort. 
 
Die Verwaltung empfiehlt Zustimmung zu diesen Eckpunkten, muss dabei gem. vorliegendem 
Ratsbeschluss auf folgendes hinweisen: 
 
Die SWBV erklärt, dass ihr bei Umsetzung dieser Regelung ein Nachteil in Höhe von rund 160.000 
Euro pro Jahr entstünde. Dies kann so von der Verwaltung nicht bestätigt, aber auch nicht in Gänze in 
Abrede gestellt werden. Der Rhein-Sieg-Kreis hat dazu unter Punkt 2 einen Regelungsvorschlag 
gemacht, der in einer Kompensationszahlung bis maximal 2018 münden kann. Es handelt sich also 
um eine ab 2018 evtl. eintretende „etwaige Mehrbelastung“, wie sie der Rat in seinem Beschluss vom 
18.06.2015 beschrieben hat. Der Rat hat erklärt, sich darüber die Entscheidung vorzubehalten. Die 
Verwaltung empfiehlt, den „etwaigen“ Nachteil in Kauf zu nehmen, um die Einigung nicht zu 
gefährden. Sie geht dabei davon aus, dass dann, wenn sich „tatsächlich ein Recht auf Wiedererteilung 
dieser Genehmigung ergibt” dieses auch existent sein würde und lediglich die Frage des 
Nachteilsausgleichs ab 2018 nicht mehr zur Disposition steht. 
 
Unabhängig von dieser Regelung kann die Verwaltung bestätigen, dass sie auf der Grundlage eines 
vorliegenden Gutachtens im Ergebnis die von Seiten der SWBV zu leistende Kompensationszahlung 
(Naturalausgleich) an den Rhein-Sieg-Kreis in Höhe von 250 TEUR pro in Rede stehenden Jahr für 
nachvollziehbar und die Leistung einer Kompensationszahlung in Höhe von insgesamt 500 TEUR für 
die Jahre 2013 und 2014 für vertretbar hält und die SWBV angewiesen werden kann, die ihr von der 
RSVG (und von dieser bereits unterzeichnete) übermittelte Naturalausgleichsvereinbarung zu 
unterzeichnen sowie die 500 T€ bis zum 05.09.2015 an die RSVG zu überweisen. 
 
Die Verwaltung geht dabei davon aus, dass etwaig notwendige redaktionelle Änderungen im Vertrag 
durch eine Nebenabrede oder eine Protokollerklärung im gegenseitigen Vertrauen aufgenommen 
werden.“ 
 
 

1.4.25 Drucksachen-Nr.: 1512915NV2   
 Umzug des "Pantheon-Theater" auf das Gelände der Schauspielhalle Beuel   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion bei Stimmenthaltung von Stv. 
Brandes, Stv. Dr. Faber und Stv. Schmidt -alle DIE LINKE-) 
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Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit der Intendanz der Bonner Bühnen, Verhandlungen mit 
den Betreiberinnen und Betreibern des Bonner Pantheons aufzunehmen. 
 
Ziel der Verhandlungen ist: 
 
• Ab Herbst 2016 dem Pantheon die Spielstätte „Halle Beuel“ zu überlassen. 
• Weitere Bestandteile des Areals (z. B. Lampenlager, Teile des Außengeländes) zu entwickeln und 

ebenfalls dem Pantheon zur Verfügung zu stellen. 
• Für die Bonner Bühnen, zum Ausgleich, eine adäquate Spielstätte zu entwickeln.  
• Beide Theater prüfen Kooperationsmöglichkeiten bzgl. der Halle Beuel. 
• Zeitnah für die Bonner Bühnen einen „Zukunftsplan“ zu entwickeln, der sowohl künstlerische als 

auch räumliche Perspektiven für die Sicherung der Bonner Bühnen aufzeigt. 
• Für die Entwicklung der Perspektiven werden die bisherigen Ideen und Planungen einbezogen und 

auf eine Umsetzung geprüft. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Repschläger -Die Linke.-, Stv. Hümmrich -FDP-, Frau Stv. 
Richter -SPD-, Stv. Dr. Redeker -SPD- sowie Stv. Schott -BBB-. Alsdann fasst der Rat den 
vorstehenden Beschluss. 
 
 

1.5 Anträge von Fraktionen   

1.5.1 Drucksachen-Nr.: 1511813   
 Antrag: DIE LINKE. vom 20.05.2015   
 Konsequente Fortsetzung der Energiewende bei den Stadtwerken   
    

Diese Angelegenheit wurde zu Beginn der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt (sh. auch 
Protokollnotiz zu TOP 1.1). 
 
Der vorgelegte Antrag hatte folgenden Inhalt: 
 

I. Die städtischen Vertreter in den Organen der Stadtwerke bzw. der Stadtwerke Energie und Wasser 
werden, soweit Weisungsrechte bestehen angewiesen, anderenfalls aufgefordert, darauf 
hinzuwirken, dass die Stadtwerke (EnW) 

a) ab spätestens 01.01.2016 keinerlei Atomstrom mehr beziehen und vertreiben, 

b) den Anteil des bezogenen und vertriebenen Stroms aus Kohleerzeugung ab 2016 jährlich 
mindesten um 10% absenken, bis spätestens 2025 auf null zu reduzieren und durch Strom aus 
weniger klimaschädlicher Quelle ersetzen,  

c) das politisch formulierte Ziel einer 100%igen Eigenstromproduktion – soweit für die Erreichung 
dieser Umschichtungen erforderlich – zunächst zurückstellen. 

 
 

1.5.2 Drucksachen-Nr.: 1511906   
 Antrag: Bzv. Falkowski, Stv. Beu und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Bzv. Lerch, 

Stv. Reinsberg, Stv. Moll und CDU-Fraktion Bzv. Thomas und FDP-Fraktion vom 
26.05.2015 

  

 Planung einer Radstation am Bahnhof Bad Godesberg    
    

Beschluss: (einstimmig bei Stimmenthaltung der AfB-Fraktion) 
 
1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Einrichtung einer Radstation im Jahr 2016 im Umfeld des 

Bahnhofs Bad Godesberg zu planen. 
2. Die Stadtverwaltung führt im Rahmen dieser Planungen Gespräche mit dem Betreiber der Bonner 

Radstation in der Quantiusstraße (der Caritas), mit Fahrradfachgeschäften im Umkreis des Bad 
Godesberger Bahnhofs und mit anderen möglichen Betreibern. 

3. Die Stadtverwaltung berichtet regelmäßig über den Fortschritt ihrer Planungen im AK 
Fahrradinfrastruktur, in der Bezirks-vertretung Bad Godesberg und im Verkehrsausschuss.  

 
- - - 
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In einer Wortmeldung stellt Stv. Schmitt -BBB- einen mündlichen Änderungsantrag. 
 
Der Rat lehnt zunächst mit Mehrheit gegen BBB den mündlich gestellten Änderungsantrag der BBB-
Fraktion ab. Alsdann fasst der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
 
Der abgelehnte Änderungsantrag der BBB-Fraktion hatte folgenden Inhalt: 
 
„1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Einrichtung einer Radstation im Jahr 2016 am Bahnhof 

Bad Godesberg zu planen. Die Radstation soll möglichst auf einem Bahn eigenen Grundstücksteil, 
vorzugsweise auf der Fläche des über die Löbestraße bzw. Rüngsdorfer Straße angebundenen 
DB-Parkplatzes errichtet werden. 

 
2. Die Stadtverwaltung führt im Rahmen dieser Planungen die notwendigen Gespräche mit der DB 

AG sowie potentiellen Interessenten für eine mögliche Übernahme des Betriebs der Radstation 
und berichtet der Bezirksvertretung Bad Godesberg, dem Ausschuss für Planung, Verkehr und 
Denkmalschutz sowie dem Arbeitskreis Fahrradinfrastruktur vierteljährlich über den Fortgang ihrer 
Bemühungen.“ 

 
 

1.5.3 Drucksachen-Nr.: 1512021   
 Antrag: Dr. Klaus-Peter Gilles und CDU-Fraktion, Stv. Bärbel Richter und SPD-

Fraktion Stv. Werner Hümmrich und FDP-Fraktion vom 18.06.2015 
  

 Bebauungsplanverfahren zur Neugestaltung des Viktoriakarrees   
    

Beschluss: (in ziffernweiser Abstimmung, Ziff. 1.: mit Mehrheit gegen die Stimmen der 
Fraktionen von Bündnis '90/Die Grünen und DIE LINKE, Ziff. 2.: mit Mehrheit gegen 
die Stimmen der Fraktionen von Bündnis '90/Die Grünen und DIE LINKE, Ziff. 3.: 
mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von Bündnis '90/Die Grünen und 
DIE LINKE, Ziff. 4.: mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von Bündnis 
'90/Die Grünen und DIE LINKE und BBB, Ziff. 5.: mit Mehrheit gegen die Stimmen 
der Fraktionen von Bündnis '90/Die Grünen und DIE LINKE und BBB, Gesamt: mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von Bündnis '90/Die Grünen, DIE 
LINKE und BBB) 

 
Für das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans und das Verkehrskonzept um das 
Viktoriakarree werden folgende Punkte berücksichtigt: 
 
1. Die maximale Höhe über NN der neuen Gebäude darf die First- und Traufhöhen des Kurfürstlichen 

Schlosses (Universität) in der Franziskanerstraße nicht überschreiten. 
 
2. Im Viktoriakarree wird neben Einzelhandel, der Philologischen Bibliothek und Gastronomie auch 

eine Wohnnutzung im gesamten Quartier erhalten. 
 
3. Die Ladenzeilen im Erdgeschoss des neuen Kaufhauses sollen nach Möglichkeit auch von außen 

zu betreten sein und nicht nur innen durch das Zentrum. Dies betrifft nach den bisherigen 
Planungen insbesondere die Ladenzeilen in der Rathausgasse. 

 
4. Bezüglich der gemeinsamen Garagenzufahrt zur Viktoria- und Markt-Garage wird alternativ zur 

Einfahrt über die Rathausgasse auch eine gemeinsame Einfahrt über den Belderberg geprüft, so 
dass auch die Rathausgasse als Brücke zum Rhein bis zum Belderberg vom MIV befreit werden 
könnte. 
Die Ausfahrt der neuen Viktoria-Garage kann auf die Franziskanerstraße geführt werden, wobei sie 
möglichst nah an den Belderberg herangeführt werden sollte, um studentisches Leben und damit 
verbundene gastronomische Nutzungen in der Franziskanerstraße weniger zu beeinträchtigen; 
alternativ in die südliche Stockenstraße. 
Die Ausfahrt der Markt-Garage ist vom Bischofsplatz weg zu verlegen, z. B. in die südliche 
Stockenstraße oder - ggf. gemeinsam mit der Viktoria-Garage - in die östliche Franziskanerstraße. 
Dadurch kann der Bischofsplatz zu einem innerstädtischen Platz entwickelt, das Kurfürstliche 
Schloss (Uni-Hauptgebäude, Am Hof) und der Kaufhaus-Eingang gestalterisch an die Innenstadt-
Fußgängerzone angeschlossen / integriert werden. 
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5. Für die Kreuzung Belderberg und Rathausgasse ist die Einrichtung eines Kreisverkehres zu 
prüfen. 

 
Darüber hinaus soll die Auswahl des Sortiments des Einzelhandels im Viktoriakarree das 
Innenstadtangebot ergänzen und nicht dazu führen, die Besucherströme von der Innenstadt 
fernzuhalten (kein Allroundangebot). 

 
Die Verwaltung wird beauftragt, in Absprache mit der Gedenkstätte für die Bonner Opfer des 
Nationalsozialismus und dem Stadtmuseum neue und geeignete innerstädtische Standorte zu 
finden. 

 
- - - 

 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Lohmeyer -Bündnis 90/Grüne-, der Vertagung beantragt 
verbunden mit dem Hinweis darauf, man solle doch erst einmal das Bürgerbegehren abwarten, 
Stv. Moll -CDU-, der um Zustimmung bittet und namens seiner Fraktion die Vertagung ablehne, 
Frau Stv. Richter -SPD-, Stv. Schmidt -Die Linke.-, der die ablehnende Haltung seiner Fraktion 
erläutert, Stv. Schröder -FDP-, der namens seiner Fraktion Zustimmung signalisiert sowie Stv. Dr. 
Gilles –CDU-, der ausdrücklich darauf hinweist, man müsse den Einzelhandelsstandort in Bonn 
zukunftsfähig machen und Arbeitsplätze sichern. 
 
Zunächst lässt Oberbürgermeister Nimptsch über den Vertagungsantrag abstimmen, der mit 
Mehrheit gegen Grüne, Linke und Piraten abgelehnt wird. Alsdann fasst der Rat in ziffernweiser 
Abstimmung den vorstehenden Beschluss. 
 
 

1.5.4 Drucksachen-Nr.: 1512054   
 Antrag: DIE LINKE. vom 24.06.2015   
 Gewährung von Rechtsschutz für städtische Bedienstete   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfB) 
 
1. Der Rat bekräftigt die bisherige Verwaltungspraxis, den Runderlass des Innenministeriums (24-

1.42-2/08) sowie des Finanzministeriums (IV-B 1110-85.4-IV A2) des Landes vom 7.7.2008 auch 
für die Gewährung von Rechtsschutz für Beschäftigte der Stadt entsprechend anzuwenden. 

2. Die Entscheidung über den Antrag eines Beschäftigten auf Gewährung eines Vorschusses oder 
Darlehens zur Bestreitung der Kosten der Rechtsverteidigung bedarf zukünftig hinsichtlich der 
Höhe der vorläufig als notwendig anerkannten Honorarsätze für die Rechtsverteidigung der 
Zustimmung des Rates. Sofern im Einzelfall eine Entscheidung des Rates hierüber nicht rechtzeitig 
eingeholt werden kann, trifft die Verwaltung die Entscheidung über den Antrag unter dem Vorbehalt 
der nachträglichen Genehmigung des Rates. Die Entscheidung hierüber ist auf der nächsten 
Sitzung des Rates anzusetzen. 

3. Die abschließende Entscheidung über eine städtische Übernahme von Kosten der 
Rechtsverteidigung von Beschäftigten (Verzicht auf eine Darlehenstilgung oder die Rückzahlung 
eines Vorschusses) nach Maßgabe des Runderlasses obliegt dem Rat. Soweit hierbei im Hinblick 
auf den jeweiligen Verfahrensausgang von der Regelvorgabe des Runderlasses durch vollständige 
oder teilweise Kostenübernahme durch die Stadt abgewichen werden soll, sind die Gründe hierfür 
verwaltungsseitig ausführlich im Beschlussvorschlag darzulegen. Für eine vollständige 
Kostenübernahme durch die Stadt ist insbesondere auch darzulegen, weshalb auf einen nach den 
persönlichen Verhältnissen zumutbaren Eigenanteil des Beschäftigten an den Kosten verzichtet 
werden soll. 

 
- - - 

 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Dr. Faber -Die Linke.-, der den Antrag (DS-Nr.: 1512054) 
seiner Fraktion begründet und um Zustimmung bittet, Stv. Finger -Bündnis 90/Grüne-, StD Fuchs -
Dez. I-, Frau Stv. Poppe -Bündnis 90/Grüne-, die namens ihrer Fraktion Zustimmung signalisiert 
sowie Stv. Fenninger –CDU-, der beantragt, den Antrag als erledigt zu betrachten. 
 
Zunächst lässt Oberbürgermeister Nimptsch über den Antrag „Erledigt durch Stellungnahme der 
Verwaltung“ abstimmen, der mit Mehrheit gegen CDU, FDP und AfB abgelehnt wird. Alsdann fasst 
der Rat den vorstehenden Beschluss. 
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- - - 
 
Bgm. Limbach -CDU- übernimmt von 20:05 bis 20:08 Uhr den Vorsitz. 
 
 

1.5.5 Drucksachen-Nr.: 1512095   
 Antrag: BBB-Fraktion vom 03.07.2015   
 Einrichtung eines Projektbeirates 'Sanierung Beethovenhalle'   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion bei Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE LINKE) 

 
Der Rat betrachtet den Antrag der BBB-Fraktion durch die Stellungnahme der Verwaltung (vgl.: DS-
Nr.: 1512095ST2) und durch die Beschlussfassung zu TOP 1.6.7 „Bildung und Besetzung eines 
Projektbeirates „Sanierung Beethovenhalle““ (DS-Nr.: 1512680) als erledigt. 
 

- - - 
 
In einer Wortmeldung erläutert Stv. Schmitt -BBB- den Antrag (DS-Nr.: 1512095) seiner Fraktion. 
 
Vorstehendes Votum erfolgt auf Vorschlag von Oberbürgermeister Nimptsch, dem sich der Rat 
alsdann mit Mehrheit gegen BBB bei Enthaltung Die Linke. anschließt. 
 

- - - 
 
Der vorgelegte Antrag der BBB-Fraktion hatte folgenden Inhalt, sh. DS-Nr.: 1512095: 
 
„Der Rat beschließt die Einrichtung eines Projektbeirates „Sanierung Beethovenhalle“, der die 
Beratungen zur Umsetzung der notwendigen Sanierungsarbeiten in der und um die Beethovenhalle 
herum nach dem Vorbild des UA Konferenzzentrum effizient bündeln soll, um eine Aufsplittung in 
verschiedene Gremien wie den Betriebsausschuss SGB, Finanzausschuss und Kulturausschuss zu 
vermeiden. 
 
Die Zusammensetzung erfolgt entsprechend der des Unterausschusses Konferenzzentrum.“ 
 

- - - 
 
Die Stellungnahme (DS-Nr.: 1512095ST2) hatte nachstehenden Wortlaut: 
 
„Die Verwaltung verweist auf die in gleicher Sitzung zu beratende Vorlage 'Bildung und Besetzung 
eines Projektbeirates Sanierung Beethovenhalle', DS-Nr.: 1512680, die entsprechend der 
Ankündigung von StD Fuchs in der Sitzung des Rates am 07.05.2015 von der Verwaltung erstellt 
wurde. Aus Sicht der Verwaltung wird der Antrag damit als erledigt angesehen.“ 
 
 

1.5.6 Drucksachen-Nr.: 1512113   
 Antrag: Stv. Werner Esser  Stv. Angelika Esch  SPD-Fraktion vom 06.07.2015   
 Bonner Wohnungsnot durch aktives städtisches Flächenmanagement bekämpfen   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE) 
 
Die Verwaltung wird aufgefordert, das im Oktober 2014 beschlossene Konzept zügig vorzulegen und 
dabei Nachfolgendes zu berücksichtigen: 
 
• alle potentiell für sozialen Wohnungsbau geeigneten Flächen werden zuerst der VEBOWAG 

angeboten  
 

• der VEBOWAG, die sozialen Wohnungsbau in Bonn betreibt, wird ein Rabatt auf den jeweiligen 
Verkehrswert (im Regelfall basierend auf den Bodenrichtwerten ) eingeräumt,  der gewährleistet, 
dass der derzeitige  Mieteinstandspreis von € 6,25 nicht überschritten wird, wenn sich die 
VEBOWAG im Gegenzug verpflichtet, die Sozialwohnungen dem Markt für einen Zeitraum von 15 
Jahren zur Verfügung zu stellen 
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• vom Instrument des städtebaulichen Vertrags zur Deckung des Wohnbedarfs wird vermehrt 
Gebrauch gemacht 

 
• in diesem Zusammenhang ist auch zu klären, wie mit dem Erstzugriffsrecht der Stadt auf 

Konversionsflächen umzugehen ist. 
 
• Bei der Bearbeitung von Bebauungsplänen sowie Baugenehmigungen sollen die Verfahren 

beschleunigt werden. 
 

- - - 
 
Der vorstehende Beschluss geht weitestgehend zurück auf die Empfehlung des Ausschusses für 
Soziales, Migration, Gesundheit und Wohnen aus dessen Sitzung vom 02.09.2015 (DS-Nr.: 
1512113EB7); die fettgedruckte Modifizierung erfolgt aufgrund des Änderungsantrages der SPD-
Fraktion (DS-Nr.: 1512113AA5). Der Rat stimmt zunächst mit Mehrheit gegen BBB dem 
Änderungsantrag der SPD-Fraktion (DS-Nr.: 1512113AA5) zu und fasst alsdann den vorstehenden 
Beschluss. 
 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Frau Stv. Esch -SPD-, die die ablehnende Haltung ihrer Fraktion 
gegenüber der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, Migration, Gesundheit und Wohnen (DS-
Nr.: 1512113EB7) erläutert sowie Stv. Schmitt -BBB-, der nachfolgende, wörtlich wiedergegebene, 
vertiefende Nachfrage an die Verwaltung richtet: 
 
„Wir haben eine Nachfrage und zwar geht es um den zweiten Spiegelpunkt von EB6 bzw. in EB7. Da 
ist uns rechtlich nicht ganz klar, ob eine Abgabe eines städt. Grundstückes unter dem Verkehrswert 
an eine private AG also die VEBOWAG überhaupt zulässig ist? Ob die Verwaltung kurz was dazu 
ausführen könnte?“ 
 
Beigeordneter Wagner -Dez. VI- sagt die Beantwortung der Nachfrage zu Protokoll zu. 
 

- - - 
 
Die ursprüngliche Antrag der SPD-Fraktion (DS-Nr.: 1512113) hatte vorstehenden Inhalt: 
 
„Der Rat der Stadt Bonn beschließt,  
 
I. dass im Dezernat des Oberbürgermeisters die Stelle eines Wohnungsbaukoordinators für die 

Stadtverwaltung neu eingerichtet wird, die auch die Entwicklung von Wohnungsbaumaßnahmen 
beschleunigen und in der Öffentlichkeit und im politischen Raum für mehr Wohnungsbau, 
insbesondere für mehr öffentlich geförderte Wohnungen werben soll; 

 
II. dass Wohnungsbauinvestoren beim Kauf städtischer Grundstücke sowie bei Verdichtung von 

bereits entwickelten Flächen dazu verpflichtet werden, eine Quote geförderten Wohnraums von 
mindestens 30 % einzuhalten; 

 
III. die Lockerung des PKW-Stellplatzschlüssels für öffentlich geförderten Wohnungsbau sowie für 

Investitionen, die durch Nachverdichtung oder Dachgeschossausbau kurzfristig neuen 
Wohnraum schaffen; 

 
IV. die Einführung einer Rabattierung von bis zu 20% auf den jeweiligen Verkehrswert beim Verkauf 

von städtischen Grundstücken, wenn sich der Erwerber verpflichtet, über einen Zeitraum von 15 
Jahren einen Mietpreis zwischen 6,25 Euro und 9 Euro zu garantieren. In diesem Zeitraum sind 
Mietpreissteigerungen nur analog der prozentualen Steigerungen der Bewilligungsmieten im 
öffentlich geförderten Wohnungsbau möglich; 

 
V. eine stärkere Berücksichtigung von gemeinschaftlichen Wohnformen (z.B. genossenschaftliche 

Wohnformen, Mehrgenerationenwohnen, Inklusive Wohnprojekte, Wohnformen für Studierende 
und Auszubildende) bei der zukünftigen Vergabe städtischer Grundstücke zum Zwecke des 
Wohnungsbaus; 
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VI. dass die Verwaltung schnellstmöglich personell und finanziell in die Lage versetzt wird, das 
Wohnungsaufsichtsgesetz NRW umzusetzen; 

 
VII. die Verwaltung zu beauftragen, vergleichbar der Landesinitiative Bündnis für Wohnen ein lokales 

Bündnis zu schmieden. Dem Bündnis sollen beispielsweise angehören: 
Wohnungsbaugesellschaften, Haus & Grund, Mieterverein, Architektenkammer, 
Wohlfahrtsverbände etc.. 

 
VIII. Der Rat der Stadt Bonn erwartet, dass die Vebowag ihrem satzungsgemäßen Auftrag zur 

sozialen Wohnraumversorgung in Bonn entschiedener als bisher gerecht wird, und erklärt seine 
Bereitschaft, die dafür notwendigen Mittel (Eigenkapital) zur Verfügung zu stellen.“ 

 
- - - 

 
Zu der Nachfrage des Stv. Schmitt -BBB- nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung: 
 
„Vorliegend sollen städtische Grundstücke zum Zwecke des sozialen Wohnungsbaus mit einem 
Nachlass auf den jeweiligen Verkehrswert ausschließlich an die VEBOWAG veräußert werden. 
Ausgehend von dem sozialen Zweck wäre eine Reduzierung des Kaufpreises gemeinderechtlich und 
beihilferechtlich vertretbar, soweit das Grundstück mit besonderen Vorgaben belastet ist. 
 
Soweit sich der Grundstückskäufer laut Beschlusspunkt 2 im Gegenzug verpflichten soll, für einen 
Zeitraum von 15 Jahren den derzeitigen Mieteinstandspreis von 6,25 EUR nicht zu überschreiten, 
entspricht er damit nur den im Rahmen der öffentlichen Wohnungsbauförderung sowieso 
vorgegebenen Bedingungen. Das heißt, bei einer kommunalen Grundstücksvergabe auf dem Markt 
potentieller Bauherren würde diese Verpflichtung jeden treffen können und wäre zu erfüllen. Eine 
besondere „Beihilfe“ im Sinne eines Kaufpreisnachlasses wäre einseitig zu Gunsten der VEBOWAG 
nur vertretbar, wenn diese darüber hinausgehende Verpflichtungen eingehen würde, die andere 
Unternehmen nicht leisten wollen.“ 
 
 

1.5.7 Drucksachen-Nr.: 1512124   
 Antrag: Stv. Marcel Schmitt und BBB-Fraktion vom 09.07.2015   
 Einrichtung einer Notdienstpraxis am Petrus-Krankenhaus; 

Erhaltung der Notdienstpraxen in Beuel, Bad Godesberg und Hardtberg 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion sowie der Piraten-Gruppe) 
 
Der Rat betrachtet den Antrag der BBB-Fraktion durch die Stellungnahme der Verwaltung als erledigt 
(vgl.: DS-Nr.: 1512124ST2). 
 

- - - 
 
In einer Wortmeldung erläutert Stv. Schmitt -BBB- den Antrag (DS-Nr.: 1512124) seiner Fraktion. 
 
Vorstehendes Votum erfolgt auf Vorschlag von Oberbürgermeister Nimptsch, dem sich der Rat 
alsdann mit Mehrheit gegen BBB und Piraten anschließt. 
 

- - - 
 
Der vorgelegte Antrag der BBB-Fraktion hatte folgenden Inhalt, sh. DS-Nr.: 1512124: 
 
„1. Der Rat der Stadt Bonn fordert die Kassenärztliche Vereinigung Nordrhein (KVNO) auf, der 

Einrichtung einer Notdienstpraxis am Petrus-Krankenhaus zuzustimmen. 
 
2. Der Rat der Stadt Bonn bekräftigt seinen mit Beschluss vom 26.März 2015 zum Ausdruck 

gebrachten Willen, nach dem die bestehenden Notdienstpraxen in Beuel, Bad Godesberg und 
Hardtberg dauerhaft zu erhalten sind. 

 
3. Die Verwaltung wird beauftragt im Sinne der unter Ziffer 1 und 2 formulierten Willensbekundungen 

des Rates Gespräche mit der Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein zur Zukunft des ärztlichen 
Bereitschaftsdiensts zu führen.“ 

 
- - - 
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Die Stellungnahme (DS-Nr.: 1512124ST2) hatte nachstehenden Wortlaut: 
 
„Die Verwaltung hat den Rat in seiner Sitzung vom 18.06.2015 über den aktuellen Stand der 
geplanten Umstrukturierung der Bonner Notdienstpraxen informiert (DS-Nr. 1511067NV3). 
Insbesondere wurde über die wesentlichen Punkte des Informationsgespräches mit der 
Kassenärztlichen Vereinigung Nordrhein (KVNO) und der Ärztekammer Nordrhein (ÄkNo) am 
05.05.2015 berichtet.  
 
Die beabsichtigte Reduzierung der allgemeinärztlichen Notdienstpraxen wird seitens der Ärztekammer 
nicht befürwortet.  
 
Damit auch zukünftig gemeinsam mit der ÄkNo der ambulante ärztliche Notfalldienst auf der 
Grundlage der gemeinsamen Notfalldienstordnung organisiert werden kann, hat zwischenzeitlich die 
Vertreterversammlung der KVNO am 26.06.2015 eine Ergänzung des im Februar beschlossenen 
Konzeptes zur Notdienstreform beschlossen. Demnach wird der Vorstand der KVNO beauftragt, mit 
der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen (KGNW) einen Rahmenvertrag zu verhandeln, der 
eine Kooperation im allgemeinen Notdienst mit den Krankenhäusern vorsieht. Dabei soll der 
Vertragsarzt seiner Verpflichtung zur Teilnahme am Notdienst auch in einem Krankenhaus 
nachkommen können. 
 
Nach aktuellem Kenntnisstand der Verwaltung ist geplant, zunächst ein entsprechendes Pilotprojekt in 
einer Region zu etablieren. 
 
Zu den Punkten des Antrages nimmt die Verwaltung im Einzelnen wie folgt Stellung: 
 
Zu 1.: 
Die Einrichtung einer allgemeinärztlichen Notdienstpraxis im Stadtbezirk Bonn wird von der 
Verwaltung befürwortet. Eine Standortwahl obliegt den beteiligten Stellen. 
 
Zu 2.: 
Im Nachgang zur eingangs erwähnten Mitteilungsvorlage hat die Verwaltung weitere Gespräche mit 
der KVNO, auch mit den örtlichen Beteiligten, geführt und dabei auf die Position des Rates 
hingewiesen. 
 
Zu 3.: 
Die Verwaltung schlägt vor, zunächst die Ergebnisse der laufenden Abstimmungsprozesse zwischen 
den beteiligten Stellen (ÄkNo, KVNO, KGNW, Krankenhausträger)für ein abgestimmtes 
Reformvorhaben abzuwarten. 
Erst nach Zustimmung aller Gremien zu einem gemeinsamen tragfähigen Konzept kann die 
Umsetzung erfolgen.“ 
 
 

1.5.8 Drucksachen-Nr.: 1512135   
 Antrag: DIE LINKE. vom 06.07.2015   
 Probleme im neuen Dienstleistungszentrum   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD, DIE LINKE, BBB und AfB 
sowie der Piraten-Gruppe) 

 
Der Rat betrachtet den Antrag der Fraktion Die Linke. durch die Stellungnahme der Verwaltung als 
erledigt (vgl.: DS-Nr.: 1512135ST2). 
 

- - - 
 
In einer Wortmeldung erläutert Stv. Dr. Faber -Die Linke.- den Antrag (DS-Nr.: 1512135) seiner 
Fraktion. 
 
Vorstehendes Votum erfolgt auf Vorschlag von Oberbürgermeister Nimptsch, dem sich der Rat 
alsdann mit Mehrheit gegen SPD, Linke, BBB, AfB und Piraten anschließt. 
 

- - - 
 
Der vorgelegte Antrag der Fraktion Die Linke. hatte folgenden Inhalt, sh. DS-Nr.: 1512135: 
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„1. Der Rat bedauert die den Bürgerinnen und Bürgern entstandenen Unannehmlichkeiten durch die in 

der Verantwortung des Stadtdirektors erfolgte Umorganisation des städtischen 
Dienstleistungszentrums. 

2. Der Stadtdirektor berichtet dem Rat über die aktuelle Situation im Dienstleistungszentrum, die 
Verantwortlichkeiten für die in der Anlaufphase entstandenen organisatorischen Schwierigkeiten 
sowie die angeordneten Maßnahmen zur Abhilfe. 

3. Insbesondere ist darzulegen, 
a) wie sich die telefonische Erreichbarkeit entwickelt hat (Wartezeit in Schleife, verlorene Anrufe), 
b) innerhalb welcher Zeitspanne zwischenzeitlich ein fester Termin für eine Standardleistung wie 

etwa An- oder Ummelden (Wohnung, Kfz) zu bekommen ist, 
c) wie hoch die Wartezeit bei Besuch des Zentrums ohne Termin im Allgemeinen ist und wie hoch 

diese vor der Umstellung auf das neue Dienstleistungszentrum im Schnitt waren, 
d) aufgrund welcher Annahmen die Verwaltung zu der Einschätzung gelangt ist, dass der Wegfall 

von 17 Stellen (zukünftig erklärterweise bis zu 26) ohne Verlust der Servicefähigkeit 
auszugleichen ist und ob sie diese Auffassung aufrechterhält 

e) sowie in welchem Umfang zwischenzeitlich wieder Personalaufstockungen zur Bewältigung der 
Aufgaben vorgenommen werden mussten und inwieweit diese Rückaufstockungen von Dauer 
sein sollen (unter Darstellung des insoweit neu kalkulierten Einspareffektes der 
Umorganisation).“ 

 
- - - 

 
Die Stellungnahme (DS-Nr.: 1512135ST2) hatte nachstehenden Wortlaut: 
 
„Die Verwaltung wird unabhängig von der Annahme des Antrages im zuständigen Unterausschuss 
Organisation und Personal am 03.09.2015 und auch darüber hinaus so lange es die Angelegenheit 
erfordert, über die entstandenen Probleme und ergriffenen Maßnahmen sowie deren Erfolge und 
Auswirkungen im Dienstleistungszentrum aktuell berichten. Die im Antrag aufgeworfenen Fragen 
werden in der Mitteilung der Verwaltung selbstverständlich mit beantwortet werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Antrag durch die Mitteilungsvorlage (DS 1512556) als erledigt 
anzusehen.“ 
 
 

1.5.9 Drucksachen-Nr.: 1512175   
 Antrag: DIE LINKE. vom 15.07.2015   
 Keine Sanktionen des Jobcenters mehr auf die Kosten der Unterkunft   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE sowie der Piraten-Gruppe 
und Stv. Kelm -SPD-) 

 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Schmidt -Die Linke.-, der den Antrag seiner Fraktion (DS-Nr.: 
1512175) begründet, Frau Stv. Dörtlemez -FDP- sowie Stv. von Mengersen -PRO NRW-. 
 
Alsdann lässt Oberbürgermeister Nimptsch über den Antrag der Fraktion Die Linke. abstimmen, der 
mit Mehrheit gegen Die Linke., Piraten und Stv. Kelm -SPD- abgelehnt wird. 
 

- - - 
 
Der ursprünglich vorgelegte Antrag der Fraktion Die Linke. (DS-Nr.: 1512175) hatte folgenden Inhalt: 
 
„1. Die Stadt Bonn lehnt fortan Sanktionen gegen LeistungsbezieherInnen ab, die an die Kosten der 
Unterkunft sowie Heizung anknüpfen bzw. diese Leistungen betreffen. Hierzu soll eine Weisung an 
das Jobcenter Bonn gem. § 44b Abs. 3 S. 2 SGB II ausgesprochen werden, dass derartige 
Sanktionen zukünftig unterbleiben. 
2. Die Verwaltung legt Sozialausschuss und folgend Rat zur nächsten Sitzung eine Beschlussvorlage 
zur Ausübung des Weisungsrechts vor. 
3. Sofern dieser Entscheidung aus Sicht der Verwaltung grundsätzliche Bedeutung i.S.d. § 44b Abs. 
3 S. 2, 2. HS. SGB II zukommt, ist vor Weisung der Kooperationsausschuss zu befassen. Die 

1323

http://www2.bonn.de/bo_ris/daten/O/Htm/15/1512135ST2.htm
http://www2.bonn.de/bo_ris/daten/O/Htm/15/1512175.htm
http://www2.bonn.de/bo_ris/daten/O/Htm/15/1512175.htm
http://www2.bonn.de/bo_ris/daten/O/Htm/15/1512175.htm


Stellungnahme des Kooperationsausschusses sind dem Sozialausschuss sowie dem Rat mitsamt der 
Beschlussvorlage zur Ausübung des Weisungsrechtes vorzulegen. 
4. Hilfsweise werden die städtischen VertreterInnen in der Trägerversammlung angewiesen, sich für 
die o.g. Zielsetzung einzusetzen und dort einen entsprechenden Beschluss herbeizuführen, sofern 
hierfür die Zuständigkeit (nur) der Trägerversammlung eröffnet ist.“ 
 

- - - 
 
Im Anschluss an die Beratung dieses Punktes halten die Fraktionsvorsitzenden ihre Abschiedsreden 
in nachstehender Reihenfolge: Stv. Dr. Gilles -CDU- für die Koalition aus CDU, Bündnis 90/Grüne und 
FDP, Frau Stv. Richter -SPD- sowie Stv. Dr. Faber -Die Linke.- und bedanken sich unisono beim aus 
dem Amt ausscheidenden Oberbürgermeister der Stadt Bonn, Herrn Nimptsch, für das langjährige 
Engagement und die vertrauensvolle Zusammenarbeit. 
 
Oberbürgermeister Nimptsch spricht allen seinen Dank aus und führt weiter aus, man möge die 
kommende Aufbruchsstimmung zum Wohl aller Bürgerinnen und Bürger nutzen. 
 
Danach findet eine Sitzungspause von 20:43 Uhr bis 21:14 Uhr statt. 
 
 

1.5.10 Drucksachen-Nr.: 1512354   
 Antrag: Stv. Angelika Esch  Stv. Sebastian Kelm Stv. Herbert Spoelgen  SPD-

Fraktion vom 23.07.2015 
  

 Städtisches Grundstück 'Erzberger Ufer, Gem. Bonn Flur 63 Flurstücke 100, 193, 
200, 201'  hier: Prüfung Übertragung an die Vebowag 

  

    
Beschluss: (einstimmig bei Stimmenthaltung der Fraktionen von DIE LINKE und BBB) 
 
1. Das Theodor-Litt-Haus wird baulich ertüchtigt. Für eine Übergangszeit soll es für die 

Erstunterbringung von Flüchtlingen genutzt werden. Bei den vorbereitenden baulichen 
Ertüchtigungsmaßnahmen wird besonders auf eine eventuelle Freisetzung von Schadstoffen 
geachtet. 

 
2. Für das Gesamtareal inklusive des Hochbunkers wird parallel zeitnah ein Gesamtkonzept erstellt, 

dass soziale Wohnnutzung über die VEBOWAG vorsieht, aber auch öffentliche, kulturelle und 
gastronomische Teilnutzung ermöglicht. 

 
3. Um den Mangel an preisgünstigem studentischem Wohnraum in Bonn abzubauen, wird der 

Oberbürgermeister beauftragt, die diesbezügliche Zusammenarbeit mit dem Studierendenwerk 
Bonn zu intensivieren. Hierbei geht es laut Studierendenwerk nicht um eine Rückübertragung der 
Immobilie, sondern um eine vorübergehende Zwischennutzung für erneutes späteres 
studentisches Wohnen. 

 
- - - 

 
Mit dem vorstehenden Beschluss folgt der Rat der Empfehlung des Ausschusses für Soziales, 
Migration, Gesundheit und Wohnen aus dessen Sitzung vom 02.09.2015 (DS-Nr.: 1512354EB6). 
 

- - - 
 
Der ursprüngliche Antrag der SPD-Fraktion (DS-Nr.: 1512354) hatte folgenden Inhalt: 
 
„Die Verwaltung wird gebeten zu prüfen, unter welchen Bedingungen das Erbbaurecht für das 
Grundstück 'Erzberger Ufer, Gem. Bonn Flur 63 Flurstücke 100, 193, 200, 201' (aktuell bebaut mit 
einem Studierendenwohnheim) vom Studierendenwerk Bonn auf die Vereinigte Bonner Wohnungsbau 
AG (Vebowag) übertragen werden kann, um dort die Schaffung öffentlich geförderten Wohnraums zu 
ermöglichen.“ 
 

- - - 
 
Nachrichtlicher Hinweis: 
 
Die Bezirksvertretung Bonn hat sich inzwischen, in ihrer Sitzung vom 22.09.2015, dem vorstehenden 
Beschluss einstimmig bei Enthaltung Linke angeschlossen. 
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1.5.11 Drucksachen-Nr.: 1512467   
 Antrag: DIE LINKE. vom 12.08.2015   
 Personelle Verstärkung SozialarbeiterInnen zur Flüchtlingsbetreuung   
    

Beschluss: (einstimmig) 
 
Der Rat betrachtet den Antrag der Fraktion Die Linke. durch die mündliche Stellungnahme der 
Verwaltung als erledigt. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich StD Fuchs -Dez. I-, Stv. von Mengersen -PRO NRW-, Stv. 
Hümmrich sowie Stv. Schmidt -Die Linke.-. 
 
Vorstehendes Votum erfolgt auf Vorschlag von Oberbürgermeister Nimptsch, dem sich der Rat 
alsdann einstimmig anschließt. 
 

- - - 
 
Der vorgelegte Antrag der Fraktion Die Linke. hatte folgenden Inhalt, sh. DS-Nr.: 1512467: 
 
„1. Zur Verstärkung der unmittelbaren Betreuung von Flüchtlingen in den Unterbringungseinrichtungen 

werden vier zusätzliche SozialarbeiterInnen (vier VZÄ) im Sozialamt eingestellt. Die Einstellung 
wird zunächst befristet auf zwei Jahre. 

2. Die Finanzierung erfolgt aus den HH-Mitteln 2016 und 2017 PG 1.01.14, Z13 Sach- und 
Dienstleistungen. Der Relaunch der städtischen Internetseite wird verschoben.“ 

 
 

1.5.12 Drucksachen-Nr.: 1512542NV2   
 Antrag: BBB-Fraktion vom 18.08.2015   
 Bürgerdienste; Wartezeiten im Zentralen Dienstleistungszentrum   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der BBB-Fraktion bei Stimmenthaltung der 
Fraktionen von SPD und DIE LINKE sowie der Piraten-Gruppe) 

 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Schmitt -BBB-, der den Antrag seiner Fraktion (DS-Nr.: 
1512542NV2) begründet, StD Fuchs -Dez. I-, Frau Stv. Richter -SPD-, Stv. Kelm -SPD-, Frau Stv. 
Grenz -SPD-, Stv. Hümmrich -FDP- sowie Stv. Dr. Gilles -CDU-. 
 
Alsdann lässt Oberbürgermeister Nimptsch über den Antrag der BBB-Fraktion abstimmen, der mit 
Mehrheit gegen BBB bei Enthaltung SPD, Linke und Piraten abgelehnt wird. 
 

- - - 
 
Der vorgelegte Antrag der BBB-Fraktion (DS-Nr.: 1512542NV2) hatte folgenden Inhalt: 
 
„Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, unverzüglich im Bereich der Bürgerbedienung durch die 
Bürgerdienste zum bewährten dezentralen System mit den seinerzeit üblichen Öffnungszeiten 
zurückzukehren, indem neben der Dienststelle im Stadthaus die Bezirksbürgerämter in Bad 
Godesberg, Beuel und Hardtberg den Bürgern weiter bzw. wieder zur Verfügung gestellt werden.“ 
 
 

1.5.13 Drucksachen-Nr.: 1512643   
 Antrag: Stv. Bärbel Richter  SPD-Fraktion vom 27.08.2015   
 Personalentscheidung Dezernate V und VI   
    

Beschluss: (mit Mehrheit der Stimmen der Fraktionen von CDU, Bündnis '90/Die Grünen, FDP 
und BBB) 
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Der Antrag der SPD-Fraktion wird vertagt. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Dr. Gilles -CDU-, der Vertagung beantragt, sowie Frau Stv. 
Richter -SPD-, die eine Gegenrede zum Geschäftsordnungsantrag hält. Alsdann stimmt der Rat mit 
Mehrheit von CDU, Bündnis 90/Grüne, FDP und BBB der Vertagung zu. 
 

- - - 
 
Der vertagte Antrag der SPD-Fraktion hatte folgenden Inhalt, sh. DS-Nr.: 1512643: 
 
„1. Der Rat der Bundesstadt Bonn bestellt Frau Beigeordnete Angelika Maria Wahrheit erneut zur 

Beigeordneten und Leiterin des Dezernates V. 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Stelle einer Beigeordneten bzw. eines Beigeordneten für das 

Dezernat Stadtentwicklung und Baurecht, Besoldungsgruppe B 5 BBesO, mit einer Wahlzeit von 8 
Jahren unverzüglich auszuschreiben. Im Übrigen wird die Verwaltung ermächtigt, hierzu durch 
Einschaltung eines Headhunters die Wahl einer Beigeordneten bzw. eines Beigeordneten 
vorzubereiten. 

3. Für beide Dezernate gilt, dass während der Wahlzeit eine anderweitige Geschäftsverteilung 
vorbehalten bleibt.“ 

 
- - - 

 
Stv. Dr. Faber -Die Linke.- gibt nachstehende, wörtlich wiedergegebene, persönliche Erklärung zu 
Protokoll: 
 
„Ich möchte, weil jetzt der Verfahrensablauf mir keine Gelegenheit gegeben hat, dazu etwas zu sagen, 
weil es mir doch am Herzen liegt, diese Gelegenheit jetzt über die persönliche Erklärung nutzen. 
 
Ich finde es aus wirklich zweierlei Gründen schlechten Stil, was jetzt hier grade entschieden wurde. 
Ich weiß nicht, wann auf der persönlichen Ebene diese Ratsmehrheit gedenkt, über die Frage der 
Weiterbesetzung des Dezernates, des Sozialdezernates, dann eine Entscheidung herbei zu führen, 
um auch der Dezernentin die Gelegenheit zu geben, Klarheit über ihre weitere Lebensentwicklung und 
berufliche Entwicklung zu bekommen. Ich finde wirklich, das geht nicht, dass das in den letzten 
Wochen, sag ich mal, dass wir da jetzt in den Oktober, November, Dezember geraten, das finde ich 
einfach schlechten Stil. Nun gut, dann mag man sagen, das ist eine Ebene, die ist bedauerlich, aber 
nicht entscheidend, aber ich denke, man muss ja auch die inhaltliche Komponente sehen. Wir reden 
hier über das Dezernat, das wohl die größte Aufgabe und Herausforderung in dieser Stadtverwaltung 
zu stemmen hat, nämlich das momentan viele, viele Flüchtlinge den Weg zu uns finden, auf der Flucht 
vor Krieg, Vertreibung und Not. Und ich glaube, das ist meine persönliche Überzeugung, die Stadt 
Bonn in der Verantwortung auch der Dezernatsspitze durch Frau Wahrheit leistet hier hervorragende 
Arbeit und was jetzt hier geplant ist, ist das wir genau in dieser wohl größten Herausforderung vor der 
die Stadtverwaltung steht in ein mehrmonatiges vielleicht sogar einjährige Interimszeit mit einer, sag 
ich mal, Nebenbei Besetzung durch einen anderen Dezernenten hinein geraten, das kann nicht sein in 
Anbetracht dieser Größe der Herausforderung, vor der wir stehen. 
 
Und ich habe, werde hier wirklich den Eindruck nicht los, das versucht wird, sag ich mal, um dem 
Personaltableau der Koalition Freiraum zu schaffen, wir die inhaltliche Bewältigung der Aufgaben 
vernachlässigen und das finde ich wirklich völlig inakzeptabel. Danke.“ 
 
 

1.5.14 Drucksachen-Nr.: 1512651   
 Antrag: Stv. Bärbel Richter  Stv. Angelika Esch SPD-Fraktion vom 27.08.2015   
 Sanierung der Marktgarage   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der SPD-Fraktion) 
 
Der Antrag wird abgelehnt. 
 

- - - 
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An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Dr. Redeker -SPD-, der den Antrag seiner Fraktion (DS-Nr.: 
1512651) begründet und um Zustimmung bittet, Stv. Lohmeyer -Bündnis 90/Grüne-, der ausdrücklich 
darauf hinweist, es müsse jetzt saniert werden, sonst drohe die Schließung der Marktgarage sowie 
Stv. Schmitt -BBB-, der sich seinem Vorredner anschließt. 
 
Alsdann lässt Oberbürgermeister Nimptsch über den Antrag der SPD-Fraktion abstimmen, der mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der SPD-Fraktion abgelehnt wird. 
 

- - - 
 
Der ursprünglich vorgelegte Antrag der SPD-Fraktion (DS-Nr.: 1512651) hatte folgenden Inhalt: 
 
„Die Sanierung der Marktgarage wird solange verschoben, bis die Prüfungen bezüglich der Verlegung 
der Zu- und Ausfahrten der Marktgarage abgeschlossen sind.“ 
 
 

1.5.15 Drucksachen-Nr.: 1512438   
 Antrag: DIE LINKE. vom 11.08.2015   
 Pestizidfreie Stadt Bonn   
    

Diese Angelegenheit wurde zu Beginn der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt (sh. auch 
Protokollnotiz zu TOP 1.1). 
 
Der vorgelegte Antrag hatte folgenden Inhalt: 
 
1. Auf städtischen (Grün-)Flächen werden zukünftig generell keine chemisch-synthetischen Pestizide 

mehr eingesetzt. Ein möglicher erhöhter Personalbedarf für mechanische, thermische u.a. 
Maßnahmen wird zur Vermeidung negativer ökologischer und gesundheitlicher Folgen 
hingenommen und das Grünflächenamt dann ggf. entsprechend verstärkt. 

2. Private Dienstleister, die mit der Pflege städtischer (Grün-)Flächen beauftragt werden, werden 
vertraglich dazu verpflichtet, auf den Einsatz von Pestiziden zu verzichten. 

3. In Pachtverträgen für landwirtschaftliche oder gärtnerische Flächen wird in Zukunft 
festgeschrieben, dass keine Pestizide eingesetzt werden dürfen. 

 
 

1.5.16 Drucksachen-Nr.: 1512837   
 Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU, Grüne und FDP betr. Saunabetrieb 

im Kurfürstenbad 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit der Stimmen der Fraktionen von CDU, Bündnis '90/Die Grünen und 

FDP sowie Stv. Repschläger -DIE LINKE-) 
 
Die Verwaltung wird gebeten, zur nächsten Ratssitzung am 22.10.2015 zu den in der 
Sportausschusssitzung am 01.09.2015 unter DS-Nr. 1512261NV4 nicht beantworteten Fragen 
Stellung zu nehmen und nachvollziehbare Zahlen vorzulegen: 
 
• der Trennung der Wasserversorgung von der Heizungsanlage, 
• Auswirkungen der zum 01.01.2016 bevorstehenden Gesetzesänderung zur Umsatzsteuerpflicht 

und 
• Detailaufstellung des tatsächlich eingesetzten städtischen Personals bis zur Schließung der Sauna 

(Vorlage der Dienstpläne) 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Beu -Bündnis 90/Grüne-, Frau Stv. Richter -SPD- sowie Stv. 
Schmitt -BBB-, der einen mündlichen Änderungsantrag stellt. 
 

- - - 
 
Der Rat lehnt zunächst mit Mehrheit von CDU, Grüne und FDP den mündlich gestellten 
Änderungsantrag der BBB-Fraktion ab. Alsdann fasst der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
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Der abgelehnte Änderungsantrag der BBB-Fraktion hatte folgenden Inhalt: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, die Sauna im Kurfürstenbad schnellstmöglich wieder zu eröffnen. Die 
Betreuung der Sauna erfolgt künftig durch das ohnehin vorhandene Personal im Kurfürstenbad.“ 
 
 

1.5.17 Drucksachen-Nr.: 1512923 
Dringlichkeitsantrag der Fraktion Die Linke. betr. Genehmigung Doppelhaushalt 
2015/16 – Rechtliche Verteidigung der kommunalen Finanzautonomie 

  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und DIE LINKE sowie der 

Piraten-Gruppe) 
 
Der Dringlichkeitsantrag wird abgelehnt. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Dr. Faber -Die Linke.-, der den Dringlichkeitsantrag seiner 
Fraktion (DS-Nr.: 1512923) begründet, Stv. Finger -Bündnis 90/Grüne-, StK Prof. Dr. Sander -Dez. II-, 
der darum bittet, den Dringlichkeitsantrag abzulehnen, mit Hinweis auf die Zielsetzung, den Haushalt 
bewirtschaften zu können sowie Stv. Dr. Redeker -SPD-, der namens seiner Fraktion Zustimmung 
zum Dringlichkeitsantrag signalisiert. 
 
Alsdann lässt Oberbürgermeister Nimptsch über den Dringlichkeitsantrag der Fraktion Die Linke. 
abstimmen, der mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und Die Linke. und der 
Gruppe Piraten abgelehnt wird. 
 

- - - 
 
Der ursprünglich vorgelegte Dringlichkeitsantrag der Fraktion Die Linke. (DS-Nr.: 1512923) hatte 
folgenden Inhalt: 
 
„Die Verwaltung wird beauftragt, beim Verwaltungsgericht Köln eine einstweilige Verfügung gem. § 
123 Abs. 1 VwGO zu beantragen, gerichtet auf vorläufige Genehmigung des 
Haushaltssicherungskonzeptes zum Doppelhaushalt 2015/2016 gem. § 76 Abs. 2 S. 2 GO NRW 
durch die Bezirksregierung Köln.“ 
 
 

1.5.18 Drucksachen-Nr.: 1512925 
Dringlichkeitsantrag der Fraktionen von CDU, Grüne und FDP betr. 
Schlachthofgelände 

  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und DIE LINKE sowie der 

Piraten-Gruppe) 
 
Die Verwaltung trifft umgehend Vorkehrungen, um weiteren Vandalisierungen auf dem Gelände des 
Alten Schlachthofes Einhalt zu gebieten. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Freitag -Bündnis 90/Grüne-, der den Dringlichkeitsantrag der 
Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Grüne und FDP begründet, mit Hinweis darauf, es habe tags zuvor 
auf dem Schlachthofgelände gebrannt, Frau Stv. Esch -SPD-, die von Frau Duisberg konkrete 
Informationen hierzu erbittet, Stv. Kopinski -Piraten- sowie Frau Duisberg, die den aktuellen 
Sachstand vor Ort schildert. Vor dem Hintergrund aber, dass die Gebäudesubstanz nur noch von 
bedingtem Wert sei und der Investor nach ihrer Kenntnis die Gebäude niederlegen wolle, würde sie 
von den doch immensen Kosten einer Einfriedung oder eines Wachdienstes abraten und die Situation 
so belassen, bis über die endgültige Verwendung des Grundstücks entschieden sei. Alsdann fasst der 
Rat den vorstehenden Beschluss. 
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1.6 Vorlagen der Verwaltung   

1.6.1 Drucksachen-Nr.: 1413103NV5   
 Redeordnung für die Sitzungen des Rates   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der Fraktionen von DIE LINKE, BBB und AfB 
sowie der Piraten-Gruppe) 

 
Der Rat der Bundesstadt Bonn stimmt der als Anlage beigefügten Redeordnung für die Sitzungen des 
Rates zu. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Dr. Faber -Die Linke.-, der den Änderungsantrag (DS-Nr.: 
1413103AA6) seiner Fraktion begründet, Stv. Schmitt -BBB-, der die ablehnende Haltung seiner 
Fraktion erläutert, Stv. von Mengersen -PRO NRW-, der sich seinem Vorredner anschließt, Stv. 
Kopinski -Piraten-, der namens seiner Gruppe Ablehnung signalisiert sowie Stv. Fenninger -CDU-, der 
sich namens seiner Fraktion für die Redeordnung ausspricht und die Verwaltung bittet, diese dem 
Integrationsrat, den Bezirksvertretungen sowie den Ausschüssen in Form einer Mitteilungsvorlage als 
Anregung zur Kenntnis zu geben und diese selbst darüber entscheiden zu lassen, ob sie eine 
vergleichbare Redeordnung einführen. 
 
Der Rat lehnt zunächst mit Mehrheit gegen Linke bei Enth. Piraten den Änderungsantrag der Fraktion 
Die Linke. (DS-Nr.: 1413103AA6) ab und fasst alsdann der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
 
Der abgelehnte Änderungsantrag (DS-Nr.: 1413103AA6) der Fraktion Die Linke. hatte folgenden 
Inhalt: 
 
„Die Redeordnung wird wie folgt geändert: 
 
2. Spiegelstrich neu: „Fraktionen, denen 10 oder mehr Stadtverordnete angehören, …“ 
3. Spiegelstrich neu: „Fraktionen, denen 5 oder mehr Stadtverordnete angehören, …““ 
 
 

1.6.2 Drucksachen-Nr.: 1511870NV4   
 'Neubau des Schulzentrums Tannenbusch' 

- Beanstandung des Ratsbeschlusses vom 18.06.2015 
  

    
Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimme von OB Nimptsch bei Stimmenthaltung der AfB-

Fraktion) 
 
Die Vorlage der Verwaltung unter Berücksichtigung der Ergänzung aus der Stellungnahme der 
Verwaltung (DS-Nr.: 1511870ST6) wird abgelehnt. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Schott -BBB-, Frau Stv. Grenz -SPD-, Stv. Hümmrich -FDP-, 
Frau Stv. Poppe -Bündnis 90/Grüne-, Stv. Steins -CDU- sowie Frau Stv. Weber-Körner -Die Linke.-. 
 
Alsdann lehnt der Rat die Vorlage mit dem vorstehenden Abstimmungsergebnis ab. 
 
Abschließend teilt Oberbürgermeister Nimptsch mit, er werde damit die Beanstandung aufheben. 
 

- - - 
 
Die vorgelegte Vorlage der Verwaltung hatte folgenden Wortlaut, vgl.: DS-Nr.: 1511870NV4: 
 
„Der Rat hebt seinen Beschluss vom 18.06.2015(DS-Nr.: 1511870EB3)auf.“ 
 

- - - 
 
Die Verwaltung hat zur Sitzung folgende Stellungnahme (DS-Nr.: 1511870ST6) nachgereicht: 
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„Die Beschlussvorlage der Verwaltung (DS-Nr.: 1511870NV4) wird um den folgenden Beschlusspunkt 
erweitert: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, für die Sanierung des Schulzentrums Tannenbusch Fördermittel zu 
beantragen. Die Erhöhung der Zügigkeit der Realschule und räumliche Veränderungen sind zu 
berücksichtigen. Auf der Grundlage der Prüfung des Antrages durch die Bezirksregierung und des 
Bescheides über die Fördermittel wird der Sachverhalt erneut in den Gremien bewertet und endgültig 
über die weitere Vorgehensweise entschieden.“ 
 
 

1.6.3 Drucksachen-Nr.: 1511925   
 Städtisches Grundstück 'Erzberger Ufer, Gem. Bonn Flur 63 Flurstücke 100, 193, 

200, 201' - Abriss des Studentenwohnheims 
  

    
Diese Angelegenheit wurde zu Beginn der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt (sh. auch 
Protokollnotiz zu TOP 1.1). 
 
Der vorgelegte Beschlussvorschlag hatte folgenden Wortlaut: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Abriss des Studentenwohnheims auf dem städtischen 
Grundstück „Erzberger Ufer 15, Gem. Bonn Flur 63 Flurstücke 100, 193, 200, 201“ einzuleiten und die 
Abrissgenehmigung einzuholen. Der Abriss soll unmittelbar nach dem Freizug des 
Studentenwohnheims, der spätestens Ende 2015 vollzogen sein wird, erfolgen. 
 

1.6.4 Drucksachen-Nr.: 1512181   
 Benennung von drei Ratsmitgliedern für die 10. Konferenz der Ratsmitglieder 

beim Städtetages NRW am 02.12.2015 in Köln 
  

    
Beschluss: (einstimmig bei Stimmenthaltung der BBB-Fraktion) 
 
Für die 10. Konferenz der Ratsmitglieder beim Städtetag Nordrhein-Westfalen am 02.12.2015 werden 
benannt: 
 
1. Stv. Christiane Overmans , - CDU - 
 
2. Stv. Sebastian Kelm  , - SPD – 
 
3. Stv. Tim Achtermeyer  , - Bündnis 90/Die Grünen - 
 
 

1.6.5 Drucksachen-Nr.: 1512225   
 Entwurf des Jahresabschlusses 2013 der Bundesstadt Bonn   
    

Beschluss: (mit Mehrheit gegen die Stimmen der AfB-Fraktion sowie der Piraten-Gruppe bei 
Stimmenthaltung der BBB-Fraktion) 

 
Der Rat der Bundesstadt Bonn nimmt den nach § 95 Abs. 3 GO NRW zur Feststellung zugeleiteten 
Entwurf des Jahresabschlusses 2013 zur Kenntnis und verweist ihn zur Prüfung nach § 101 GO NRW 
an den Rechnungsprüfungsausschuss. 
 
 

1.6.6 Drucksachen-Nr.: 1512648   
 Ersatzwahlen zu Ratsausschüssen und sonstigen Gremien   
    

Beschluss: (einstimmig) 
 
- auf Vorschlag der CDU-Fraktion 
 
Gremium bisheriges Mitglied neues Mitglied 
Ausschuss für 
Internationales und 
Wissenschaft 
(vgl.: DS-Nr.: 1412100EB5) 

AM Dr. Lutz Haarmann 
(stellv. Mitglied, 6. Stelle) 

AM Philipp Grünhage 
(stellv. Mitglied, 7. Stelle) 
Das stellv. Mitglied 7. Stelle 
rückt auf 
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- auf Vorschlag der SPD-Fraktion 
 
Gremium bisheriges Mitglied neues Mitglied 
Schulausschuss 
(vgl.: DS-Nr.: 1412100EB5) 

AM Marcel Bengs AM Alexander Frank Paul 
(ordentl. Mitglied, 12. Stelle) 

 AM Alexander Frank Paul AM Ilka Sikora-Wörster 
(stellv. Mitglied, 12. Stelle) 

 
- auf Vorschlag der Fraktion Die Linke. 
 
Gremium bisheriges Mitglied neues Mitglied 
Ausschuss für Beteiligung 
der Bürgerinnen und Bürger 
und Lokale Agenda 
(vgl.: DS-Nr.: 1412100EB5) 

Stv. Lea Brandes Stv. Gabriele Weber-Körner 
(ordentl. Mitglied, 19. Stelle) 

Ausschuss für Soziales, 
Migration, Gesundheit und 
Wohnen 
(vgl.: DS-Nr.: 1412100EB5) 

Stv. Gabriele Weber-Körner Stv. Lea Brandes 
(stellv. Mitglied, 19. Stelle) 

Sportausschuss 
(vgl.: DS-Nr.: 1412100EB5) 

Stv. Jürgen Repschläger AM Patrick Tollasz 
(stellv. Mitglied, 22. Stelle) 

 
- auf Vorschlag der AfB-Fraktion 
 
Gremium bisheriges Mitglied neues Mitglied 

Sportausschuss 
(vgl.: DS-Nr.: 1412100EB5) 

AM Michael Fassbender AM Amir Haddad 
(stellv. Mitglied, 21. Stelle) 

Ausschuss für Umwelt und 
Verbraucherschutz 
(vgl.: DS-Nr.: 1412245) 

AM Dr. Stefan Fuchs AM Helmut Moll 
(stellv. Mitglied, 21. Stelle) 

Stiftung Ludwig van 
Beethoven der Sparkasse in 
Bonn - Kuratorium - 
(vgl.: DS-Nr.: 1411925) 

Die AfB-Fraktion benennt in Nachfolge von Frau Bzv. Elisabeth 
Struwe Herrn Bzv. Reinhard-Friedemann Schulz als Mitglied des 
Kuratoriums der Stiftung Ludwig van Beethoven der Sparkasse in 
Bonn. Der Rat nimmt hiervon Kenntnis. 

 
 

1.6.7 Drucksachen-Nr.: 1512680   
 Bildung und Besetzung eines Projektbeirates 'Sanierung Beethovenhalle'   
    

Beschluss: (einstimmig) 
 
1. Es wird ein Projektbeirat „Sanierung Beethovenhalle“ gebildet. Die Beratungen des Projektbeirates 

erfolgen analog § 5 der Geschäftsordnung des Rates der Bundesstadt Bonn grundsätzlich 
öffentlich. 

 
2. Der Projektbeirat besteht aus zehn Vertretern und wird nach Hare-Niemeyer wie folgt besetzt: 
 

Ordentliche Mitglieder Stellvertretende Mitglieder 
  
1. Stv. Christiane Overmans  

CDU 
1. AM Markus Schuck  

CDU 
2. Stv. Birgitta Jackel  

CDU 
2. Stv. Reinhard Limbach  

CDU 
3. Stv. Henriette Reinsberg  

CDU 
3. Stv. Bert Justus Moll  

CDU 
4. Stv. Herbert Spoelgen  

SPD 
4. Stv. Dr. Helmut Redeker  

SPD 
5. Stv. Angelika Esch  

SPD 
5. Bzv. Hillevi Burmester  

SPD 
6. Stv. Dr. Roswitha Sachsse-  6. AM Prof. Dr. Detmar Jobst  
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Schadt GRU GRU 
7.  N.N.  

GRU 
7. AM Thomas Schmidt  

GRU 
8. Bzv. Frank Thomas  

FDP 
8. Stv. Prof. Dr. Wilfried Löbach  

FDP 
9. Stv. Jürgen Repschläger  

Linke 
9. Bzv. Ralf Jochen Ehresmann  

Linke 
10 Stv. Bernhard Wimmer  

BBB 
10. Stv. Johannes Schott  

BBB 
 
3. Zudem gehören dem Projektbeirat zunächst Berater an. Hierzu schlägt die Verwaltung vor jeweils 

einen Vertreter von 
 

- ProBeethovenhalle e.V. 
- BonnCC Management GmbH 
- Beethovenorchester 
- Internationale Beethovenfeste gGmbH 

 
anzufragen. 

 
4. Für die Entschädigung der Mitglieder des Projektbeirates ist die Entschädigungsordnung des Rates 

sinngemäß anzuwenden. 
 

- - - 
 
Der vorstehende Beschluss entspricht weitestgehend der ursprünglichen Vorlage der Verwaltung (DS-
Nr.: 1512680); die fettgedruckten Modifizierungen erfolgen aufgrund der Änderungsanträge der 
Fraktion Bündnis 90/Grüne. Der Rat lehnt zunächst mit Mehrheit gegen Linke, BBB, AfB und Gruppe 
Piraten den Änderungsantrag der BBB-Fraktion (DS-Nr.: 1512680AA2) ab und stimmt alsdann dem 
Änderungsantrag zu Ziffer 1. (analog § 5 der Geschäftsordnung des Rates) einstimmig zu. 
 
Alsdann fasst der Rat den vorstehenden Beschluss. 
 

- - - 
 
An einer Aussprache beteiligen sich Stv. Schmitt -BBB-, der den Änderungsantrag (DS-Nr.: 
1512680AA2) seiner Fraktion erläutert, Stv. Finger -Bündnis 90/Grüne-, der den mündlichen, 
fettgedruckten Änderungsantrag zu Ziffer 1. formuliert, Stv. Repschläger -Die Linke.-, der namens 
seiner Fraktion Zustimmung zum Änderungsantrag (= AA2) signalisiert, Frau Stv. Poppe -Bündnis 
90/Grüne-, die namens ihrer Fraktion zu Ziffer 2. den Wahlvorschlag mit dem Namen „Stv. Dr. Annette 
Standop -Grüne-“ zurückzieht und durch „N.N.“ ersetzt sowie Stv. Achtermeyer -Bündnis 90/Grüne-. 
 

- - - 
 
Die ursprüngliche Vorlage der Verwaltung (DS-Nr.: 1512680) hatte in Ziffer 1. nachstehenden 
Wortlaut: 
 
„1. Es wird ein Projektbeirat „Sanierung Beethovenhalle“ gebildet. Die Beratungen des Projektbeirates 

erfolgen grundsätzlich nichtöffentlich.“ 
 

- - - 
 
Der abgelehnte Änderungsantrag (DS-Nr.: 1512680AA2) der BBB-Fraktion hatte folgenden Inhalt: 
 
„Ziffer 1 des Beschlussvorschlages wird wie folgt geändert: 
 
Es wird ein Projektbeirat „Sanierung Beethovenhalle“ gebildet. Die Beratungen des Projektbeirates 
erfolgen grundsätzlich öffentlich.“ 
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1.6.8 Drucksachen-Nr.: 1512787 
Ersatzwahlen zur Vertretung der Bundesstadt Bonn in Organen wirtschaftlicher 
Unternehmen hier: 
I.   Stadtwerke Bonn GmbH (SWB): Aufsichtsrat 
II.  Energie und Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg GmbH (EnW): 
Aufsichtsrat sowie Stadtwerke Bonn Beteiligungs-GmbH (SWBB): 
Konsortialausschuss 
III. Gesellschaft für Energie- und Gebäudemanagement Bonn GmbH (EGM): 
Aufsichtsrat 
IV.  Tourismus & Congress GmbH Region Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler: 
Aufsichtsrat 

  

    
Beschluss: (einstimmig) 
 
Zur Vertretung der Bundesstadt Bonn in Organen wirtschaftlicher Unternehmen entsendet der Rat der 
Bundesstadt Bonn folgende neue Mitglieder: 
 
I. 
 
Gremium bisheriges Mitglied neues Mitglied 

Stadtwerke Bonn GmbH 
(SWB); 
Aufsichtsrat 

Dr. Ernesto Harder Herbert Spoelgen 

 
II. 
 
Gremium bisheriges Mitglied neues Mitglied 

Energie- und 
Wasserversorgung GmbH 
(EnW); 
Aufsichtsrat 
und  
gleichzeitig 
Konsortialausschuss der 
SWBB GmbH 

Dr. Ernesto Harder Angelika Esch 

 
III. 
 
Gremium bisheriges Mitglied neues Mitglied 

Gesellschaft für Energie- und 
Gebäudemanagement Bonn 
GmbH (EGM); 
Aufsichtsratsmitglied 

Dr. Ernesto Harder Dr. Stephan Eickschen 

 
 

1.7 Mitteilungen   

1.7.1 Drucksachen-Nr.: 1413098NV3   
 Einsatz für die Einführung des Kommunalen Wahlrechts für alle auf Dauer in NRW 

lebenden Migrantinnen und Migranten 
  

    
Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.2 Drucksachen-Nr.: 1510729NV5   
 Einrichtung von Unterricht im Gemeinsamen Lernen an Gymnasien   
    

Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
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1.7.3 Drucksachen-Nr.: 1511965   
 Beteiligungsbericht 2014 der Bundesstadt Bonn   
    

Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.4 Drucksachen-Nr.: 1512236   
 Vierteljahresbericht 2015 der bonnorange AöR   
    

Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.5 Drucksachen-Nr.: 1512310   
 Rückstellung im Jahresabschluss 2014 wegen anhängigem Passivprozess   
    

Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.6 Drucksachen-Nr.: 1512540   
 Umsetzung des Gesetzes für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und 

Männern in Führungspositionen in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst 
in Beteiligungen der Bundesstadt Bonn 

  

    
Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.7 Drucksachen-Nr.: 1512593   
 Bericht zur haushaltswirtschaftlichen Lage nach dem 2. Quartal 2015 und 

Controllingbericht 
  

    
Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.8 Drucksachen-Nr.: 1512596   
 23. Projektstatusbericht Konferenzzentrum   
    

Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.9 Drucksachen-Nr.: 1512598   
 Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 83 (1) GO NRW bzw. § 85 (1) GO NRW durch den Stadtkämmerer - Liste 
1/2015 

  

    
Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.10 Drucksachen-Nr.: 1512601   
 Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszahlungen 

gemäß § 83 (1) GO NRW bzw. § 85 (1) GO NRW durch den Stadtkämmerer - Liste 
13/2014 

  

    
Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.11 Drucksachen-Nr.: 1512606   
 11. Fertigstellungsbericht des Bauherrn zur Budget- und Kostenkontrolle der 

Fertigstellung des Konferenzzentrums WorldCCBonn, Stichtag: 31.07.2015 
  

    
Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
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1.7.12 Drucksachen-Nr.: 1512035NV4   
 WorldCCBonn: Wiederaufnahme der Planungen zur Herstellung der 

Konzerttauglichkeit im Großen Saal des Konferenzzentrums WorldCCBonn, hier: 
Beantwortung der Fragen aus der Dringlichkeitsentscheidung, DS-Nr.: 
1512035NV3 

  

    
Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.7.13 Drucksachen-Nr.: 1512690   
 Punkte der nichtöffentlichen Sitzung   
    

Der Rat nimmt von der Mitteilung ohne Aussprache Kenntnis. 
 
 

1.8 Aktuelle Informationen der Verwaltung   

    

Oberbürgermeister Nimptsch informiert die Mitglieder des Rates über die aktuelle Situation hinsichtlich 
der auf die Stadt Bonn zukommende Zuweisung von Flüchtlingen; demnach werden der Stadt Bonn 
im Oktober wöchentlich 150 Flüchtlinge zugewiesen (insgesamt 600), die nicht in Turnhallen oder 
Zelten untergebracht werden. 
 
 
 
 
 
 
gez. Jürgen Nimptsch     gez. Reinhard Limbach 
Oberbürgermeister      Bürgermeister 
 
 
 
 
 
gez. Axel Worm 
Schriftführer 
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Anwesenheitsliste 
RAT:         Anlage 1 
OB Nimptsch zur Niederschrift des Rates vom 

17.09.2015 
CDU: 
 
Stv. von Alten-Bockum 
Stv. Burgunder 
Stv. Fenninger 
Stv. Giersberg 
Stv. Dr. Gilles 
Stv. Goetz 
Stv. Gold 
Stv. Henseler 
Stv. Jackel 
Stv. Prof. Dr. Jacobs 
Stv. Jansen 
Stv. Dr. Katzidis 
Stv. Kaupert 
Stv. Klemmer 
Stv. Krämer-Breuer 
Stv. Lechner 
Bgm. Limbach 
Stv. Moll 
Stv. Nelles 
Stv. Overmans 
Stv. Reinsberg 
Stv. Steins 
Stv. Thorand 
Stv. Wehlus 
 
SPD: 
 
Stv. Apelt 
Stv. Dr. Eickschen 
Stv. Esch 
Stv. Ewald 
Stv. Grenz 
Stv. Holdorf 
Stv. Kelm 
Bgm. Klingmüller 
Stv. Kox 
Stv. Mamozei 
Stv. Mayer 
Stv. Öztoprak 
Stv. Dr. Redeker 
Stv. Richter 
Stv. Schaper 
Stv. Dr. Schüller 
Stv. Spoelgen 
Stv. Wittneven-Welter 
Stv. Zaun 
 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN: 
 
Stv. Achtermeyer 
Stv. Beu 
Stv. El Saman 
Stv. Finger 
Stv. Freitag 
Stv. Heinzel 
Bgm. Kappel 
Stv. Lohmeyer 
Stv. Poppe 
Stv. Dr. Sachsse-Schadt 
Stv. Schmitz 
Stv. Smid 
Stv. Trützler 
 
FDP: 
 
Stv. Dörtlemez 
Stv. Hümmrich 
Stv. Juhr 
Stv. Kansy 
Stv. Prof. Dr. Löbach 
Stv. Schröder 
Stv. Dr. Stamp 
 
DIE LINKE: 
 
Stv. Brandes 
Stv. Dr. Faber 
Stv. Repschläger 
Stv. Schmidt 
Stv. Weber-Körner 
 

 
 

ab 18.00 Uhr 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 

bis 19.05 Uhr 
ab 18.00 Uhr 

 
 
 

ab 18.00 Uhr 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
 
 
 

ab 18.00 Uhr 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 

bis 21.55 Uhr 
ab 18.00 Uhr 

“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
 
 
 

ab 18.00 Uhr 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
“ 
 
 
 

ab 18.00 Uhr 
“ 
“ 
“ 
“ 
 

Bürger Bund Bonn: 
 
Stv. Ingenkamp 
Stv. Schmitt 
Stv. Schott 
 
AfB: 
 
Stv. Dr. Bachem 
Stv. Dr. Lang 
 
Piraten-Gruppe: 
 
Stv. Dr. Euwens 
Stv. Kopinski 
 
PRO NRW: 
 
Stv. Freiherr von Mengersen 
 
 
Entschuldigt: 
 
Stv. Burgsmüller -CDU- 
Stv. Déus -CDU- 
Stv. Henges -CDU- 
Stv. Heyer -Grüne- 
Stv. Paß-Weingartz -Grüne- 
Stv. Dr. Standop -Grüne- 
Stv. Wimmer -BBB- 
Stv. Rosendahl -AfB- 
Stv . Yildiz -BIG- 
 
 
Verwaltung: 
 
StK Prof. Dr. Sander 
StD Fuchs 
Bg Schumacher 
Bg Wahrheit 
Bg Wagner 
BL Duisberg 
CD Braun 
AL Berger 
AL Dr. Hörig 
AL Kömpel 
AL Stein 
AL van Vorst 
AL Zelmanski 
Herr Birkner 
Herr Borkowski 
Frau Hemminger 
Frau Lucka 
Herr Wachendorf 
Herr Worm 
Herr Zauke 
Herr Zilm 
 
 
Ende der öffentlichen 
Sitzung:  22.30 Uhr 
 

 
 

ab 18.00 Uhr 
“ 
“ 
 
 
 

ab 18.00 Uhr 
“ 
 
 
 

ab 18.00 Uhr 
“ 
 
 
 

ab 18.00 Uhr 
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Anlage 
Rat: 17.09.2015 

 
N A C H R U F 

 
 
Die Stadt Bonn trauert um ihren Stadtverordneten 
 

Werner Esser, 
 
der am vergangenen Sonntag im Alter von 57 Jahren gestorben 
ist. 
 
Bonn verliert mit Werner Esser einen engagierten 
Kommunalpolitiker, der durch seine Sachorientiertheit 
überzeugt hat und sich über Partei- und Fraktionsgrenzen 
hinweg hohes Ansehen erworben hat. 
 
Seine kommunalpolitische Arbeit für die Stadt Bonn begann 
1995 in der Bezirksvertretung Bonn. Als Stadtverordneter 
gehörte Werner Esser dem Rat der Stadt Bonn seit 1997 an. In 
dieser Zeit stellte er als Mitglied in zahlreichen Ausschüssen, 
unter anderem auch im Hauptausschuss, seine Sachkunde 
unter Beweis. Besondere Fachkompetenz besaß er in den 
Bereichen Stadtplanung und Verkehr. Werner Esser war ein 
Kommunalpolitiker, der seine Arbeit für die Bürgerinnen und 
Bürger unserer Stadt als Dienst am Menschen verstand.  
 
Rat und Verwaltung der Stadt Bonn danken ihm für seinen 
großen Einsatz und sein Wirken für die Stadt und ihre 
Menschen. Wir werden das Andenken an Werner Esser in 
Ehren halten. 
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Anlage 1 
 
 

2. Satzung zur Änderung der Satzung 
der Bundesstadt Bonn über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer 

 
Vom 

 
 
Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am               aufgrund des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666 / SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
03. Februar 2015 (GV.NRW. S. 208) und der §§ 1 bis 3 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.Oktober 1969 (GV.NRW. S. 712/ SGV.NRW. 610), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 (GV.NRW. S. 687) folgende Satzung 
beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
 
Die Satzung der Bundesstadt Bonn über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer vom 
12.10.2010 (Amtsblatt der Bundesstadt Bonn, Seite 420), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 08.02.2012 (Amtsblatt Bundesstadt Bonn S. 59), wird wie folgt geändert: 
 
 
§ 4 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Steuer bemisst sich nach der aufgrund des Mietvertrages im Besteuerungszeitraum 
gemäß § 6 Abs. 1 geschuldeten Nettokaltmiete. Als im Besteuerungszeitraum geschuldete 
Nettokaltmiete ist die für den ersten vollen Monat des Besteuerungszeitraumes geschuldete 
Nettokaltmiete multipliziert mit der Zahl der in den Besteuerungszeitraum fallenden Monate 
anzusetzen. Sollte im Mietvertrag zwischen den Parteien eine Miete vereinbart worden sein, 
in der einige oder alle Nebenkosten oder Aufwendungen für die Möblierung der Wohnung 
enthalten sind, sind zur Ermittlung der Nettokaltmiete pauschale Kürzungen in 
nachfolgendem Umfang vorzunehmen: 
 
a) für eingeschlossene Nebenkosten ohne Heizung 10 v.H. 
b) für eingeschlossene Nebenkosten mit Heizung 20 v.H. 
c) für eine Teilmöblierung 10 v. H.  
d) für eine Vollmöblierung 30 v.H.. 
 
Sind in der vereinbarten Miete sowohl Nebenkosten (mit oder ohne Heizkosten), als auch 
Aufwendungen für die Möblierung enthalten, wird von der vereinbarten Miete zunächst die 
entsprechende Pauschale für die eingeschlossenen Nebenkosten abgezogen. Von der so 
ermittelten Miete wird danach die maßgebliche Pauschale für die Möblierung in Abzug 
gebracht.“ 
 
 

Artikel II 
Inkrafttreten 

 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.Juli 2015 in Kraft. 
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Anlage 
 

Satzung der Bundesstadt Bonn 
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen gemäß den §§ 127 ff. BauGB für die erstmalige 

Herstellung der Herbert-Rabius-Straße  
 

vom 
 
Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am ……..  aufgrund des § 7 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV 
NRW S. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Februar 2015 (GV NRW S. 208), und 
der §§ 132 und 133 Abs. 3 BauGB vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I. S. 1748) folgende Satzung beschlossen: 

 
§ 1 

Allgemeines 
 

(1) Zum Ersatz des Aufwandes für die erstmalige Herstellung der Herbert-Rabius-Straße 
erhebt die Bundesstadt Bonn Erschließungsbeiträge. 

(2) Die Merkmale der endgültigen Herstellung der Herbert-Rabius-Straße bestimmen sich 
nach Maßgabe dieser Satzung. 

 Im Übrigen ist die Satzung der Bundesstadt Bonn über die Erhebung von 
Erschließungsbeiträgen gemäß den §§ 127 ff. BauGB vom 21.12.1988 in der Fassung 
vom 10.04.2014 anzuwenden. 

 
§ 2 

Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 
 

Die Herbert-Rabius-Straße gilt als endgültig hergestellt, wenn  
a) die Stadt Eigentümerin der Fläche für die Erschließungsanlage ist und diese mit 

betriebsfertigen Entwässerungs- und Beleuchtungsanlagen ausgestattet und 
b) sie auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster, Basalt-

Splitt oder einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise befestigt sind.  
Unselbständige Grünanlagen und Straßenbegleitgrün sind hergestellt, wenn sie 
gärtnerisch gestaltet sind.  

 Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus dem Bauprogramm. 
 

 
§ 3 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Anlage 1 

 
3. Satzung zur Änderung der Satzung 

der Stiftung zur Förderung der Feuerwehr  
 

Vom 
 
 
 
Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am             auf Grund des § 7 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW 2023), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 03. Februar 2015 (GV. NRW S. 208), folgende Sat-
zung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 

Die Satzung der Stiftung zur Förderung der Feuerwehr vom 13. Juni 2003 (Amtsblatt 
der Bundesstadt Bonn S. 178), zuletzt geändert durch 2. Satzung zur Änderung der 
Satzung der Stiftung zur Förderung der Feuerwehr vom 29.05.2014 (Amtsblatt der 
Bundesstadt Bonn S. 720), wird wie folgt geändert: 
 
 
1. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

 
„Zweck der Stiftung ist die Förderung des Feuerschutzes durch die Beschaffung 
von Mitteln für die Freiwillige Feuerwehr der Bundesstadt Bonn zur Verwirkli-
chung ihrer steuerbegünstigten Zwecke gem. § 52 Abgabenordnung (AO). Der 
Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

 
- Förderung der Beschaffung von Ausrüstung der Freiwilligen Feuerwehr 
- Förderung der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Mitgliedern der Freiwilligen 

Feuerwehr 
- Förderung der Öffentlichkeitsarbeit zur Gewinnung von Mitgliedern für die 

Freiwillige Feuerwehr 
- Förderung bei der Erhaltung und Ausstattung von Einrichtungen und Unter-

künften der Freiwilligen Feuerwehr.“ 
 
 
2.  § 3 Abs. 2 S. 2 erhält folgende Fassung: 
  
     „Das Stiftungsvermögen ist in seinem Wert ungeschmälert zu erhalten.“ 

 
 

3. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
„Die Erträge des Stiftungsvermögens und die ihm nicht zuwachsenden Zuwen-
dungen sind zur Erfüllung des Stiftungszwecks zu verwenden. Davon ausge-
nommen sind die Zuführungen zum Stiftungsvermögen gemäß § 62 Abs. 1 AO.“ 

 
 

1405

worm
Schreibmaschinentext
Anlage zu TOP 1.4.10
Rat: 17.09.2015



 
4.  § 8 erhält folgende Fassung: 
 
 „Ändern sich die Verhältnisse derart, dass die Erfüllung des Stiftungszwecks vom 

Kuratorium nicht mehr für sinnvoll gehalten wird oder unmöglich wird oder die 
Freiwillige Feuerwehr Bonn sich aufgelöst hat, so kann das Kuratorium einen 
neuen Stiftungszweck beschließen. Zur Wirksamkeit ist hierfür ein entsprechen-
der Ratsbeschluss einzuholen. 

 
Der geänderte Stiftungszweck hat ebenfalls gemeinnützig zu sein und auf dem 
Gebiet der Förderung des Feuerschutzes und der Hilfeleistung zu liegen.“ 

 
 
5.  § 10 erhält folgende Fassung: 
 
 „Bei Auflösung der Stiftung oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen der Stiftung an die Bundesstadt Bonn, die es unmittelbar und aus-
schließlich für die Förderung des Feuerschutzes im Sinne dieser Satzung zu ver-
wenden hat.“ 

 
 

Artikel II 
 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Anlage 1 
 
 

Satzung der Bundesstadt Bonn 
über Erlaubnisse und Gebühren 

für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen 
 

Vom                 2015 
 
 

Der Rat der Bundesstadt Bonn hat in seiner Sitzung am  
aufgrund der §§ 18, 19 und 19a des Straßen- und Wegegesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
23. September 1995 (GV. NRW. S. 1028/SGV. NRW. 91), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294), sowie des § 8 des Bundesfernstra-
ßengesetzes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. April 1994 
(BGBl. I S. 854), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Mai 2013 (BGBl. I S. 1388), 
und des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 03. Februar 2015 (GV. NRW. S. 208), folgende Sat-
zung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Sachlicher Geltungsbereich 

 
(1) Diese Satzung gilt für alle dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Gemeinde- und     
     Kreisstraßen (einschließlich Wege und Plätze) sowie für die Ortsdurchfahrten im 
     Zuge der Bundes- und Landesstraßen im Gebiet der Stadt Bonn. 
 
(2) Zu den Straßen im Sinne des Abs. 1 gehören die in § 2 Abs. 2 Straßen- und 
     Wegegesetz NRW sowie in § 1 Abs. 4 Bundesfernstraßengesetz genannten 
     Bestandteile des Straßenkörpers, der Luftraum über dem Straßenkörper, das 
     Zubehör und die Nebenanlagen. 
 
(3) Diese Satzung findet keine Anwendung auf Veranstaltungen aller Art (z. B. 
     Kulturprogramme, Märkte, Volksfeste), bei der die Stadt selbst Veranstalter ist, 
     sowie sonstige Veranstaltungen, für die nach der Tarifordnung für Ausstellungen, 
     Wochenmärkte, Spezialmärkte, Jahrmärkte, Flohmärkte, Volksfeste und ähnliche 
     Veranstaltungen in der Stadt Bonn ein Entgelt zu erheben ist. 
 
(4) Die durch Vertrag geregelte Plakatierung und Werbung auf öffentlichen Straßen 
     ist nicht Gegenstand dieser Satzung. 
 
 

§ 2 
Erlaubnisbedürftige Sondernutzungen 

 
Vorbehaltlich der §§ 3 und 4 dieser Satzung und § 14 a Straßen- und Wegegesetz 
NRW bedarf die Benutzung der Straßen über den Gemeingebrauch hinaus als 
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Sondernutzung der Erlaubnis der Bundesstadt Bonn. Die Benutzung ist erst zulässig, 
wenn die Erlaubnis erteilt ist. Der Erlaubnis bedarf es auch für jede Nutzung der 
Straße zu dem Zweck, eine umfassende fotografische oder digitale Darstellung des 
Gemeindegebietes oder eines zusammenhängenden Teils dieses Gebietes oder ein-
zelner Straßenzüge aufzunehmen oder grafisch oder digital weiter zu verwenden. 
 
 

§ 3 
Erlaubnisfreie Sondernutzungen 

 
(1) Keiner Erlaubnis bedürfen: 
 

a) bauaufsichtlich genehmigte Bauteile und Werbeanlagen, sofern eine 
    Abschöpfung des wirtschaftlichen Nutzens erfolgt; 
b) die Ausschmückung von Straßen- und Häuserfronten für Feiern, Feste, 
    Umzüge und ähnliche Veranstaltungen zur Pflege des Brauchtums sowie für 
    kirchliche Prozessionen für maximal eine Woche vor und während der 
    Veranstaltung; 
c) Autorufsäulen, Notrufsäulen, Wartehäuschen für öffentliche Verkehrsmittel, 
    Fahrkartenautomaten; 
d) dauernde Einrichtungen der städtischen Abfallentsorgung; 
e) das Verteilen von Flugblättern und Umherziehen mit Informationstafeln, die 
    religiösen oder politischen Zwecken dienen. 
 

(2) Nach Abs. 1 b) – e) erlaubnisfreie Sondernutzungen können eingeschränkt oder 
     untersagt werden, wenn Belange des Straßenbaus oder Belange der Sicherheit 
     oder Ordnung des Verkehrs dies erfordern. 
 
 

§ 4 
Sonstige Benutzung 

 
(1) Die Einräumung von Rechten zur Benutzung des Eigentums der Straßen richtet 
     sich nach Privatrecht, wenn sie den Gemeingebrauch nicht beeinträchtigt, wobei 
     eine vorübergehende Beeinträchtigung für Zwecke der öffentlichen Versorgung 
     oder der Entsorgung außer Betracht bleibt. 
 
(2) Für die Nutzung einer nicht gewidmeten Straße ist der Abschluss eines 
     privatrechtlichen Vertrages erforderlich. 
 
 

§ 5 
Erlaubnisantrag 

 
(1) Die Sondernutzungserlaubnis wird nur auf Antrag erteilt. Dieser ist in der Regel 
     schriftlich mindestens eine Woche vor der beabsichtigten Ausübung der 
     Sondernutzung mit Angaben über Ort, Art, Umfang und Dauer der Sondernutzung 
     bei der Stadt zu stellen. Er ist durch Zeichnungen und Textbeschreibungen 
     so zu erläutern, dass die Art und Dauer der Benutzung sowie der dadurch         
     beanspruchte Verkehrsraum ausreichend beurteilt werden können.     
     Sammelanträge (z. B. für die Aufstellung von Containern) sind möglich. 
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(2) Ist mit der Sondernutzung eine Behinderung oder Gefährdung des Verkehrs oder 
     eine Beschädigung der Straße oder die Gefahr einer solchen Beschädigung 
     verbunden, so muss der Antrag Angaben darüber enthalten, in welcher Weise 
     den Erfordernissen der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs sowie des 
     Schutzes der Straße Rechnung getragen wird. 
 
 

§ 6 
Erlaubnis 

 
(1) Die Erlaubnis wird auf Zeit oder auf Widerruf erteilt. Sie kann versagt, 
     widerrufen oder unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden, wenn dies für 
     die Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs, zum Schutze der Straße oder zur 
     Wahrung stadtgestalterischer oder städtebaulicher Belange erforderlich ist. 
     Sammelanträge werden mit einer Gesamterlaubnis genehmigt. 
 
(2) Der Erlaubnisnehmer ist verpflichtet, die mit der Sondernutzung verbundenen 
     Anlagen nach den bestehenden gesetzlichen Vorschriften und anerkannten 
     Regeln der Technik zu errichten und zu unterhalten. 
 
(3) Der Erlaubnisnehmer hat gegen die Bundesstadt Bonn keinen Ersatzanspruch    
     bei Widerruf der Erlaubnis oder bei Sperrung, Änderung oder Einziehung der    
     Straße. 
 
(4) Die personenbezogene Erlaubnis einer Sondernutzung ist nicht übertragbar; sie 
     ist durch den Erlaubnisnehmer persönlich auszuüben. Eine krankheits- oder 
     urlaubsbedingte Vertretung von mehr als 4 Wochen ist anzuzeigen und auf 
     maximal ein Jahr beschränkt. Ausnahmen kann auf Antrag zugestimmt werden. 
 
(5) Die auf ein Grundstück bezogene Erlaubnis einer Sondernutzung geht auf den 
     Rechtsnachfolger über. Dieser hat den Übergang unter Angabe des Zeitpunkts 
     anzuzeigen. 
 
 

§ 7 
Verkehrssicherungspflicht 

 
Die Verkehrssicherungspflicht liegt beim Erlaubnisnehmer. Er haftet für alle Schäden, 
die der Bundesstadt Bonn oder Dritten durch die Anlagen oder durch die nicht ord-
nungsgemäße Wiederherstellung der öffentlichen Verkehrsfläche oder als Folge der 
Ausübung der Sondernutzung entstehen. Von etwaigen Ersatzansprüchen Dritter hat 
er die Bundesstadt Bonn freizustellen. 
 
 

§ 8 
Gebühren 

 
(1) Für erlaubnispflichtige Sondernutzungen werden Gebühren nach Maßgabe 
     dieser Satzung und des Gebührentarifs, der Bestandteil dieser Satzung ist, 
     erhoben. Die genaue Abgrenzung der Tarifzonen I - III im Gebührentarif ergibt 
     sich aus dem als Anlage beigefügten Plan, der Bestandteil dieser Satzung ist. 
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     Die Rechnungsendbeträge werden auf 50 ct-Beträge auf- oder abgerundet. 
 
(2) Die Stadt hat nach § 18 Abs. 3 Straßen- und Wegegesetz NRW bzw.  
     § 8 Abs. 2 a Bundesfernstraßengesetz das Recht, Kostenersatz sowie     
     Vorschüsse und Sicherheiten zu fordern, insbesondere bei allen Baumaßnahmen,     
     bei denen eine Beeinträchtigung der öffentlichen Verkehrsfläche zu befürchten ist.   
     Die nach dem Tarif bestehende Gebührenpflicht oder Gebührenfreiheit für    
     Sondernutzungen wird durch dieses Recht nicht berührt. 
 
(3) Das Recht, für die Erteilung der Sondernutzungserlaubnis Verwaltungsgebühren 
     zu erheben, bleibt unberührt. 
 
(4) Die Gebühr wird für die tatsächlich in Anspruch genommene Verkehrsfläche und 
     für die genehmigte Dauer der Erlaubnis oder bis zu deren Widerruf erhoben. Für 
     die Berechnung der Gebühr pro angefangene qm ist die Grundfläche maßgebend, 
     die sich aus der äußeren Begrenzung der Sondernutzungsanlage ergibt. 
     Sondernutzungen, die sich ganz oder teilweise im Luftraum befinden, werden auf 
     die Verkehrsfläche projiziert und danach berechnet. 
 
(5) Bei wöchentlichen, monatlichen und jährlichen Zeiteinheiten gilt jeder     
     angefangene Zeitraum einer Woche, eines Monats oder eines Jahres als volle    
     Einheit. 
 
(6) Ist abzusehen, dass die Sondernutzung auf unbestimmte Dauer langfristig 
     bestehen bleibt, z. B. bei festen Bauteilen, so kann anstelle der laufenden 
     Jahreszahlung nach Maßgabe des Einzelfalls ein Ablösebetrag vereinbart 
     werden. Der Ablösebetrag wird errechnet aus der Jahresgebühr und der 
     voraussichtlichen Nutzungsdauer. 
 
(7) Für erlaubnispflichtige, aber unerlaubte Sondernutzungen werden ebenfalls 
     Gebühren nach dieser Satzung erhoben. 
 
 

§ 9 
Gebührenbefreiung 

 
(1) Gebühren nach Maßgabe des Gebührentarifes zu dieser Satzung werden nicht 
     erhoben für Sondernutzungen: 
 

a) durch Behörden zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben, es sei denn, dass 
    sie einem Dritten als Veranlasser zur Last gelegt werden können. Die     
    Gebührenbefreiung gilt nicht für wirtschaftliche Unternehmen bzw.  
    Eigenbetriebe von juristischen Personen des öffentlichen Rechts; 
b) die ausschließlich gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken im Sinne des 
    Steuerrechts oder kirchlichen Zwecken dienen; 
c) durch den Rat und die Bezirksvertretungen einschließlich ihrer Gremien; 
d) durch Träger kultureller Veranstaltungen, soweit diese Veranstaltungen 
    unentgeltlich durchgeführt werden; 
e) durch Informationsstände, soweit der Sondernutzungsnehmer keine  
    wirtschaftlichen Zwecke verfolgt; 
f) durch Telefonzellen, die der Grundversorgung dienen. 
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(2) Die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbürgermeister kann nach pflichtgemäßem 
     Ermessen ganz oder teilweise von der Erhebung einer Gebühr absehen, wenn 
     erlaubnisbedürftige Sondernutzungen ausschließlich oder überwiegend im 
     öffentlichen Interesse liegen. Der Erlass von Sondernutzungsgebühren richtet 
     sich im Übrigen nach den Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes für das 
     Land Nordrhein-Westfalen. 
 
(3) Eine Gebührenbefreiung nach Abs. 1 schließt die Notwendigkeit einer Erlaubnis 
     nach § 6 nicht aus. 
 
 

§ 10 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner sind: 
 

a) der Antragsteller, 
b) der Erlaubnisnehmer, 
c) derjenige, der die Sondernutzung ausübt oder in dessen Interesse die    
    Sondernutzung ausgeübt wird. 
 

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 11 
Entstehung der Gebührenpflicht und Fälligkeit 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht: 
 

a) mit der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis, 
b) bei unbefugter Sondernutzung mit dem Beginn der Nutzung. 
 

(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe des Gebührenbescheides an den 
     Gebührenschuldner fällig oder spätestens zum im Bescheid genannten     
     Fälligkeitsdatum. 
     Bei wiederkehrenden jährlichen Gebühren sind die folgenden 
     Gebühren bis zum 31.03. des jeweiligen Haushaltsjahres zu entrichten. 
 
(3) Wird die Sondernutzung für eine bestimmte Zeit beantragt, werden die zu    
     entrichtenden Gebühren für den gesamten beantragten Zeitraum berechnet. Bei 
     Beantragung einer Sondernutzung in ähnlich gelagerten Fällen, z. B. für    
     Container, kann eine Sammelberechnung erstellt werden. 
 
(4) Die Mindestgebühr wird nur einmal für jeden Antragszeitraum berechnet. 
 
(5) Die Gebühr für die Tarifnummern 14 - 23 ist für Sondernutzungen so lange 
     weiter zu entrichten, bis die genutzte Fläche für den Gemeingebrauch wieder zur 
     Verfügung steht, mindestens aber für die Dauer der Erlaubnis. Zum Nachweis 
     dafür, dass die Nutzung beendet wurde, hat der Gebührenschuldner schriftlich 
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     eine Abnahme bei der Bundesstadt Bonn zu beantragen. Bis zur mängelfreien     
     Abnahme hat der Gebührenschuldner die Kosten für die Überwachung durch die     
     Bundesstadt Bonn zu tragen. 
 
(6) Soweit die Gebühren je nach Dauer für den Bemessungszeitraum in    
     unterschiedlicher Höhe fällig werden, ist auch bei Verlängerungen stets der    
     Beginn der ersten Sondernutzung für eine Berechnung maßgebend. 
 
 

§ 12 
Gebührenerstattung 

 
(1) Wird eine genehmigte Sondernutzung vorzeitig aufgegeben, nicht in Anspruch 
     genommen oder werden Flächen innerhalb des Genehmigungszeitraumes    
     reduziert, kann innerhalb dieses Zeitraumes eine Erstattung der entrichteten    
     Gebühren schriftlich beantragt werden. Die Pflicht zur Zahlung der Gebühren   
     endet dann mit Ablauf des Bemessungszeitraumes, in dem die Bundesstadt Bonn    
     über die Aufgabe schriftlich unterrichtet wird. 
 
(2) Entrichtete Gebühren können auf Antrag anteilmäßig erstattet werden, wenn die 
     Stadt eine Sondernutzungserlaubnis für mehr als 3 aufeinander folgende Tage 
     aus Gründen widerruft, die nicht vom Gebührenschuldner zu vertreten sind; 
     dabei wird wenigstens die tarifliche Mindestgebühr festgesetzt. Dies gilt nicht bei 
     Pauschalberechnungen und Ablösebeträgen nach § 8 Abs. 6 dieser Satzung. 
 
(3) Zuviel entrichtete Gebühren werden nur erstattet, soweit der zu erstattende     
     Betrag 5,-- Euro übersteigt. 
 
 

§ 13 
Beseitigungspflicht 

 
Wird die Sondernutzung nicht den Bedingungen und Auflagen entsprechend ausge-
übt und wird dadurch oder durch den Zustand von Bauteilen die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung gefährdet, kann die Bundesstadt Bonn den nicht ordnungsgemäßen 
Zustand zu Lasten des Erlaubnisnehmers beseitigen oder beseitigen lassen. Das 
Gleiche gilt, wenn die Sondernutzungserlaubnis zeitlich abgelaufen und der Erlaub-
nisnehmer die Verkehrsfläche nicht geräumt hat. Die hierdurch entstehenden Kosten 
trägt der Erlaubnisnehmer. 
 
 

§ 14 
Übergangsbestimmungen 

 
Für Sondernutzungen, die nach dem bisherigen Recht auf Zeit oder Widerruf 
erteilt worden sind, wird eine Anpassung an die Gebühren dieser Satzung nur für die 
noch nicht begonnenen Genehmigungszeiträume vorgenommen. 
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§ 15 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Satzung über Erlaubnisse und Gebühren für Sondernutzungen an öffentlichen 
Straßen der Stadt Bonn vom 14. Dezember 2001 außer Kraft. 
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Tarif- Art der Sondernutzung Bemessungs- Mindest-

Nr. (Bemessungsgrundlage) zeitraum Geltungsbereich Fußgänger- übriges gebühr

Gestaltungs- und zone Bad Stadt- EURO

Werbesatzung Godesberg gebiet

Bonner  Innen-

stadt

1 Verkaufsauslagen in

Verbindung mit

Geschäftslokalen

je angef. m² Grundfläche monatl. 9,60 7,20 6,00 18,00

2 Tische und

Sitzgelegen-

heiten, die zu

gewerblichen Zwecken

auf öffentlicher

Verkehrsfläche

aufgestellt werden

je angef. m² Grundfläche

a) jährlich 67,20 50,40 33,60 37,20

b) monatlich 12,00 9,60 6,00 37,20

c) (nur von Okt.-März) wöchentlich 2,40 1,80 1,20 18,00

3 Werbemaßnahmen

für wirtschaftl.

Zwecke

a) Werbe-Kfz und

Werbeanhänger

je angef. m² Werbefläche tägl. 2,00 2,00 2,00 25,00

b) Informationsstände 

(bis 10m²)

je angef. m² Grundfläche tägl. 3,60 3,00 2,40 31,20

c) Großflächige Nutzungen

(ab 11 m²)

je angef. m² Grundfläche tägl. 10,00 8,00 5,00 65,00

4 Zeitungsständer

je angef. m² Grundfläche

a) vor eigenem monatl. 4,80 3,90 3,00 31,20

    Ladenlokal

b) Verkaufshilfen für jährl. 61,20 49,20 37,20

    Zeitungen

5 großflächige Aufbauten

oder Nutzungen (Zelte,

Busse, Pavillons, Park-

platzreservierungen,

Veranstaltungen u.a.);

ohne Bereitstellung von

Wasser und Strom

je angef. m² Grundfläche tägl. 0,18 0,16 0,12 31,20

Gebührentarif                            

zur Satzung der Bundesstadt Bonn über Erlaubnisse und Gebühren

für Sondernutzungen an öffentlichen Straßen

Benutzungsgebühr in EURO
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6 Verkaufsstände

6.1 Verkauf von Weih-

nachtsbäumen und

Tannenzweigen außer-

halb eines Marktes

je angef. m² Grundfläche tägl. 0,31 0,24 0,18 31,20

6.2 Verkaufswagen, -karren

und -fahrräder 

(z.B. Imbiss, Speisen und

Getränke)

je angef. m² Grundfläche

a) kurzfristige Nutzung tägl. 33,60 27,20 21,60 43,20

b) langfristige Nutzung monatl. 98,40 79,20 73,20

6.3 Blumen-, Obst- und

Gemüsestände; Eis-,

Getränke- und

Crêpesstände in

Verbindung mit einem

Geschäftslokal

je angef. m² Grundfläche tägl. 2,40 1,80 1,20 31,20

Jahrespauschale: Es werden lediglich 300 Tage berechnet.

6.4 Lotteriestände

je angef. m² Grundfläche wöchentl. 6,00 4,80 3,00 18,00

7 Geschäftswagen und

-container bei Objekt-

sanierungen

je angef. m² Grundfläche wöchentl. 24,00 18,00 12,00 307,20

8 Sammelcontainer für

Wertstoffe aus Abfällen

je angef. m² Grundfläche jährl.

9 Verkauf im Umher-

fahren aus Kfz oder

Verkaufsanhängern

- außerhalb von Volks-

festen oder marktähn-

lichen Veranstaltungen

und Demonstrationen

je angef. m² Grundfläche

a) Verkauf von Urprodukten

(z.B. Frischfleisch und

Frischfisch, Obst und

Gemüse), vorgefertigten 

Backwaren und Eis tägl. 31,20

b) Verkauf von Imbisswaren

und sonstigen frisch

zum Verzehr zubereiteten

Speisen und/oder Ge-

tränken (z.B Burger, Brat-

wurst, belegte Brötchen,

Crepes, Kaffee) tägl. 31,20

im Stadtgebiet

24,00

0,37

2,50
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10 Verteilen von Hand-

zetteln oder Werbe-

material, Umher-

ziehen mit Plakattafeln

am Körper zum Zwecke

der Werbung und

kommerzielle Passanten-

befragung

je Person tägl. 18,00

11 Handverkauf von

Zeitungen

(je Person) tägl. 6,00

12 Bauchläden

je angef. m² tägl. 4,80 31,20

13 Abstellen von nicht

zum Verkehr zugelasse-

nen Kraftfahrzeugen

a) PKW tägl. 6,00 31,20

b) LKW tägl. 15,60 31,20

c) Krafträder tägl. 1,80 18,00

d) Einachsanhänger

    werden wie PKW,

    mehrachsige

    Anhänger wie LKW

    berechnet

Tarif- Art der Sondernutzung Bemessungs- Mindest-

Nr. (Bemessungsgrundlage) zeitraum ZONE I ZONE II ZONE III gebühr

Anlage/rot blau farblos EURO

14 Automaten, Auslage-

und Schaukästen

Telefongeräte, Vitrinen

je angef. m² Grundfläche jährl. 73,20 55,20 43,20 73,00

15     Lagerung/

    Aufstellung von

    Gegenständen, die

    nicht unter eine

    andere Nr. des

    Tarifs fällt; z.B.

    Fahrradständer

    ohne Werbung,

    Pflanzkübel

    je angef. m² monatl. 3,60 3,00 2,40 31,20

    Grundfläche

16 Tribünen

je angef. m² Grundfläche tägl. 1,80 1,20 0,60 12,00

17 Mülltonnenschränke

und

-standplatz

je angef. m² Grundfläche jährl. 37,20 31,20 24,00 37,20

Benutzungsgebühr in EURO
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18 Baucontainer, Bau-

buden, Gerüste, Bau-

stofflager, Aufstellen

von Arbeitswagen,

Baumaschinen und

Baugeräten mit und

ohne Bauzaun

je angef. m² Grundfläche monatl. 3,00 2,40 1,80 49,20

nach Ablauf von 6

Monaten monatl. 4,20 3,60 3,00 61,20

nach Ablauf von 12

Monaten monatl. 6,00 5,40 4,80 79,20

nach Ablauf von 18

Monaten monatl. 10,80 10,20 9,60 110,40

19 Aufstellen eines

Containers oder

Wechselbehälters

je Stück wöchentlich 31,20 24,00 18,00 31,20

20 Aufzug-/Biereinlass-/

Kellerlichtschächte

je angef. m² Grundfläche jährl. 37,20 31,20 24,00 37,20

21 Gleise, soweit sie nicht

dem öffentlichen

Nahverkehr dienen

je Gleis je angef. 100 m monatl. 43,20 37,20 31,20 43,20

22 Maste / Bodenhülsen

Verkehrsspiegel

je Stück jährl. 37,20 31,20 24,00 37,20

Tarif- Art der Sondernutzung Bemessungs- Gebühr (Euro)

Nr. einheit

23 Befahren der Gemeinde- Angefangener 24,00

straßen zum Zwecke der Kilometer Ge- je angef. Km.

digitalen / fotografischen meindestraße Soweit ein gemeinnütziger oder kein wirtschaftlicher

Aufnahme bzw. Datener- Zweck verfolgt wird, kann die Gebühr ermäßigt

hebung oder von der Erhebung abgesehen werden
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Richtlinie zur Organisation des Fahrdienstes für Menschen mit Behinderung 
 
 
1. Ziel des Fahrdienstes 
 

Einwohnerinnen und Einwohnern der Bundesstadt Bonn, die wegen einer we-
sentlichen körperlichen Behinderung in ihrer Mobilität eingeschränkt sind und 
diese nicht anderweitig sicherstellen können, soll durch den Fahrdienst für 
Menschen mit Behinderung Gelegenheit gegeben werden, den Kontakt mit der 
Umwelt zu erhalten, am gesellschaftlichen und kulturellen Leben teilzunehmen 
und persönliche Besorgungen selbst zu erledigen. Rechtsgrundlage ist § 53 
des Zwölften Sozialgesetzbuches (SGB XII) in Verbindung mit § 55 Abs. 2 Nr. 
7 des Neunten Sozialgesetzbuches (SGB IX). 

 
 
2. Zielgruppe 
 
2.1 Am Fahrdienst können teilnehmen: 
 
2.1.1 Menschen, die sich nur mit Hilfe eines Rollstuhls fortbewegen können und 
 
2.1.2 Menschen mit einer wesentlichen Gehbehinderung, denen weder die Benut-

zung von öffentlichen Verkehrsmitteln noch von Taxen und Mietwagen zuge-
mutet werden kann, soweit ein amtsärztliches Gutachten die Teilnahme am 
Fahrdienst befürwortet. 

 
2.2 In der Regel nicht am Fahrdienst teilnehmen können: 
 
2.2.1 Menschen mit Behinderung, die über ein geeignetes eigenes Fahrzeug verfü-

gen und dies selbständig nutzen können, 
 
2.2.2 Bewohnerinnen und Bewohner von Seniorenwohnheimen und Wohnheimen 

für Behinderte, zu deren Aufgabe es auch zählt, ihren Bewohnerinnen und 
Bewohnern die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen. Sollte 
im Einzelfall dennoch die Notwendigkeit der Inanspruchnahme des Fahr-
dienstes gegeben sein, ist im Vorfeld die Kostenübernahme durch die Ein-
richtung abzuklären. 

 
2.3 Behinderte Menschen, die für ihre Erledigungen eine Begleitperson benötigen, 

können den Fahrdienst nur gemeinsam mit einer Begleitperson in Anspruch 
nehmen. 

 
 
3. Organisation des Fahrdienstes 
 
3.1 Die Entscheidung über die Berechtigung zur Teilnahme trifft auf Antrag das 

Amt für Soziales und Wohnen. 
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3.2 Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Fahrdienst für Behinderte erhalten 
einen vom Amt für Soziales und Wohnen ausgestellten Berechtigungsaus-
weis, der jeweils bis zum Ende des laufenden Jahres gültig ist. Die Inhaberin 
bzw. der Inhaber des Berechtigungsausweises ist berechtigt, in einem Quartal 
30 Einzelfahrten innerhalb des Stadtgebietes Bonn durchzuführen. Die Fahr-
ten sind nicht auf das nächste Quartal und auch nicht auf andere Personen 
übertragbar. 

 
3.3.1 Für die Inanspruchnahme des Fahrdienstes wird ein Kostenbeitrag pro Fahrt 

erhoben. 
 
3.3.2 Der Kostenbeitrag beträgt 3 € und wird jährlich entsprechend an den 

Preissteigerungsindex angepasst. 
 
3.3.3 Personen, deren Einkommen und Vermögen unterhalb der Grenzen nach §§ 

85 ff. SGB XII liegen, können den Fahrdienst kostenfrei in Anspruch nehmen. 
Personen, deren Einkommen und Vermögen diese Grenzen überschreiten, 
zahlen den unter Ziffer 3.3.2 genannten Kostenbeitrag. Dies gilt auch, wenn 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse nicht dargelegt werden. 

 
3.4.1 Der Fahrdienst für Behinderte wird durch das Amt für Soziales und Wohnen 

grundsätzlich nur innerhalb des Stadtgebiets Bonn finanziert. 
 
3.4.2 Fahrten, die der schulischen Ausbildung, beruflichen Zwecken, der ärztlichen 

Versorgung oder der sonstigen medizinischen Behandlung dienen oder für die 
aus sonstigen Gründen andere Kostenträger (z.B. Krankenkassen) leistungs-
verpflichtet sind, werden nicht durch das Amt für Soziales und Wohnen finan-
ziert. 

 
3.4.3 Fahrten über das in 3.2 genannte Kontingent sowie über die Stadtgrenzen 

hinaus können zu Lasten des Teilnehmers bzw. der Teilnehmerin durchgeführt 
werden. 

 
 
4. Betrieb des Fahrdienstes 
 
4.1 Die Auftragnehmerin/der Auftragnehmer führt den Fahrdienst in eigener 

Zuständigkeit durch. Sie/er übernimmt die Verpflichtung, alle Maßnahmen zu 
treffen, die eine ordnungsgemäße Beförderung gewährleisten. Die Bun-
desstadt Bonn schließt mit der Auftragnehmerin/dem Auftragnehmer hierzu 
eine Leistungsvereinbarung ab. 

 
4.2 Es können täglich von 7.00 Uhr bis 23.00 Uhr Fahrten durchgeführt werden. 

Die Telefonzentrale ist montags bis freitags von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr zu er-
reichen. 

 
4.3 Die Fahrzeuge werden, soweit dies aufgrund der Behinderung notwendig ist, 

mit einem Beifahrer besetzt.  
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4.4  Das Fahrpersonal ist verpflichtet, dem Fahrgast am Abfahrts- und Zielort 
behilflich zu sein; umfassende Begleitdienste und Tragehilfen können grund-
sätzlich nicht geleistet werden. Für die Beförderung setzt die Auftragnehme-
rin/der Auftragnehmer entsprechendes Personal ein. 

 
 

5. Inkrafttreten 
 

Die Richtlinie tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Gleichzeitig wird die beste-
hende Regelung vom 13.11.2014 aufgehoben. 
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Seitens der Kostenträger wurden unter Berücksichtigung der 
Tarifsteigerungen und unter Anwendung landesweiter Vergleichswerte 
folgende Pflegesatzveränderungen vorgeschlagen: 
 
1. Haus Elisabeth 
A. Allgemeine Pflegeleistungen 

gültig bis 30.06.2015     gültig ab 01.07.2015 

Pflegestufe O:  30,42 €    31,14 €  
Pflegestufe I:  48,42 €    49,52 €  
Pflegestufe II: 70,00 €    71,58 €  
Pflegestufe III: 92,37 €    94,44 €  
Pflegestufe H:     104,47 €       107,03 € 
 
 
B. Entgelt Unterkunft und Verpflegung 

gültig bis 30.06.2015     gültig ab 01.07.2015 

Unterkunft:  18,44 €    18,82 € 
Verpflegung:  14,19 €    14,49 € 
Verpflegung bei 
Sondenernährung:  9,49 €     9,66 € 
 
 
2. Sankt Albertus-Magnus-Haus  
A. Allgemeine Pflegeleistungen 

gültig bis 30.06.2015     gültig ab 01.07.2015 

Pflegestufe O:  31,09 €    31,74 €  
Pflegestufe I:  49,15 €    50,25 €  
Pflegestufe II: 70,84 €    72,39 €  
Pflegestufe III: 93,33 €    95,35 €  
Pflegestufe H:     105,43 €       107,94 €  
 
 
B. Entgelt Unterkunft und Verpflegung 
 
gültig bis 30.06.2015     gültig ab 01.07.2015 
 
Unterkunft:  18,70 €    19,02 € 
Verpflegung:  14,40 €    14,64 € 
Verpflegung bei 
Sondenernährung:  9,60 €     9,81 € 
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3. Wilhelmine-Lübke-Haus 
A. Allgemeine Pflegeleistungen 

gültig bis 30.06.2015     gültig ab 01.07.2015 

Pflegestufe O:  29,91 €    30,65 €  
Pflegestufe I:  47,94 €    49,06 €  
Pflegestufe II: 69,60 €    71,19 €  
Pflegestufe III: 92,04 €    94,13 €  
Pflegestufe Härte: 104,14 €       106,72 € 
 
B. Entgelt Unterkunft und Verpflegung 
 
gültig bis 30.06.2015     gültig ab 01.07.2015 
Unterkunft:  18,11 €    18,55 € 
Verpflegung:  13,95 €    14,28 € 
Verpflegung bei 
Sondenernährung  9,30 €     9,52 € 
 
Seitens der Landesregierung ist im Rahmen der Umsetzung des GEPA-NRW 
(Gesetz zur Entwicklung und Stärkung einer demographiefesten, 
teilhabeorientierten Infrastruktur und zur Weiterentwicklung und 
Sicherung der Qualität von Wohn- und Betreuungsangeboten für ältere 
Menschen, pflegebedürftige Menschen, Menschen mit Behinderung und ihre 
Angehörigen) beabsichtigt, zum 01.01.2016 die Investitionskosten-
regelung neu festzulegen. Sofern dies erfolgt, werden die 
Kostenbestandteile für Wartungsarbeiten aus den Pflegesätzen in die 
Investitionskosten transferiert. Die hätte zur Folge, dass die 
Pflegesätze pflegestufenunabhängig einheitlich zum 01.01.2016 für die 
Restlaufzeit bis zum 30.06.2016 um 0,34 EUR reduziert würden. 
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Redeordnung des Rates der Bundesstadt Bonn 

 
 
            Die Redezeit der Redner und Rednerinnen im Rat wird begrenzt. 

  
-       Fraktionen, denen 20 oder mehr Stadtverordnete angehören, erhalten zu jedem 

Tagesordnungspunkt eine Redezeit von 10 Minuten. 
-       Fraktionen, denen über 10 Stadtverordnete angehören, erhalten zu jedem 

Tagesordnungspunkt eine Redezeit von 8 Minuten. 
-       Fraktionen, denen über 5 Stadtverordnete angehören, erhalten zu jedem 

Tagesordnungspunkt eine Redezeit von 6 Minuten. 
-       Alle anderen Fraktionen erhalten eine Redezeit von 4 Minuten.  
-       Gruppierungen und Einzelstadtverordnete erhalten zu jedem Tagesordnungspunkt 

eine Redezeit von 3 Minuten.  
  

-       Bei Anträgen, die in keinem Fachausschuss vorberaten worden sind, wird dem 
Antragssteller oder der Antragstellerin eine zusätzliche Redezeit von 2 Minuten 
eingeräumt, die auf das Rederecht der Fraktionen, Gruppierungen und 
Einzelstadtverordneten nicht angerechnet wird.  
  

-       Über Ausnahmen entscheidet der Rat mit Mehrheit der Stimmen der Ratsmitglieder. 
Haushaltsplanberatungen, persönliche Erklärungen sowie Protokollnotizen sind von 
der Redezeitbegrenzung ausdrücklich ausgeschlossen.  
  

-       Spricht ein Redner oder eine Rednerin über die festgesetzte Redezeit hinaus, kann 
der Sitzungsleiter oder die Sitzungsleiterin nach einmaliger Ermahnung das Wort 
entziehen.  
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